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Kompetent, kompakt, seriös und gleichzeitig unterhal-
tend präsentiert sich auch der FliegerKalender für 2014. 
Die aeronautische Themenpalette deckt sowohl neueste 
Entwicklungen in der zivilen und militärischen Luftfahrt 
als auch Höhepunkte aus der Luftfahrt geschichte ab. 
Themen der aktuellen Ausgabe sind unter anderem der 
neue Airbus A350XWB sowie der Airbus A400M Atlas.
Fachkundig und lebendig geschriebene Texte werden 
mit zahlreichen Fotos von Passagierfl ugzeugen, Jets, 
Transportern, Hubschraubern und Raumfahrt-Modu-
len illustriert, so dass auch der FliegerKalender 2014 
zu einem Muss für jeden Luftfahrtbegeisterteten 
wird, egal ob berufl icher oder privater Natur. 
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Editorial

Wenn Sie, sehr geehrte Leserinnen und Leser, schon einige 
Jahre im öffentlichen Dienst tätig sind, haben Sie wahr-

scheinlich mindestens eine (Verwaltungs-)Reform erlebt, bei mehr 
als zehn Jahren sind es vielleicht schon zwei oder mehr. Ich selbst 
habe vier oder fünf, genau weiß ich es nicht mehr, Hochschulre-
formen erlebt. Stets ging es um die Optimierung der Qualität der 
Lehre respektive Forschung. Und immer hieß es, die jüngste Re-
form sei die allerbeste, die vorhergehende habe sich, leider, leider, 
nicht bewährt und müsse durch was Neues ersetzt werden. Ver-
waltungsreformen werden so oder ähnlich begründet. Diese Be-
gründung muss nicht falsch sein, es gibt sinnvolle Neuerungen, die 
nötig sind. Nicht selten sind die Änderungen aber weder sinnvoll 
noch notwendig. 
Manche bizarre Reformidee geht auf das Konto externer Bera-
tungsunternehmen. Denn auch im öffentlichen Dienst sind Re-
formen ohne „Consultants“ selten geworden. Die Verwaltungs-
leitungen wollen nicht, dass ihre eigenen Leute so etwas allein 
machen, möglicherweise trauen sie es ihnen nicht zu. Berater aus 
der sog. freien Wirtschaft haben zudem ein besseres Image als 
eine Reformtruppe, die aus Verwaltungsbeamten besteht. Bei 
den Bachelor/Master-Reformen müssen die Hochschulen sogar 
Beratungsunternehmen einschalten, sie heißen Akkreditierungs-
agenturen (accredere = glauben!). Die Meinung der Beschäftigten 
interessiert trotz anders lautender Erklärungen meistens nicht. 
Warum auch? Opportunisten, die befördert werden wollen, lo-
ben die Reform ohnehin bei jeder passenden Gelegenheit. Die 
übrigen schweigen, ihre Stimmen werden nicht mitgezählt. Nur 
vereinzelt leisten Betroffene offenen Widerstand, der zuweilen 
rührende Züge hat. Ein Professor ließ zum Beispiel anlässlich der 
Jubiläumsfeier (s)einer Fachhochschule auf eigene Kosten eine 
„alternative Festschrift“ auflegen und hatte damit einen gewissen 
Heiterkeitserfolg.
Ob eine Reform im öffentlichen Dienst erfolgreich war, ist in der 
Regel sehr schwer oder gar nicht zu messen. Verwaltungsbehörden 
verkaufen keine Autos oder Toaster; es gibt folglich keine Umsatz- 
und Gewinnzahlen, die als Beleg für einen Reformerfolg taugen. 
Dennoch klammern sich viele Leute mit kindlicher Gläubigkeit an 
Zahlen und Statistiken. Sie halten beispielsweise eine Hochschul-
reform für gelungen, weil die Studierenden danach bessere Noten 

als bisher bekommen. Vielleicht sind aber nur die Anforderungen 
reduziert worden oder die Hochschullehrer schrecken davor zu-
rück, ehrliche Zensuren zu vergeben. Im Jahre 2011 haben nach 
Angabe des Wissenschaftsrats rd. 80 Prozent der Hochschulab-
solventen mit „sehr gut“ oder „gut“ abgeschnitten, nur 1,1 Prozent 
mit „ausreichend“. Das Institut für Forschungsinformation und 
Qualitätssicherung hat mitgeteilt, dass mittlerweile 25 Prozent 
der Promotionen im Fach Psychologie mit der Bestnote „summa 
cum laude“ (= 1 +) abgeschlossen werden. Die Normalverteilung 
nach Gauß sähe anders aus. An den Gesamtschulen und Gymna-
sien ist ein ähnliches Phänomen zu besichtigen (s. z. B. WAZ.de v. 
23. 3. 2013).Wer die Aussagekraft der zahlreichen „Einser-Noten“ 
auf Abiturzeugnissen bezweifelt, wird dahingehend belehrt, die 
Schülerinnen und Schüler von heute seien eben „leistungsfähiger 
als frühere Jahrgänge“ (so die nordrhein-westfälische Schulminis-
terin in ihrer Antwort vom 2. 1. 2013 auf eine parlamentarische 
Anfrage). Andere Erklärungen für die wundersame Flut der Spit-
zennoten, insbesondere eine Niveauabsenkung, scheint es für das 
Ministerium nicht zu geben, zumindest tut es so.
Wenn eine „reformierte“ Behörde oder Hochschule später nicht 
im Sinne des Erfinders funktioniert, ist das aber halb so schlimm. 
Es müssen lediglich genügend Leute übrig bleiben, die nicht 
ständig in Workshops, Arbeitskreisen, Qualitätszirkeln und 
Kommissionen sitzen oder Evaluationen organisieren, sondern 
den Dienstbetrieb aufrecht erhalten. Die Reformer sehen sich 
dadurch in ihrem Kurs bestätigt: Düsteren Prognosen von Kriti-
kern zum Trotz ist doch nicht alles zusammengebrochen. 
Die Order „Volle (Reform-)Kraft voraus!“ ist übrigens nicht 
immer der glücklichste Marschbefehl an eine Verwaltungs-
mannschaft. Der Kapitän der Titanic hat immerhin die Schuld 
am Untergang seines Dampfers, soweit man weiß, nicht auf 
die Mannschaft abgewälzt, sondern einen würdevollen Abgang 
gewählt. Das wäre heute wohl etwas übertrieben. Die moder-
nen Reformer/innen sollten aber – um beim nautischen Bild 
zu bleiben – zumindest manchmal die Kommandobrücke ihres 
(Reform-)Schiffs verlassen und die Heizer im Maschinenraum 
besuchen oder, noch besser, den Kessel selbst beheizen. 

� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld
 Ein Unternehmen der Tamm Media
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Axel Strohbusch
Akzeptanz durch Verfahren? .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 271
Die aktuellen Konfliktthemen, wie die Diskussion über die Flugrouten des 
Flughafens Berlin-Brandenburg-International, der Bau neuer Stromtrassen 
im Zuge der Energiewende, die unterirdische Speicherung von CO2 und 
nicht zuletzt das Bahnbauprojekt „Stuttgart 21“ machen deutlich, dass die Ver-
waltung um die Akzeptanz der von ihr getroffenen Entscheidungen zuneh-
mend ringen muss. Dabei sind es sowohl die Entscheidungsinhalte, als auch 
der Weg ihres Zustandekommens, die für die Akzeptanz oder Nichtakzeptanz 
von Entscheidungen verantwortlich sein können. Mangelnde Akzeptanz von 
Verwaltungsentscheidungen ist nicht nur ein „Schönheitsfehler“. Sie kann 
notwendige Projekte verzögern oder verhindern, den Aufwand für Entschei-
dungsprozesse erhöhen und erhebliche Ressourcen in der Verwaltung und bei 
den übrigen Beteiligten binden. Zudem ist das Bemühen um Akzeptanz Aus-
druck eines gewandelten, an Kooperation orientierten Staatsverständnisses.
Im Mittelpunkt dieser Darstellung steht die Frage nach den Möglichkeiten, 
durch die Gestaltung des Verwaltungsverfahrens Einfluss auf die Akzeptanz 
der daraus gewonnenen Verwaltungsentscheidungen nehmen zu können. 
Dabei wird wesentlich auf die Ergebnisse einer Kundenbefragung zurückge-
griffen, die im Herbst 2012 zu diesem Thema durchgeführt wurde. Beispiel-
haft untersucht wurde das umweltrechtliche Genehmigungsverfahren nach 
§ 11 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin für öffentliche Veranstal-
tungen im Freien. 

Günter Thiel
Einführung einer Rechtsbehelfsbelehrung  
im Zivilprozess  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 277
Im Gegensatz zum öffentlichen Recht bestand bisher mit wenigen Aus-
nahmen im Zivilprozess keine Rechtsbehelfsbelehrungspflicht. Effektiver 
Rechtsschutz nach Art. 19 Abs. 4 GG ist aber nur dann gegeben, wenn der 
Betroffene seine Rechtsschutzmöglichkeiten kennt.
Das Bundesverfassungsgericht hatte im Jahre 1995 entschieden, dass die 
Erteilung einer Rechtsmittelbelehrung für Urteile über zivilrechtliche Klagen 
von Verfassungs wegen – jedenfalls seinerzeit noch – nicht geboten war. Der 
BGH sah im Jahre 2009 jedoch durchaus Anlass, bei Verfahren ohne Anwalts-
zwang z.B. bei einer Zwangsversteigerung, eine Belehrungspflicht vorzusehen. 
Das einschlägige Gesetz, welches zum 01.01.2014 in Kraft treten wird, ist im 
Dezember 2012 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden.
Bei allen Verfahren, bei denen anwaltliche Vertretung nicht vorgeschrieben 
ist, aber auch bei Versäumnisurteilen, Beschlüssen im einstweiligen Rechts-
schutzverfahren sowie im Kostenrecht, ist bei allen gerichtlichen Entschei-
dungen über den zulässigen Rechtsbehelf zu belehren. 
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ABC-Glossar-XYZ  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  . 280
Hier wird das Glossar zu wichtigen Begriffen der Verwaltungssprache fortge-
setzt. Erläutert werden die Themen „Innenstädte“, „Open Government“ und 
„Systemwettbewerb“.
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In weiten Bereichen des öffentlich-rechtlichen Verwaltungshandels sind sog. 
bipolare Rechtsbeziehungen anzutreffen: Auf der einen Seite steht der Bürger, 
auf der anderen die Verwaltung. Manchmal wirkt sich aber das aktive Handeln, 
aber auch das passive Verhalten der Verwaltung auf die konkrete Situation 
Dritter aus.

Dies wirft unterschiedliche Fragen auf. Wer gehört zu dem Kreis der Betroffe-
nen? Ist es im Baurecht oder im Immissionsschutzrecht nur der unmittelbare 
Grundstücksnachbar oder geht die rechtlich bedeutsame Nachbarschaft über 
die anliegenden Nachbarn hinaus. Kommt es auf eine Betroffenheit an oder 
aber müssen rechtliche Interessen berührt sein? Kann ein Dritter erfolgreich 
Widerspruch und oder Klage erheben, wenn ihm der strittige Verwaltungsakt 
nicht bekanntgegeben worden ist? 
Der Beitrag stellt einen methodischen Ansatz zur Vermittlung dieser Inhalte 
anhand eines konkreten Fallbeispiels dar.

Rainer Gebhardt 
Einführung in die Öffentliche Betriebswirtschaftslehre .  .  . 292
Themen dieser Klausur sind u.a. die Begriffe „Liquidität“ und „Cash-Flow“. 
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Abhandlungen

1	 Einführung

Die aktuellen Konfliktthemen, wie die Diskussion über die Flugrou-
ten des Flughafens Berlin-Brandenburg-International, der Bau neu-
er Stromtrassen im Zuge der Energiewende, die unterirdische Spei-
cherung von CO2 und nicht zuletzt das Bahnbauprojekt „Stuttgart 
21“ machen deutlich, dass die Verwaltung um die Akzeptanz der von 
ihr getroffenen Entscheidungen zunehmend ringen muss. Dabei sind 
es sowohl die Entscheidungsinhalte, als auch der Weg ihres Zustan-
dekommens, die für die Akzeptanz oder Nichtakzeptanz von Ent
scheidungen verantwortlich sein können1. Mangelnde Akzeptanz 
von Verwaltungsentscheidungen ist nicht nur ein „Schönheitsfehler“. 
Sie kann notwendige Projekte verzögern oder verhindern, den Auf-
wand für Entscheidungsprozesse erhöhen und erhebliche Ressour-
cen in der Verwaltung und bei den übrigen Beteiligten binden2. Zu-
dem ist das Bemühen um Akzeptanz Ausdruck eines gewandelten, an 
Kooperation orientierten Staatsverständnisses3.
Im Mittelpunkt der hier angestellten Überlegungen steht die Frage 
nach den Möglichkeiten, durch die Gestaltung des Verwaltungsver-
fahrens Einfluss auf die Akzeptanz der daraus gewonnenen Verwal-
tungsentscheidungen nehmen zu können. Dabei wird wesentlich 
auf die Ergebnisse einer Kundenbefragung zurückgegriffen, die im 
Herbst 2012 zu diesem Thema durchgeführt wurde. Beispielhaft un-
tersucht wurde das umweltrechtliche Genehmigungsverfahren nach 
§ 11 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin (LImSchG Bln)4 
für öffentliche Veranstaltungen im Freien. Im Unterschied zu den 
in der Literatur regelmäßig behandelten Planfeststellungs- und Ge-
nehmigungsverfahren für Großvorhaben5, handelt es sich hierbei um 

*	 Dipl.-Verwaltungswirt (FH) Axel Strohbusch ist Sachgebietsleiter im Referat Immis-
sionsschutz der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt in Berlin.

**	 Der Aufsatz ist im Rahmen eines Aufstiegsstudiums für den höheren Verwal-
tungsdienst des Landes Berlin entstanden.

1	 Vgl. Vollmer, ZfS 1996, 147, 148.
2 	 Vgl. Pünder, NuR 2005, 71, 72; Würtenberger, Die Akzeptanz von Verwaltung-

sentscheidungen, 1996, 50ff. 
3 	 Vgl. Kaufmann in Blanke et al., Handbuch zur Verwaltungsreform, 4. Aufl. 2011, 

3, 9.
4 	 Landes-Immissionsschutzgesetz Berlin (LImSchG Bln) vom 5.12. 2005 (GVBl. 

S. 735, ber. 2006 S. 42), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3.2.2010 (GVBl. 
S. 38).

5	 Vgl. z. B. Bertelsmann Stiftung, Mehr Transparenz und Bürgerbeteiligung – Pro
zessanalysen und Empfehlungen am Beispiel von Fernstraßen, Industrieanlagen 
und Kraftwerken, 2012, http://www.bertelsmann-stiftung.de/cps/rde/xbcr/
SID-4670FD98-78B32655/bst/xcms_bst_dms_36399_36400_2.pdf (Zugriff 
am 27.9.2012); Hilpert, Stuttgarter Beiträge zur Risiko- und Nachhaltigkeitsfor-
schung. Nutzen und Risiken öffentlicher Großprojekte: Bürgerbeteiligung als 
Voraussetzung für eine größere gesellschaftliche Akzeptanz – Abschlussbericht, 
2011, http://elib.uni-stuttgart.de/opus/volltexte/2011/6349/pdf/AB019_Hil-
pert_et_al.pdf (Zugriff: 25.8.2012); Schweizer-Ries, Abschlussbericht: Umwelt-
psychologische Untersuchung der Akzeptanz von Maßnahmen zur Netzinte-
gration Erneuerbarer Energien in der Region Wahle – Mecklar (Niedersachsen 
und Hessen), 2010, http://www.fg-umwelt.de/assets/files/Akzeptanz%20Net-
zausbau/Abschlussbericht_Akzeptanz_Netzausbau_Juni2010.pdf (Zugriff am 
24.8.2012).

ein weniger zeit- und ressourcenaufwändiges Verfahren mit nur loka-
len Auswirkungen. Gleichwohl werden auch diese Entscheidungen 
nicht immer von den Anwohnerinnen und Anwohnern akzeptiert 
und es können auch hier Konflikte mit der Nachbarschaft auftreten6. 
Befragt wurden mit Fragebögen 334 Personen, die regelmäßig an 
den Genehmigungsverfahren beteiligt werden. Von den versandten 
Fragebögen wurden 155 Bögen ausgefüllt zurückgesandt, was einer 
Rücklaufquote von 47% entspricht. Flankiert wurde die Kundenbe-
fragung durch eine Befragung der zuständigen Berliner Genehmi-
gungsbehörden sowie eine Auswertung von Verfahrensakten.

2	 Akzeptanz

Zunächst ist eine Klärung des Begriffs „Akzeptanz“ in dem hier ver-
wendeten Sinne erforderlich. „Akzeptanz“ leitet sich vom lateinischen 
Wort „accipere“ her und meint in diesem Wortsinn das Annehmen 
oder Empfangen zum Beispiel eines Vorschlags7. Eine umfassende 
Definition findet sich bei Lucke. Danach ist Akzeptanz „die Chance, 
für bestimmte Meinungen, Maßnahmen, Vorschläge und Entschei-
dungen bei einer identifizierbaren Personengruppe ausdrückliche 
oder stillschweigende Zustimmung zu finden und unter angebbaren 
Bedingungen aussichtsreich auf deren Einverständnis rechnen zu 
können“8. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Akzeptanz regelmäßig 
nicht dichotomisch einer „Ja-“/„Nein“-Beurteilung, sondern gradu-
ellen Abstufungen unterliegt9. Der hier verwendete Begriff umfasst 
daher eine Spannbreite der Bewertung von Genehmigungen, die von 
„richtig“ bis „noch anerkennungswürdig“ bzw. „vertretbar“ reicht. 
Der Begriff beinhaltet sowohl den Konsens, als auch in gewissem 
Umfang den Dissens mit der getroffenen Entscheidung, soweit diese 
gerade noch als hinnehmbar bewertet wird, selbst wenn man eine 
andere Entscheidung getroffen hätte10. Akzeptieren bedeutet daher 
„Gründe oder Argumente als in sich stimmig, schlüssig, sachgemäß, 
vernünftig, zielführend und insoweit als vertretbar, der Situation oder 
den Verhältnissen angemessen und damit als richtig und rechtens 
anzuerkennen“11. Akzeptanz wird als das Ergebnis vielschichtiger 
sozialer Prozesse12 und nicht als Eigenschaft eines Akzeptanzobjekts 
angesehen13. Sie ist von Faktoren abhängig, die außerhalb des Ak-
zeptanzobjekts liegen14 und einen Bezug zum sozialen Kontext, in 

6	 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 23.7.2008, Az. OVG 11S56.08 – juris.
7	 Vgl. Lucke in, Lucke (Hrsg.), Annahme verweigert. Beiträge zur soziologischen 

Akzeptanzforschung, 1998, 17.
8	 Lucke, Akzeptanz – Legitimität in der ,Abstimmungsgesellschaft‘, 1995, 104.
9	 Vgl. Lucke (1995) a.aO., 95.
10 	Vgl. Lucke (1998) a.a.O., 20f; Würtenberger a.a.O., 61f.
11	 Lucke in Kopp/Schäfers (Hrsg.), Grundbegriffe der Soziologie, 10. Aufl., 2010, 13.
12	 Vgl. Lucke (1998) a.a.O., 20.
13	 So aber Endruweit in: Endruweit/Trommsdorff (Hrsg.), Wörterbuch der Sozi-

ologie, 2. Aufl. 2002, 6f (Eigenschaft einer Innovation); Meulemann in Fuchs-
Heinritz et al. (Hrsg.), Lexikon zur Soziologie, 5. Aufl., 2011, 25 (Eigenschaft 
einer Maßnahme).

14	 Vgl. Lucke (1998) a.a.O., 20.
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dem der Vorgang des Akzeptierens erfolgt, aufweisen15. Demnach ist 
die Akzeptanzbildung ein aktives Geschehen des bewussten Anneh-
mens oder sich Aneignens einer Einstellung16.

3	 Akzeptanzbeeinflussende Faktoren

In der Literatur werden verschiedene Faktoren beschrieben, die die 
Akzeptanz von Entscheidungen beeinflussen. Sie wird z. B. im Zusam-
menhang mit dem privaten Interessenkalkül gesehen. Entscheidun-
gen, die den individuellen Interessen entsprechen, werden akzeptiert. 
Solche, die diesen widersprechen, werden dagegen abgelehnt17. Dies 
betrifft insbesondere Entscheidungen, die für die eigene Lebenswelt 
als Bedrohung empfunden werden, weil sie in ihren Auswirkungen 
nicht kontrolliert werden können. Der Beurteilung von Risiken oder 
Folgen durch Experten wird die eigene Risikowahrnehmung oder 
Folgenbeurteilung entgegengesetzt. Dabei spielt die gewachsene Be-
deutung der individuellen Sphäre eine wichtige Rolle, so dass Ent-
scheidungen abgelehnt werden, wenn die Verteilung von Nutzen und 
Lasten einer Entscheidung für die eigene Lebensgestaltung als unfair 
empfunden wird18. Ebenso abgelehnt werden Entscheidungen, die 
im Widerspruch zu individuellen Präferenzordnungen oder Werten 
stehen19. Diese Ansätze lassen es zweifelhaft erscheinen, ob Akzep-
tanzbildung unabhängig vom Verfahrensergebnis alleine durch eine 
Gestaltung der Verfahrensprozedur erzeugt werden kann.
Die allgemein zu beobachtende sinkende Akzeptanz von Verwaltungs-
entscheidungen liegt auch in der „Undurchsichtigkeit des Entschei-
dungsgefüges und seiner normativen Grundlagen“ 20. Dabei ist von 
Bedeutung, dass gerade Genehmigungsentscheidungen vom Gesetz
geber zunehmend final programmiert und der Verwaltung weitgehen-
de Ermessens- und Beurteilungsspielräume übertragen werden. Die 
Konfliktregulierung, der Ausgleich divergierender Ziele und damit die 
Akzeptanzbeschaffung verlagern sich von der politischen Ebene auf 
die Verwaltungsebene, da komplexe Regelungsprobleme nur begrenzt 
normativ bewältigt werden können21. Gerade die Übertragung von Be-
urteilungsspielräumen, die von der Rechtsprechung nur eingeschränkt 
überprüfbar sind22, wirft neben Problemen bei der Akzeptanzbildung 
auch verfassungsrechtliche Fragen auf23. Mit der „Undurchsichtigkeit 
des Entscheidungsgefüges“ einher geht ein vermuteter oder beste-
hender Mangel an administrativer Neutralität24. Daher sind Fairness, 
Offenheit und Transparenz wichtige Akzeptanzfaktoren25. 

15	 Vgl. Lucke (1995) a.a.O., 91f.
16 	Vgl. Lucke (1995) a.a.O., 96f.
17 	Vgl. Hesse, Einführung in die Rechtssoziologie, 2004, 100; Würtenberger a.a.O., 54.
18 	Vgl. Renn, Bürgerbeteiligung – Aktueller Forschungsstand und Folgerungen für 

die praktische Umsetzung in Hilpert  a.a.O., 20f; Würtenberger a.a.O., 48.
19 	„grundlegender Wertedissens“: Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Verwaltung-

srecht als Ordnungsidee – Grundlagen und Aufgaben der verwaltungsrechtli-
chen Systembildung, 2004, 102; vgl. auch Würtenberger a.a.O., 54.

20 	Schmidt-Aßmann, a.a.O., 102.
21 	hierzu bereits kritisch Luhmann, Legitimation durch Verfahren, 1983, 208ff; vgl. 

auch Pünder a.a.O., 73f; Würtenberger a.a.O., 42ff.
22 	Vgl. Kopp/Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz Kommentar, 13. Aufl., 

2012, § 40, Rn. 86ff.
23 	Vgl. Sachs/Jasper, NVwZ 2012, 649, 649ff.
24 	Vgl. Schmidt-Aßmann a.a.O., 102; Würtenberger a.a.O., 119.
25 	Vgl. Bertelsmann Stiftung, Bürgerbeteiligung und Planungsverfahren. Rechtliche 

Rahmenbedingungen neu gestalten? Dokumentation der Tagung vom 29. Juni 
2011 Vertretung des Landes Niedersachsen, 2011, www.bertelsmann-stiftung.
de/buergerbeteiligung-planungsverfahren (Zugriff am 23.8.2012), 30; Burgi/
Durner, Modernisierung des Verwaltungsverfahrensrechts durch Stärkung des 
VwVfG. Transparenz, Bürgerfreundlichkeit und Perspektiven der Bürgerbe-
teiligung insbesondere in Verfahren der Eröffnungskontrolle, 2012, 179; Hilpert 
a.a.O., 61; Schweizer-Ries, a.a.O., 24; Würtenberger a.a.O.,70. 

Schließlich wird die abnehmende Akzeptanz von Entscheidungen 
in den mangelnden Möglichkeiten zur Einflussnahme durch die Be-
troffenen gesehen, da die Bürger erwarten, Entscheidungen beein-
flussen zu können26. 

4	 Ansätze zur Akzeptanzbildung im Verwaltungsverfahren

Dem Verwaltungsverfahren nach § 9 VwVfG wird eine akzep-
tanzbedeutsame Funktion zugeschrieben. Neben Transparenz, 
Nachvollziehbarkeit und Partizipation liegt vor allem in der Herstel-
lung von Entscheidungsakzeptanz ein anerkannter Verfahrenszweck 
des Verwaltungsverfahrens27. Dieser nicht-instrumentelle Zweck 
tritt neben die instrumentelle Funktion des Verwaltungsverfahrens, 
das objektive Recht zu verwirklichen und die subjektiven Rechte Ein-
zelner zu sichern, sowie richtige und sachangemessene Verwaltungs-
entscheidungen hervorzubringen28. Als akzeptanzbildend wird dabei 
eine Verfahrensgestaltung angesehen, die es den Bürgern erlaubt, ih-
ren eigenen Beitrag zur Erarbeitung der Verwaltungsentscheidung 
zu erkennen29. Einschränkend ist jedoch zu beachten, dass Akzep-
tanz keine Rechtmäßigkeitsvoraussetzung staatlichen Handelns ist30 
und es kein subjektiv-öffentliches Recht auf eine Verwaltungsent-
scheidung gibt, die vom Einzelnen akzeptiert wird31. Zudem zählt 
für die Bürger häufig vor allem das Verfahrensergebnis, so dass die 
akzeptanzbildende Wirkung der Gestaltung des Verfahrens in den 
Fällen kritisch einzuschätzen ist, in denen jemand von den Auswir-
kungen einer Entscheidung nachteilig betroffen ist32.

5	 Ergebnisse der empirischen Untersuchung

Die Ergebnisse der Kundenbefragung zeigen, dass die Akzeptanz 
von Genehmigungen durch die Verfahrensgestaltung beeinflusst 
werden kann, aber hauptsächlich über die Inhalte der Genehmigung 
bestimmt wird. Die Befragten erwarten, dass durch die Genehmigun
gen in erster Linie der Schutz vor den negativen Auswirkungen von 
Veranstaltungen realisiert wird33. Bei der Kundenbefragung gaben 
73 % der Befragungsteilnehmer an, dass die Genehmigung einer 
Veranstaltung für sie nur dann annehmbar ist, wenn sie durch die 
darin getroffenen Regelungen umfassend vor den Auswirkungen der 
Veranstaltung geschützt werden. Dennoch beeinflusst auch die Ge-
staltung des Genehmigungsverfahrens die Akzeptanz der Geneh-
migung, denn 61 % der Befragungsteilnehmer gaben an, dass eine 
Genehmigung auch dann annehmbar ist, wenn sie nicht vollständig 
ihren Wünschen und Vorstellungen entspricht, aber in einem trans-
parenten Verfahren getroffen wurde, in dem sie mit ihrer Meinung 
gehört wurden34. Die nachfolgend beschrieben Aspekte haben sich in 
der Kundenumfrage als akzeptanzbeeinflussend erwiesen.

26 	Vgl. Renn .a.O., 21f; in Bezug auf Großvorhaben: Schink ZG 2011, 226, 239; 
Schweizer-Ries a.a.O., 24.

27 	Vgl. Burgi/Durner a.a.O., 33; Gurlit, VVDStRL 2011, 227, 242ff.
28 	Vgl. Burgi/Durner a.a.O., 29; Fehling, VVDStRL 2011, 278, 284; Gurlit a.a.O., 

238; Held, NVwZ 2012, 461, 462; Würtenberger a.a.O., 99.
29 	Vgl. Held a.a.O., 463
30 	Vgl. Schmidt-Aßmann a.a.O., 103.
31 	Vgl. Gurlit a.a.O., 244; Schmidt-Aßmann a.a.O., 103; Würtenberger a.a.O., 101. 
32 	Vgl. Fehling a.a.O., 283; Uechtritz, AnwBl 2012, 697, 700.
33 	Vgl. in diesem Sinne auch Fehling a.a.O., 283; Uechtritz a.a.O., 700.
34 	Vgl. hierzu Burgi/Durner a.a.O., 33; Gurlit a.a.O., 244ff; Held a.a.O., 463
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5.1	 Information und Kommunikation

Da Verwaltungsverfahren auf Kommunikation angelegt sind, haben 
Information und Kommunikation für die Akzeptanzbildung eine 
zentrale Bedeutung35 und wirken in alle Phasen des Verfahrens hin-
ein. Information über das Verwaltungshandeln ist Voraussetzung für 
die Kommunikation und Kooperation zwischen Verwaltung und den 
Bürgern36. Erst sie befähigt dazu, von Teilhaberechten und Recht-
schutzmöglichkeiten Gebrauch zu machen37. 
Eine gute Informationspolitik kann die öffentliche Meinung durch 
„die Überzeugungskraft der Argumente“38 beeinflussen. Die Verwal-
tung hat dabei die Chance, die Bürger von der Güte der getroffenen 
Entscheidung zu überzeugen39. Notwendig ist insbesondere eine 
proaktive Informationspolitik, die einsetzt, bevor andere Akteure ein 
potenziell konfliktbehaftetes Thema besetzen und die Verwaltung in 
eine Verteidigungsposition bringen können40. 
Die Kundenbefragung hat bestätigt, dass eine umfassende und 
transparente Information41 über die geplante Veranstaltung und de-
ren Auswirkungen die Akzeptanz von Genehmigungen erhöht. Es 
konnte gezeigt werden, dass Informationen insbesondere auch dazu 
dienen, sich auf eine Veranstaltung einzustellen zu können. Damit 
es möglich ist, sich selbst und die eigene Alltagsgestaltung auf eine 
Veranstaltung und deren Auswirkungen einzustellen, ist der Zeit-
punkt der Informationsvermittlung von Bedeutung, der so früh wie 
möglich erfolgen soll. Dabei haben die Befragungsergebnisse erge-
ben, dass vorwiegend hergebrachte Informationswege (schriftliche 
Information, persönliches Gespräch) präferiert werden. Dagegen 
spielt das Internet als Informationsquelle keine herausragende Rolle, 
was aber mit der Altersverteilung der Befragten in der Stichprobe 
zusammenhängen könnte, die sich durch eine ausgeprägte Überre-
präsentanz der über 55jährigen charakterisiert. Daher liegt es nahe, 
bei der Informationsabgabe auf einen Medienmix zu achten, zumal in 
Betracht gezogen werden muss, dass zwar viele, aber längst nicht alle 
potenziellen Verfahrensbeteiligten über einen Zugang zum Internet 
verfügen42.

5.2	 Neutralität und Akzeptanz

Die angenommene Neutralität der Verwaltungsbehörde spielt bei 
der Akzeptanzbildung eine hervorstechende Rolle. Die Analyse der 
erhobenen Daten zeigt, dass fast 80 % der Befragungsteilnehmer, die 
angaben, mit dem Genehmigungsverfahren sehr zufrieden oder zu-
frieden zu sein, die Behörde auch für neutral hielten. Umgekehrt 
waren fast 80% der weniger Zufriedenen oder Unzufriedenen der 
Auffassung, die Behörde sei in ihrer Entscheidungsfindung nicht 
neutral. Die Zufriedenheit mit dem Verwaltungsverfahren wird da-
bei als Indikator für die Akzeptanz betrachtet, da eine direkte Akzep-
tanzmessung methodisch problematisch ist43.

35 	Vgl. Burgi/Durner a.a.O, 179; Luhmann a.a.O., 40.
36 	Vgl. Würtenberger a.a.O., 105.
37 	Vgl. Würtenberger a.a.O., 81.
38 	Würtenberger a.a.O., 82.
39 	Vgl. Würtenberger, 17.
40 	Vgl. Schink a.a.O., 245; Würtenberger a.a.O., 86.
41 	Vgl. hierzu auch Pünder a.a.O., 76; Würtenberger a.a.O., 82ff. 
42 	Vgl. Guckelberger VerwArch 2012, 31, 51.
43 	Vgl. Lucke (1995) a.a.O., 301ff.

Die wahrgenommene Neutralität der Behörde erweist sich somit als 
kritischer Faktor für die Akzeptanz von Genehmigungen44. Gerade 
die akzeptanzmindernde Wirkung der wahrgenommenen Neutra-
lität der Behörde ist für die Praxis von Bedeutung. Dieser Zusam-
menhang kann im Vorfeld von Genehmigungsverfahren zum Tragen 
kommen, da hier informelle Kontakte zwischen Antragstellern und 
Behörden stattfinden, um die Genehmigungsfähigkeit von Vorhaben 
auszuloten oder Vorfragen zu klären. Solche Vorabklärungen sind in 
§ 25 Abs. 2 VwVfG vorgesehen und sollen das Verfahren beschleuni-
gen45. Sie können aber, wenn sie bekannt werden, Misstrauen erzeu-
gen und die Wahrnehmung der Behörde als neutral und unabhängig 
beeinträchtigen. 

5.3	 Einflussnahme durch Beteiligte

In der Literatur wird eine verstärkte Öffnung der Kommunikati-
on zwischen der Behörde und den Verfahrensbeteiligten für Aus-
handlungsprozesse gefordert46. Da die Bürger erwarten, Einfluss auf 
Planungs- bzw. Entscheidungsprozesse nehmen zu können47, sollen 
einzelne Aspekte einer Entscheidung ausgehandelt48 und Alternati-
ven diskutiert werden können49. Von einer solchen Vorgehensweise 
werden neben einer Akzeptanzsteigerung50 auch sachangemessenere 
Entscheidungen erwartet51. Dazu sollen neue Formen der Kommu-
nikation angewendet werden (z. B. Foren, Runde Tische)52. Aus-
handlungsprozesse sind jedoch nur dann akzeptanzbildend, wenn ein 
Gestaltungsspielraum besteht53. Für Aushandlungsprozesse wird ein 
Mandat gefordert, in dem die Einflussmöglichkeiten und Grenzen 
beschrieben sind54. Zudem soll sichergestellt sein, dass die Behörde 
das ausgehandelte Ergebnis auch in ihrer Entscheidung umsetzt55.
Die Analyse der erhobenen Daten zeigt, dass die Möglichkeit, die 
Genehmigung zu beeinflussen, ihre Akzeptanz fördert56. Die Mehr-
zahl der mit dem Genehmigungsverfahren sehr Zufriedenen bzw. 
Zufriedenen haben das Empfinden, die Genehmigungsentschei-
dung beeinflussen zu können. Allerdings ist dieser Effekt nicht sehr 
stark ausgeprägt. Deutlicher ausgeprägt ist hingegen die Bewertung 
der weniger Zufriedenen bzw. Unzufriedenen, dass eine Einfluss-
nahme auf die Genehmigung nicht möglich ist. Hier stimmen fast 
80% der Aussage zu, dass die Genehmigung von ihnen nicht beein-
flusst werden kann. Das empfundene Unvermögen Einfluss auf die 
Genehmigung nehmen zu können, wirkt sich demnach negativ auf 
deren Akzeptanz aus57 und hat eine stärkere Wirkung als umgekehrt 
die Möglichkeit, Einfluss nehmen zu können.

44 	Vgl. Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 30; Burgi/Durner a.a.O., 179; Hilpert 
a.a.O., 61; Schweizer-Ries a.a.O., 24; Würtenberger a.a.O., 70. 

45 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 25 Rn. 17.
46 	grundlegend Würtenberger a.a.O., 120 ff.
47 	Vgl. Schweizer-Ries a.a.O., 24.
48 	Vgl. Fuchs et al., UPR 2011, 81, 85; Schink a.a.O., 241; Schmidt-Assmann a.a.O., 

106. 
49 	Vgl. Hilpert a.a.O., 75; Würtenberger a.a.O., 86f; kritisch: Burgi/Durner a.a.O., 

183f.
50 	Vgl. Würtenberger a.a.O., 55.
51	 Vgl. Pünder a.a.O., 73; Würtenberger a.a.O., 151ff. 
52 	Vgl. Schink a.a.O., 241.
53 	Vgl. Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 19.
54 	Vgl. Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 26; Hilpert a.a.O., 63. 
55 	Vgl. Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 26; Fuchs et al. a.a.O., 85; aA Hien, UPR 

2012, 128, 131.
56 	Vgl. auch Würtenberger a.a.O., 55; Schweizer-Ries a.a.O., 24
57 	Vgl. Schink a.a.O., 239.
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Diese Befunde legen es nahe, im Genehmigungsverfahren die Mög-
lichkeit zur Einflussnahme zu schaffen bzw. auszubauen, um die Ak-
zeptanz der Genehmigungen zu erhöhen bzw. Akzeptanzverluste zu 
vermeiden. Fraglich ist jedoch, wie weit eine Einflussnahme auf die 
Genehmigung gehen kann, und ob eine Einflussnahme, die auf eine 
Mitentscheidung durch am Verfahren beteiligte Anwohner hinaus-
läuft, rechtlich zulässig ist. 
Gegen eine weitgehende Einflussnahme im Sinne einer Mitent-
scheidungsbefugnis ist einzuwenden, dass dem Antragsteller im 
beispielhaft untersuchten Genehmigungsverfahren nach § 11 LIm-
SchG Bln faktisch ein Anspruch auf Genehmigungserteilung zu-
kommt, wenn die Tatbestandsvoraussetzungen des § 11 LImSchG 
Bln vorliegen58. Ob eine Genehmigung erteilt wird, ist somit durch 
das Regelungsprogramm des § 11 LImSchG Bln bestimmt, so dass 
für eine Mitentscheidung der übrigen Beteiligten rechtlich kein 
Raum ist59. Ein ähnlicher Befund würde sich beispielsweise auch für 
das Baugenehmigungsverfahren ergeben, weil auch hier im Sinne 
einer Eröffnungskontrolle die Genehmigung zu erteilen ist, wenn 
dem Vorhaben keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegen-
stehen60, oder im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren nach § 4 ff BImSchG61. 
Bedenken bestehen zudem hinsichtlich der Legitimation der Verfah-
rensbeteiligten zur Mitentscheidung62. Denn weder das Landes-Im-
missionsschutzgesetz Berlin noch die einschlägigen Bestimmungen 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes sehen eine Mitentscheidungsbe-
fugnis der Verfahrensbeteiligten vor. Die Entscheidung über Geneh-
migung und Nebenbestimmungen ist ausdrücklich der zuständigen 
Behörde zugewiesen. Damit ist eine Einflussnahme, die über eine 
Beratung hinausgeht und im Sinne einer Mitentscheidung ausge-
übt werden soll, nicht zulässig63. Schließlich ist zu beachten, dass 
eine Konsensbildung der Beteiligten und der Ausgleich von Parti-
kularinteressen nicht zwangsläufig zu gemeinwohldienlichen Ergeb-
nissen führen64, dem Staat jedoch hierfür die Letztverantwortung 
zukommt65. 
Die Einflussnahme kann sich demnach ausschließlich auf den Ent-
scheidungsprozess beziehen. Argumente sowie Regelungsvorschlä-
ge, die Verfahrensbeteiligte bei der Anhörung vorgebracht haben, 
können nur nachvollziehend übernommen werden. Die Entschei-
dung selbst verbleibt bei der Behörde66. Die rechtlich zulässige Ein-
flussnahme beschränkt sich somit darauf, entscheidungserhebliche 
Tatsachen, Interessen und Betroffenheiten in das Verfahren einzu-
bringen und damit der Behörde ein umfassendes Abwägungsmaterial  
 

58 	Vgl. ausdrücklich VG Berlin, Beschl. v. 16.6.2009 Az. VG10L160.09 (unveröf-
fentlicht) m.w.N.. 

59 	Vgl. Schink a.a.O., 247.
60 	Vgl. allgemein Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 18. Aufl. 2011, 227ff; 

für das Bauordnungsrecht in Berlin: § 71 Abs. 1 Bauordnung für Berlin (BauO 
Bln) vom 29.9.2005 (GVBl. S. 495) zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.6.2011 
(GVBl. S. 315): Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmi-
gungsverfahren (!) zu prüfen sind (Hervorhebung durch den Verfasser).

61 	Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.9.2002 (BGBl. I S. 3830, zuletzt geänderrt durch Gesetz vom 8.11.2013 
(BGBl. I S. 734); vgl. hierzu Jarass, Bundes-Immissionsschutzgesetz-Kommen-
tar, 9. Aufl. 2012, § 6 Rn. 43.

62 	Vgl. Badura, Staatsrecht, 4. Aufl. 2010, 335f; Gärditz, GewArch 2011, 273, 277f; 
Hien a.a.O., 130f; Uechtritz a.a.O., 701; BVerwGE 133, 239, 245.

63 	Vgl. Kirchhof in Isensee/Kirchhof HStR Bd. V, 3. Aufl. 2007, § 99, 101.
64 	Vgl. Isensee in Isensee/Kirchhof HStR Bd. IV, 3. Aufl. 2006, § 71, 47.
65	 Vgl. Isensee a.a.O., 60f.
66 	Vgl. Hien a.a.O., 131.

an die Hand zu geben. Verfahrensteilhabe bedeutet daher nicht Mit-
entscheidung oder Mitbestimmung67. 

5.4	 Anhörung

Der Anhörung von Beteiligten, in deren Rechte durch einen Verwal-
tungsakt eingegriffen werden soll, kommt in einem rechtstaatlichen 
Verfahren eine zentrale Bedeutung zu68. Als Form der Kommunika-
tion zwischen Behörde und Verfahrensbeteiligten hat sie auch ak-
zeptanzbildendes Potenzial69. Für das Genehmigungsverfahren nach 
§ 11 LImSchG Bln ist § 28 VwVfG einschlägig. 
Die Anhörung dient dem Rechtschutz und ist Mittel der Sachver-
haltsaufklärung, zu der die Behörde nach § 24 Abs. 1 VwVfG ver-
pflichtet ist. Damit dient sie auch der Vorbereitung der richtigen und 
sachangemessenen Entscheidung durch die Schaffung einer ausrei-
chenden und zutreffenden Entscheidungsgrundlage70. Schließlich 
hat die Anhörung eine demokratische Funktion, die in der Kontrolle 
des Handelns der Exekutive durch die Öffentlichkeit und der Teilha-
be an Entscheidungen besteht71. Die Anhörung vermittelt nicht nur 
das Recht, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen 
zu äußern, sondern auch einen Anspruch darauf, dass die Behörde 
die abgegebene Stellungnahme bei ihrer Entscheidung inhaltlich zur 
Kenntnis nimmt, ernsthaft in Erwägung zieht und spätestens in der 
Begründung ihrer Entscheidung darauf eingeht72. Die Anhörung 
dient damit auch der Einflussnahme auf die Verwaltungsentschei-
dung73 und bietet dann Ansatzpunkte für Maßnahmen zur Akzep-
tanzbildung, wenn die Entscheidung in einem offenen und diskursi-
ven Prozess gefällt wird74. Da für die Durchführung der Anhörung in 
§ 28 VwVfG keine Formvorgaben bestehen75, kann sie z. B. auch in 
Form eines gemeinsamen Gesprächstermins mit den Verfahrensbe-
teiligten durchgeführt werden. Wesentlich für die Akzeptanzbildung 
sind dabei die strikte Neutralität der die Anhörung durchführenden 
Behörde76, eine strukturierte Verhandlungsführung77 sowie eine pro-
fessionelle Gesprächsleitung und die Visualisierung und Dokumen-
tation der Entscheidungsprozesse78. Soweit die Anhörung schriftlich 
erfolgt, ist den Beteiligten eine angemessene Äußerungsfrist einzu-
räumen, die in Abhängigkeit von der Komplexität des Verfahrensge
genstandes zumutbar ist und eine Auseinandersetzung mit dem 
Verfahrensgegenstand zulässt79. 
Die Anhörung beschränkt sich nach § 28 Abs. 1 VwVfG auf die für 
die Entscheidung erheblichen Tatsachen. Daher ist sie auf den Ver
fahrensgegenstand und die Tatsachen, von denen die Entscheidung 
der Behörde abhängt, inhaltlich begrenzt80. 

67 	Vgl. Schink a.a.O., 231.
68 	Vgl. Fehling/Kastner, Verwaltungsrecht, 2. Aufl. 2010, § 28 VwVfG Rn. 1.
69 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 2.
70 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 2; Pünder a.a.O., 73; Würtenberger a.a.O., 

120; OVG Berlin, Beschl. v. 27.3.1996 – 2S5/96, NVwZ 1996, 926, 926.
71 	Vgl. Schink a.a.O., 231.
72 	Vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 13.10.1988 Az. 11A2734/86 – juris;  

BVerwGE 66, 111, 114.
73 	Vgl. OVG Berlin, a.a.O., i.d.S: BVerwGE 75, 214, 226. 
74 	Vgl. Schink a.a.O., 232; Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 2; Würtenberger a.a.O. 

124. 
75 	Vgl. Kopp/Ramsauer, § 28 Rn. 39
76 	Vgl. Schink a.a.O., 245.
77 	Vgl. Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 8; Bertelsmann Stiftung (2012) a.a.O., 71; 

Würtenberger a.a.O., 123. 
78 	Vgl. Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 30; Bertelsmann Stiftung (2012) a.a.O., 71.
79 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 37.
80 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 32 sowie auch § 9 Rn. 26 und 39.
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Die akzeptanzbildende Wirkung öffentlicher Diskussionen im Rah-
men von Genehmigungsverfahren wird allerdings auf Grund empi-
rischer Erfahrungen auch kritisch eingeschätzt. Maßgeblich dafür 
ist, dass die Beteiligten (Behörde, Experten, Betroffene) mit unter-
schiedlichen Zielen und Blickwinkeln in solche Gespräche hinein
gehen, so dass eine Annährung oder Konsensbildung unter diesen 
Voraussetzungen nur schwer möglich ist81.
Die Anhörung als zentraler Verfahrensbestandteil wurde auch bei 
der Kundenbefragung thematisiert. Die Befragten verbanden mit 
der Anhörung die Erwartung, Einfluss auf die Genehmigung neh-
men zu können, ihre Fach- und Ortskenntnis einbringen zu können 
und Informationen über das Vorhaben zu erhalten. Hinsichtlich der 
Art und des Zeitpunkts der Anhörung gab die Mehrheit der Be-
fragten an, dass sie frühzeitig angehört werden möchte, und zwar 
noch bevor ein Genehmigungsentwurf von der Behörde erarbeitet 
wurde. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die erstmalige Information 
der Anwohnerinnen und Anwohner über ein Vorhaben in der Praxis 
häufig mit der Anhörung erfolgt, bei der die Anwohner regelmä-
ßig zu einem konkreten Genehmigungsentwurf angehört werden. 
In § 28 Abs. 1 VwVfG ist kein Zeitpunkt für die Durchführung 
der Anhörung vorgegeben, sondern er liegt im Verfahrensermessen 
der Behörde82. Auch wenn der Einflussnahme Grenzen gesetzt sind, 
bietet eine frühzeitige Anhörung der Behörde die Möglichkeit, die 
Sach- und Ortskenntnis der Anwohner zu nutzen und die von ih-
nen eingebrachten Aspekte in die weitere Prüfung einzubeziehen83. 
Auf dieser Basis kann die Behörde gegenüber dem Antragsteller eine 
Änderung des Vorhabens bewirken, wenn sich die Planungen noch 
nicht verfestigt haben. Problematisch ist bei einer frühzeitigen An-
hörung jedoch, dass sich die Veranstaltungskonzeption noch ändern 
oder die immissionsschutzfachliche Beurteilung durch die Behörde 
Modifikationen erforderlich machen kann. Die mit der Anhörung 
vermittelten Informationen über das Vorhaben können daher zu ei-
nem frühen Zeitpunkt noch sehr vage sein. Die Problematik besteht 
dann darin, dass in frühen Planungsphasen ein niedriger Konkreti-
sierungsgrad eine zielgerichtete Diskussion erschwert84. Damit be-
steht die Gefahr, dass die Beteiligten zu einem anderen Sachverhalt 
angehört wurden, als der Genehmigung schließlich zu Grunde gelegt 
werden soll, so dass unter Umständen eine erneute Anhörung erfor-
derlich wird85. Demgegenüber hat die Anhörung auf der Grund-
lage eines Genehmigungsentwurfs den Vorteil, dass die Veranstal-
tung verhältnismäßig konkret beschrieben werden kann und auch 
ihre Auswirkungen besser abschätzbar sind, was für die Befragten 
ebenfalls von großer Bedeutung ist. Allerdings sind Änderungen der 
Konzeption des Vorhabens zu diesem Zeitpunkt nur noch schwer zu 
erreichen. Um sowohl der Beeinflussbarkeit des Verfahrens als auch 
der Abschätzbarkeit der Auswirkungen weitgehend zu entsprechen, 
sollte die Anhörung daher so früh wie möglich nach Antragseingang, 
nicht jedoch vor einer ersten Vorprüfung des Antrags erfolgen.
Schließlich ist auch die Bemessung der Anhörungsfrist von akzep-
tanzbeeinflussender Bedeutung. Die Befragungsergebnisse legen 
es nahe, dass hierfür eine Frist zur Stellungnahme von mindestens 

81 	Vgl. zum immissionsschutzrechtlichen Eröterungstermin: Bora in Brand/Strem-
pel (Hrsg.), Soziologie des Rechts – FS für Erhard Blankenburg, 1998, 613, 617ff. 

82 	Vgl. Fehling/Kastner a.a.O., § 28 VwVfG, Rn. 28.
83 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 2; Pünder a.a.O., 73; Würtenberger a.a.O., 

120; OVG Berlin, a.a.O..
84 	Vgl. Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 6; Burgi/Durner a.a.O., 178; Hien a.a.O., 

130.
85 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 36.

14 Tagen eingeräumt werden sollte. Problematisch kann dies jedoch 
werden, wenn Anträge nicht rechtzeitig bei der Behörde eingehen 
und die Frist zur Stellungnahme verkürzt werden muss, um die Ge-
nehmigung noch erteilen zu können. Da § 28 Abs. 1 VwVfG keine 
diesbezüglichen Vorgaben enthält, besteht hier ein Spielraum, bei 
dem lediglich gewährleistet sein muss, dass die Frist angemessenen 
ist86. Dabei ist zu beachten, dass bei einer zu kurz bemessenen Frist 
oder einer nach § 45 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG nachgeholten Anhörung 
diese ihre akzeptanzfördernde Funktion nicht mehr voll erfüllen 
kann87, insbesondere, wenn sie den Anwohnern als reiner Forma-
lismus erscheint. Soweit eine Anhörung ausnahmeweise aus Zeit-
gründen nicht rechtzeitig erfolgen kann, sollte die Genehmigung den 
beteiligten Anwohnern so schnell wie möglich gemäß § 41 Abs. 1 
VwVfG bekannt gegeben werden, um zumindest die behördliche 
Information der Anwohner zu gewährleisten und ihnen die Mög-
lichkeit zu eröffnen, rechtzeitig Rechtsschutz erlangen zu können88.

5.5	 Nachbarschaftsdialog

Nachbarschaftsdialoge finden bei der Bewältigung von Konflikten 
über Umweltthemen verstärkt Anwendung89 und werden auch im 
Zusammenhang mit der Genehmigung von öffentlichen Veranstal-
tungen im Freien angewendet90. Bei einem Nachbarschaftsdialog 
handelt es sich um eine Gesprächsform, bei der die Nachbarschaft 
einer Anlage, Anlagenbetreiber und betroffene Behörden auf direk-
tem Weg miteinander kommunizieren. Die Kommunikation wird 
als strukturierter Prozess professionell begleitet und gefördert. Ziel 
ist es, zu tragfähigen und von allen Beteiligten akzeptierten Lösun-
gen zu gelangen91. Durch die Erzielung von Übereinstimmung über 
entscheidungserhebliche Fakten, die Erläuterung komplexer Sach-
verhalte und den Austausch von Informationen kann der Ausgleich 
unterschiedlicher Interessen der Verfahrensbeteiligten (Antragsteller 
und Anwohner) gefördert werden92. Eine professionelle Gesprächs-
leitung versucht dabei, die hinter den eingenommenen Positionen 
liegenden Interessen offenzulegen93. Damit lassen sich verborgene 
Konflikte aufdecken, die hinter der Ablehnung von Entscheidun-
gen stehen können94. Durch die Entwicklung von Entscheidungs-
möglichkeiten95 und die Bewertung dieser Optionen an objektiven 
Bewertungskriterien96 können von allen Beteiligten akzeptierte Lö-
sungen im Rahmen behördlicher Entscheidungsprozesse gefunden 
werden, die dann eine größere Chance haben, umgesetzt zu werden97. 

86 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 36f.
87 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 45 Rn. 23.
88 	Vgl. Fehling/Kastner a.a.O., § 41 VwfG Rn. 21
89 	Vgl. Strohbusch in Böttcher et al., Verwaltung, Recht und Gesellschaft – FS für 

Peter Heinrich zum 65. Geburtstag, 2006, 61, 61ff
90 	Vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz [Hrsg.], 

Nachbarschaftsdialog – Umweltkonflikte konstruktiv bewältigen. Ein Leitfaden. 
2011, 70f.

91 	Vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz a.a.O., 9ff; 
IMPEL, Dialogue Project 2004/2005 Informal resolution of environmental 
conf licts by neighbourhood dialogue – Final report, 24.10.2005, http://impel.
eu/wp-content/uploads/2012/09/NeighbourhoodDialogue.FinalReport.pdf 
(Zugriff am 8.10.2012), 12f

92 	Vgl. Strohbusch a.a.O., 67ff
93 	Vgl. Fisher et al., Das Havard Konzept, 23. Aufl. 2009, 69ff.
94 	„Problem hinter dem Problem“: Bertelsmann Stiftung (2012) a.a.O., 75; Strohbusch 

a.a.O., 68f.
95 	Vgl. Fisher et al., a.a.O., 89ff.
96 	Vgl. Fisher et al., a.a.O., 120ff.
97 	Vgl. IMPEL a.a.O., 19.
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Voraussetzung für einen erfolgreichen Dialog ist, dass Gestaltungs-
potenzial vorhanden ist und alle Beteiligten einen Vorteil durch ein 
Verhandlungsergebnis erzielen können98. Da für die Anhörung nach 
§ 28 Abs. 1 VwVfG keine Form vorgeschrieben ist und die Gestal-
tung der Anhörung im Verfahrensermessen der Behörde liegt99, kön-
nen Nachbarschaftsdialoge und Anhörung kombiniert bzw. Anhö-
rungen als Nachbarschaftsdialoge gestaltet werden100. 
Die akzeptanzfördernde Funktion von Nachbarschaftsdialogen lässt 
sich durch die Kundenbefragung belegen, da die Durchführung 
solcher direkten Gespräche von einer großen Zahl der Befragten 
gewünscht wird. Bei der Abfrage möglicher Themen für Nachbar-
schaftsdialoge wird deutlich, dass nicht alleine der Schutz vor Ge-
räuschimmissionen von Interesse ist, sondern auch die anderen Aus-
wirkungen von Veranstaltungen. Hierdurch wird auch belegt, dass die 
verfahrensrechtlich angelegte Verengung des Verfahrensgegenstan-
des101 von den Anwohnern nicht in jedem Fall akzeptiert wird und 
die Behörde daher die Veranstaltung mit ihren umfassenden Aus-
wirkungen für die Nachbarschaft in den Blick nehmen sollte, um die 
Akzeptanz der Genehmigung zu fördern102. Einschränkend ist aber 
zu beachten, dass das Genehmigungsverfahren nach § 11 LImSchG 
Bln gegenständlich auf die immissionsschutzrechtliche Zulässigkeit 
von Veranstaltungen begrenzt ist, so dass sich hiernach auch die Prü-
fungskompetenz der zuständigen Behörde auf diese Gesichtspunkte 
beschränkt103. Dadurch ist der Verhandlungsgegenstand eines Nach-
barschaftsdialogs zunächst auf die lärmschutzrechtliche Thematik 
beschränkt. Nachbarschaftsdialoge bieten jedoch die Möglichkeit, 
die für andere Verwaltungsverfahren zuständigen Behörden einzu-
beziehen und damit alle Auswirkungen einer Veranstaltung, z. B. Ver-
kehrsprobleme, Sicherheitsfragen oder die Vermüllung des Umfeldes 
zu erfassen und adäquaten Lösungen zuzuführen.
Problematisch kann der Teilnehmerkreis von Nachbarschaftsdialo-
gen sein, die gleichzeitig im Rahmen der Anhörung nach § 28 Abs. 1 
VwVfG durchgeführt werden. Während für Nachbarschaftsdialoge 
keine strengen Teilnahmekriterien gelten104, ist die Anhörung den 
Verfahrensbeteiligten nach § 13 VwVfG vorbehalten. Im Rahmen 
des Verfahrensermessens kann die Behörde aber auch Nichtbeteiligte 
zu solchen Erörterungen zulassen und die abgegebenen Äußerun-
gen im Rahmen der Sachaufklärung in das Genehmigungsverfahren 
einfließen lassen105. Auch die mangelnde Repräsentativität der Teil-
nehmer an solchen Prozessen kann zu Problemen führen106. Hier 
zeigt die Kundenbefragung, dass insbesondere Männer, Menschen 
mittleren bzw. höheren Lebensalters und Akademiker als Verfah
rensbeteiligte überrepräsentiert sind. Dies ist kein spezifischer Be-
fund der hier durchgeführten Untersuchung, sondern wurde auch 
bei anderen Beteiligungsverfahren, z. B. im Bereich der Stadtplanung 

98 	Vgl. Fisher et al. a.a.O., 89f; Kopp/Ramsauer a.a.O., Einführung I Rn. 79f; auch 
Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 19.

99 	Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 28 Rn. 39f. 
100 Vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz [Hrsg.] 

a.a.O., 17; Strohbusch a.a.O., 76f.
101 Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 9 Rn. 26 und 39.
102 Vgl. Vollmer a.a.O., 162.
103 Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 9 Rn. 26 und 39. 
104 �Vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz [Hrsg.] 

a.a.O., 32f.
105 Vgl. Würtenberger a.a.O., 123.
106 Vgl. Hien a.a.O., 131; Uechtritz a.a.O., 701.

beobachtet107. Bei einer solchen Unausgewogenheit besteht das 
Risiko, dass Partikularinteressen in den Vordergrund geraten bzw. 
Interessen von Nicht-Repräsentierten außer Betracht bleiben. Ein 
kritischer Punkt ist schließlich die Verbindlichkeit der erzielten Er-
gebnisse für die Behörde. Da nur eine nachvollziehende Übernahme 
von Verhandlungsergebnissen zulässig ist, kann deren Übernahme in 
die Genehmigung von der Behörde nicht verbindlich zugesagt wer-
den108. Dies kann die akzeptanzfördernde Funktion von Nachbar-
schaftsdialogen schwächen. Schließlich sind Nachbarschaftsdialoge 
mit einem hohen Aufwand an personellen Ressourcen verbunden, so 
dass sie in der Praxis nur selten Anwendung finden.
Trotz der genannten Probleme sollten Nachbarschaftsdialoge bei 
konfliktträchtigen Veranstaltungen in das Genehmigungsverfahren 
integriert werden, weil sie langfristig Konflikte reduzieren und die 
Akzeptanz von Genehmigungen erhöhen109. 

5.6 	 Begründung

Die Begründung einer Entscheidung ist ein weiteres Element für die 
Akzeptanzbildung110. Nach § 39 Abs. 1 VwVfG ist ein schriftlicher 
oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch zu bestä-
tigender Verwaltungsakt mit einer Begründung zu versehen, der die 
tatsächlichen und rechtlichen Gründe der Entscheidung zu entneh-
men sein müssen. Zudem sollen gemäß § 39 Abs. 1 S. 3 VwVfG bei 
Ermessensentscheidungen die Gesichtspunkte erkennbar sein, von 
denen die Behörde bei der Ermessensausübung ausgegangen ist. 
Der Begründung werden verschiedene Funktionen zugeschrieben. 
Sie soll die Akzeptanz für die behördliche Entscheidung bei den 
Beteiligten verbessern und die Transparenz des behördlichen Han-
delns fördern111. Zudem ist sie Ausdruck eines partnerschaftlichen 
und diskursiven Verwaltungsrechtsverhältnisses, weil sie die Mög-
lichkeit bietet, die von den Verfahrensbeteiligten in das Verfahren 
eingebrachten Argumente und Einwendungen nachvollziehbar ab-
zuwägen und die Behörde damit veranlasst ist, sich mit diesen ausei-
nanderzusetzen112. Sie dient auch der Selbstkontrolle der Behörde113. 
Schließlich ermöglicht es die Begründung den Beteiligten, etwaige 
Rechtschutzmöglichkeiten zu prüfen114, und sie ist eine Ausprägung 
des Grundrechtsschutzes durch Verfahren, soweit Grundrechte be-
troffen sind115. Die Begründung bietet die Chance, die Verfahrens-
beteiligten von der Richtigkeit der getroffenen Entscheidung zu 
überzeugen116, indem sie die tragenden Erwägungen nachvollzieh-

107 Vergleichbare Befunde: Marré, Wirkung einer aktiven Bürgerbeteiligung auf die 
Akzeptanz kommunaler Entscheidungen am Praxisbeispiel Diepholz im Dia-
log – Diplomarbeit, Diepholz 2010, www.stadt-diepholz.de/austausch/Diplo-
marbeit_Diepholz_im_Dialog_Marre.pdf (Zugriff am 23.10.2012), 2010, 20f; 
Landeshauptstadt Dresden, ‚Dresdner Debatte‘ zur Nutzung des Neumarktes – 
Dokumentation und Auswertung, http://www.dresdner-debatte.de/site/down-
loads/_550_Endversion_101029_neu_01_11.pdf, (Zugriff am 24.10.2012), 
2010, 21ff

108 So aber Fuchs et al. a.a.O., 85; aA Hien a.a.O., 131
109 Vgl. Praxisbeispiele: Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbrauch-

erschutz a.a.O., 69ff
110 Vgl. Fisch, in Mehde (Hrsg.), Staat, Verwaltung, Information – FS für Hans Peter 

Bull zum 75. Geburtstag, 2011, 559, 559; Kopp/Ramsauer a.a.O., § 39 Rn. 4; 
Würtenberger a.a.O., 17. 

111 Vgl. ausdrücklich Kopp/Ramsauer a.a.O., § 39 Rn. 4; aA Luhmann a.a.O., 214.
112 Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 39 Rn. 4; BVerwGE 66, 111, 114.
113 Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 39 Rn. 4a.
114 Vgl. Burgi/Durner a.a.O., 140; Fehling/Kastner a.a.O., § 39 VwVfG Rn. 12 f; 

Luhmann a.a.O., 215. 
115 Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 39 Rn. 5a.
116 I.d.S Würtenberger a.a.O., 17 und 85; kritisch: Luhmann a.a.O., 214.
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bar und alltagsweltlich plausibel erläutert117, mögliche Einwände an-
tizipiert118 und die Entscheidungsprozesse transparent darstellt119. 
Dabei ist auch eine am Empfängerhorizont orientierte Sprache und 
Verständlichkeit von Bedeutung, die deutlich macht, dass sie die 
Empfängerin bzw. den Empfänger ernst nimmt120. 
Die Kundenbefragung ergab, dass bei der Begründung Verständ-
lichkeit und Nachvollziehbarkeit vor Ausführlichkeit gehen. Eine 
besondere Bedeutung soll die Wiedererkennbarkeit des eigenen Bei-
trags (z. B. Stellungnahme bei einer Anhörung) haben. In der Praxis 
schlägt sich die Bedeutung des eigenen Beitrags aber eher verhalten 
nieder, da lediglich in 37 % der ausgewerteten Fälle überhaupt Stel-
lungnahmen in Anhörungsverfahren abgegeben werden. Wichtig 
ist es für die Förderung der Akzeptanz der Genehmigung, dass die 
Begründung die Abwägungen, die zur Entscheidung geführt haben, 
erkennen lässt. Die akzeptanzfördernde Wirkung der Begründung121 
steht jedoch dann in Frage, wenn die Verfahrensbeteiligten die Be-
gründung und die angestellten Erwägungen nicht verstehen122.

6	 Fazit

Akzeptanz durch Verfahren? Diese Frage konnte mit Hilfe der 
durchgeführten Kundenbefragungen und ergänzender Erhebungen 
differenziert beantwortet werden. Akzeptanz lässt sich nicht allein 
durch eine gute Verfahrensgestaltung erzeugen, aber die Art, wie das 
Verwaltungsverfahren durchgeführt wird, hat gleichwohl darauf Ein-
fluss. Bei der Verfahrensgestaltung gibt es Optimierungspotenzial, 

117 Vgl. Würtenberger a.a.O., 90ff. 
118 Vgl. Würtenberger a.a.O., 105ff.
119 Vgl. Bertelsmann Stiftung (2011) a.a.O., 30; Burgi/Durner a.a.O., 179; Hilpert 

a.a.O., 61; Würtenberger a.a.O., 70. 
120 Vgl. Fisch a.a.O., 567.
121 Vgl. Kopp/Ramsauer a.a.O., § 39 Rn. 4.
122 Vgl. Luhmann a.a.O., 214f.

das letztlich darin besteht, die Anwohner noch stärker als bisher und 
so früh wie möglich in den Entscheidungsprozess einzubeziehen, 
zu informieren und die Entscheidungsabläufe transparent und ver-
ständlich zu machen. Dazu gehört aber auch, die rechtlichen Gren-
zen der Einflussnahme zu verdeutlichen, um unerfüllbaren Erwar-
tungen entgegenzutreten. Die Ergebnisse der Untersuchung zeigen 
daher auch, dass eine Euphorie hinsichtlich der akzeptanzfördernden 
Möglichkeiten bei der Verfahrensgestaltung fehl am Platz ist. Gerade 
in Genehmigungsverfahren treffen unterschiedliche, teilweise sich 
ausschließende Interessen aufeinander. Die Behörde ist in diesem 
Spannungsverhältnis vom Gesetzgeber zwar zum Interessenaus-
gleich berufen. Letztlich muss sie aber am Ende eine Entscheidung 
treffen und den Interessen der Einen den Vorrang vor den Interessen 
der Anderen einräumen.
Die Ausweitung von akzeptanzfördernden Elementen, die auf ver-
stärkte Mitwirkung der Verfahrensbeteiligten zielt, steht schließlich 
auch unter dem Vorbehalt der zur Verfügung stehenden Ressourcen. 
Kommunikation, die Auswertung von Stellungnahmen, die Durch-
führung von Nachbarschaftsdialogen und die Abfassung guter Be-
gründungen erfordern Zeit und entsprechende Kompetenzen bei 
den Dienstkräften. Letztlich geht es dabei auch um personelle Res-
sourcen, die in den Behörden aber immer weniger zu Verfügung ste-
hen. Wenn demnach Akzeptanzförderung durch Verfahren bewirkt 
werden soll, muss einerseits die Fähigkeit und Bereitschaft hierzu 
bei den Dienstkräften in den Behörden gefördert und für eine auf 
Mitwirkung ausgerichtete Verfahrenspraxis geworben werden. An-
derseits müssen aber auch die Ressourcen zur Verfügung stehen, um 
tatsächlich akzeptanzfördernd zu handeln.
Akzeptanz von Verwaltungsentscheidungen wird sich durch die 
Verfahrensgestaltung nicht immer und nicht vollständig erreichen 
lassen. Es lohnt sich aber, die sich bietenden Möglichkeiten und An-
sätze zu nutzen, im Sinne der Bürgerinnen und Bürger und im Sinne 
eines auf Kooperation ausgerichteten Verwaltungsverständnisses.

Hintergrund

„Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt, 
so steht ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zuständigkeit nicht 
begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben“ (Art. 19 Abs. 4 S. 1 
und 2 GG).

Effektiver Rechtsschutz nach Art. 19 Abs. 4 GG ist aber nur dann ge-
geben, wenn der Betroffene seine Rechtsschutzmöglichkeiten kennt.

Die Verfahrensordungen für den Bereich des allgemeinen Verwal-
tungsrechts und des besonderen Verwaltungsrechts sehen in Bezug 
auf das behördliche Verwaltungsverfahren i. d. R. eine Rechtsbehelfs-

belehrungspflicht vor (§§ 59 und 73 Abs. 2 VwG0, § 36 SGB X, 
§§ 157 Abs. 1 S. 3 und 366 AO).
Für gerichtliche Verfahren gelten vergleichbare Regelungen nach 
§ 117 Abs. 2 Nr. 6 VwGO, § 136 Abs. 1 Nr. 7 SGG, § 105 Abs. 2 
Nr. 6 FGO, § 9 Abs. 5 ArbGG, § 39 FamFG und § 35a StPO).
Im Gegensatz zum öffentlichen Recht bestand bisher mit wenigen 
Ausnahmen wie z. B. bei Versäumnisurteilen (§ 338 S. 2 ZPO) und 
bei Vollstreckungsbescheiden (§ 700 ZPO) im Zivilprozess keine 
Rechtsbehelfsbelehrungspflicht.

Gründe hierfür sind:

1. 	�Die Rechtsbehelfsbelehrungspflicht für den Bereich des öffent-
lichen Rechts hat sich erst aus dem im Jahre 1949 in Kraft getre-
tenen Art. 19 Abs. 4 GG entwickelt, die ZPO, als maßgebliche 
Verfahrensvorschrift für den Bereich des Zivilrechts, datiert aus 
dem Jahr 1877. 

Günter Thiel*

Einführung einer Rechtsbehelfsbelehrung im Zivilprozess

*	 Günter Thiel ist Diplom-Verwaltungswirt (FH), Mitglied im Bundesverband 
Deutscher Sachverständiger und Fachgutachter e.V. und arbeitet in einer rhein-
land-pfälzischen Kommunalverwaltung.
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2. 	�Der Zivilrechtsweg beinhaltet, im Gegensatz zum öffentlichen 
Recht, nicht primär den Schutz gegen staatliches Handeln, son-
dern die Entscheidung über Gesetzes- und Vertragsverletzungen 
von Privatpersonen untereinander. Staatliche Einrichtungen wer-
den, je nach der Art ihres Tätigwerdens, Privatpersonen gleichge-
stellt.

Bundesverfassungsgericht sieht – derzeit noch nicht – einen 
Handlungsbedarf für die Einführung einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung in zivilrechtlichen Verfahren
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 20.06.1995, 
1 BvR 166/93, entschieden, dass die Erteilung einer Rechtsmittel-
belehrung für Urteile über zivilrechtliche Klagen von Verfassungs 
wegen – jedenfalls derzeit noch – nicht geboten ist und begründet 
dies wie folgt:

„Die Verfassungsbeschwerde hat keinen Erfolg, soweit die Beschwer-
deführer unter Heranziehung des Rechtsgedankens des § 9 Abs. 5 
ArbGG geltend machen, von Verfassungs wegen habe ihnen eine 
Rechtsmittelbelehrung erteilt werden müssen mit der Folge, dass 
mangels einer solchen Belehrung die Frist für die Berufungsbegrün-
dung nicht zu laufen begonnen habe und die Berufung danach nicht 
als unzulässig hätte verworfen werden dürfen. Die Erteilung einer 
Rechtsmittelbelehrung ist für Urteile über zivilrechtliche Klagen 
– jedenfalls derzeit noch – grundsätzlich nicht geboten.
Aus dem verfassungsrechtlichen Anspruch auf einen wirkungsvollen 
Rechtsschutz, der für den Bereich des Zivilprozesses durch Art. 2 
Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 
Abs. 3 GG) gewährleistet ist (vgl. BVerfGE 88, 118 <123 f.> m.w.N.), 
folgt nicht ohne Weiteres eine Pflicht, gerichtliche Entscheidungen 
mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen.
Das Rechtsstaatsprinzip gibt nicht im Einzelnen vor, wie der Wi-
derstreit zwischen dem Interesse an Rechtssicherheit und Verfah-
rensbeschleunigung einerseits und dem subjektiven Interesse des 
Rechtsuchenden an einem möglichst uneingeschränkten Rechts-
schutz andererseits zu lösen ist. Es ist Sache des Gesetzgebers, bei 
der Ausgestaltung des Verfahrens die einander widerstreitenden Ge-
sichtspunkte abzuwägen und für die einzelnen Abschnitte des ge-
richtlichen Verfahrens zu entscheiden, welchem von ihnen jeweils 
der Vorzug zu geben ist.
Die Rechtsschutzgarantie kann nach den dargelegten Grundsätzen 
eine Rechtsmittelbelehrung nur gebieten, wenn diese erforderlich ist, 
um unzumutbare Schwierigkeiten des Rechtswegs auszugleichen, die 
die Ausgestaltung eines Rechtsmittels andernfalls mit sich brächte. 
Das kann insbesondere dann der Fall sein, wenn die Formerforder-
nisse des Rechtsmittels so kompliziert und schwer zu erfassen sind, 
dass nicht erwartet werden kann, der Rechtsuchende werde sich in 
zumutbarer Weise darüber rechtzeitig Aufklärung verschaffen kön-
nen. Das kann namentlich in Verfahren zutreffen, in denen kein An-
waltszwang besteht.

Eine solche Lage ist bei den Rechtsmitteln im Klageverfahren des 
Zivilprozesses grundsätzlich nicht gegeben. Die Zivilgerichtsbar-
keit gehört zu den Verfahrensarten, die dem Bürger am ehesten 
vertraut sind. Das Rechtsmittelsystem im Klageverfahren liegt im 
Rahmen des Herkömmlichen und ist überschaubar. Von wesent-
licher Bedeutung ist in diesem Zusammenhang ferner, dass im 
Zivilprozess für die Rechtsmittel der Berufung und der Revision 
ausnahmslos Anwaltszwang besteht (§ 78 Abs. 1 ZPO). Der Ge-

setzgeber konnte davon ausgehen, dass dies den Rechtsuchenden 
allgemein hinreichend bekannt ist. Eine Partei, die im zivilpro-
zessualen Klageverfahren ein Rechtsmittel einlegen oder hierfür 
Prozesskostenhilfe beantragen will, wird sich daher, selbst wenn 
sie den Rechtsstreit im ersten Rechtszug noch selbst geführt hat, 
regelmäßig an einen Anwalt wenden. Von einem Rechtsanwalt ist 
ohne Weiteres zu erwarten, dass er die formellen Rechtsmitteler-
fordernisse des Zivilprozesses kennt. Selbst wenn sich die Partei 
im Einzelfall nicht sofort an einen Anwalt wenden will, kann sie 
sich bei dem Gericht, dass die anzufechtende Entscheidung er-
lassen hat, nach den Rechtsmittelmöglichkeiten und -erfordernis-
sen erkundigen. Die Maßnahmen, die eine bisher nicht anwaltlich 
vertretene Partei danach ergreifen muss, um sich über die Rechts-
mittelerfordernisse Klarheit zu verschaffen, liegen im Rahmen 
des Zumutbaren. Für die Partei, die bereits im vorausgegangenen 
Rechtszug anwaltlich vertreten war, bedarf es ohnehin keines be-
sonderen Erkundigungsaufwands. Die Möglichkeit, dass der An-
walt der Partei bei deren Beratung und Vertretung im Einzelfall 
die Rechtsmittelerfordernisse verkennt oder nicht beachtet, kann 
in verfassungsrechtlich unbedenklicher Weise der Risikosphäre der 
Partei zugerechnet werden und bildet für sich allein keinen Grund, 
eine Rechtsmittelbelehrung zu fordern.
Es sind freilich keine sachlichen Gesichtspunkte ersichtlich, die einer 
durchgehenden Erteilung von Rechtsmittelbelehrungen in allen ge-
richtlichen Verfahrensarten entgegenstünden. Insbesondere wäre die 
Rechtssicherheit nicht beeinträchtigt, wenn die Prozessparteien je-
weils von Amts wegen über ihre Rechtsmittelmöglichkeiten aufgeklärt 
würden. Gleichwohl kann aber aus der Rechtsschutzgarantie nicht 
unabhängig von der Ausgestaltung der Rechtsmittelerfordernisse ein 
generelles Gebot der Rechtsmittelbelehrung hergeleitet werden.
Auch aus dem Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) folgt – jedenfalls 
bei der derzeitigen tatsächlichen und rechtlichen Lage – noch keine 
Pflicht zur Einführung einer Rechtsmittelbelehrung im Klagever-
fahren des Zivilprozesses.
Die Ungleichbehandlung, die die Beschwerdeführer als verfassungs-
widrig ansehen, liegt darin, dass der Gesetzgeber für Urteile über zi-
vilrechtliche Klagen keine Rechtsmittelbelehrung verlangt, während 
er sie für Entscheidungen über Klagen in anderen Gerichtsbarkeiten 
vorgeschrieben hat (§ 9 Abs. 5 ArbGG, § 58 VwG0, § 66 SGG; § 55 
Abs. 1 Satz 2 FGO) kann bei dem Vergleich außer Betracht bleiben, 
weil in Bezug auf finanzgerichtliche Urteile nur die Revision und die 
Nichtzulassungsbeschwerde als Rechtsmittel in Betracht kommen. 
Eine Differenzierung nach personenbezogenen Merkmalen, bei 
der der Gesetzgeber einer besonders strengen Bindung unterliegen 
würde, liegt in dieser Ungleichbehandlung nicht. Es handelt sich 
vielmehr um eine unterschiedliche Behandlung von Sachverhalts-
gruppen, bei der Gesetzgeber und Rechtsprechung einen weiten 
Gestaltungs- und Beurteilungsspielraum haben.
Nach diesen Grundsätzen ist es – jedenfalls unter den derzeitigen 
Verhältnissen – nicht zu beanstanden, dass im Klageverfahren des 
Zivilprozesses Entscheidungen nicht mit einer Rechtsmittelbeleh-
rung versehen werden. Ein sachlicher Grund für die Differenzierung 
könnte freilich nicht schon darin gesehen werden, dass die verschie-
denen Regelungen über die Rechtsmittelbelehrung in unterschiedli-
chen Verfahrensordnungen enthalten sind. Das Rechtsschutzinteres-
se an der Überprüfung zivilrechtlicher Urteile kann nicht als weniger 
gewichtig bewertet werden als dasjenige an Begehren, die in den Zu-
ständigkeitsbereich anderer Gerichtsbarkeiten fallen. Danach kann 
die formelle Abgrenzung der Fachgerichtsbarkeiten gegeneinander 
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für sich allein noch kein hinreichender Grund sein, die Frage, ob eine 
Rechtsmittelbelehrung zu erteilen ist, für die einzelnen Gerichtsbar-
keiten unterschiedlich zu regeln.
Die Differenzierung zwischen dem Klageverfahren des Zivilpro-
zesses und dem Klageverfahren anderer Fachgerichtsbarkeiten wird 
jedoch (noch) hinreichend durch die Besonderheiten des zivilge-
richtlichen Verfahrens gerechtfertigt. Wesentlich fällt auch bei der 
Beurteilung nach Art. 3 Abs. 1 GG ins Gewicht, dass für die Rechts-
mittel im zivilrechtlichen Klageverfahren ausnahmslos Anwalts-
zwang besteht und der Gesetzgeber davon ausgehen konnte, dass 
dies auch der Öffentlichkeit hinreichend bekannt ist. Weiß aber der 
Bürger im allgemeinen, dass er sich hinsichtlich des Rechtsmittels 
anwaltlich beraten und vertreten lassen muss, so ist eine Rechtsmit-
telbelehrung weniger dringlich als in Verfahren, in denen der Recht-
suchende das Verfahren selbst führen darf“.

Bundesgerichtshof sieht Rechtsbehelfsbelehrungspflicht in  
zivilrechtlichen Verfahren differenzierter
In dem vom BGH (B. v. 26.03.2009, V ZB 174/08) entschiedenen 
Fall ging es um die Frage, ob bei einer Zwangsversteigerung aus ver-
fassungsrechtlichen Gründen eine Rechtsbehelfsbelehrung erteilt 
werden müsse.
Der BGH bejahte dies und führte hierzu in den Urteilsgründen Fol-
gendes aus:
„Allerdings sehen weder das Zwangsversteigerungsgesetz noch die 
auf die Verfahren nach diesem Gesetz gemäß § 869 ZPO anzuwen-
dende Zivilprozessordnung eine Rechtsmittelbelehrung vor. Ob sie 
trotzdem geboten ist und bei ihrem Fehlen der Weg für die Wieder-
einsetzung eröffnet ist, hat der Senat im Beschluss vom 28. Februar 
2008, V ZB 107/07, NJW-RR 2008, 1084, 1085, offen gelassen. Die 
Frage ist zu bejahen. Das ergibt sich aus der Verfassung.
Das Grundgesetz gewährleistet durch Art. 2 Abs. 1 GG i. V. m. dem 
Rechtsstaatsprinzip, Art. 20 Abs. 3 GG, den Anspruch auf wirkungs-
vollen Rechtsschutz. Die Rechtschutzgewährung durch die Gerich-
te bedarf dabei einer normativen Ausgestaltung. In dieser kann der 
Gesetzgeber Regelungen treffen, die für ein Rechtsschutzbegeh-
ren, insbesondere auch für Rechtsmittel, besondere formelle Vor-
aussetzungen vorsehen und sich dadurch für den Rechtsuchenden 
einschränkend auswirken (BVerfGE 93, 99, 107). Hierzu gehören 
Form- und Fristerfordernisse, durch die einer unangemessenen Dau-
er des Verfahrens entgegen gewirkt wird. Die insoweit notwendigen 
Regelungen müssen jedoch, was ebenfalls aus dem Rechtsstaats-
prinzip folgt, die betroffenen Belange angemessen gewichten und 
in Bezug auf ihre Auswirkung auf den einzelnen Rechtsuchenden 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachten. Hierzu gehört 
eine Rechtsmittelbelehrung, wenn diese erforderlich ist, um unzu-
mutbare Schwierigkeiten auszugleichen, die die Ausgestaltung eines 
Rechtsmittels andernfalls mit sich brächte. So verhält es sich, wenn 
die Erfordernisse eines Rechtsmittels so kompliziert und schwer zu 
erfassen sind, dass nicht erwartet werden kann, der Rechtsmittel su-
chende werde sich in zumutbarer Weise hierüber rechtzeitig Aufklä-
rung verschaffen können. Das gilt namentlich für Verfahren, in denen 
kein Anwaltszwang besteht (BVerfGE, aa0, 108). Das ist bei den 
Entscheidungen nach dem Zwangsversteigerungsgesetz, insbeson-
dere bei der Entscheidung über den Zuschlag, der Fall“.

Einstimmiger Beschluss der Justizministerinnen und Justizmi-
nister zur Einführung einer Rechtsbehelfsbelehrung in zivil-
rechtlichen Verfahren
Auf der 81. Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister am 
23. und 24.06.2010 in Hamburg wurde einstimmig beschlossen, dass 
Rechtsbehelfsbelehrungen in Verfahren, in denen eine anwaltschaft-
liche Vertretung nicht vorgeschrieben ist und bei denen die Entschei-
dungen nur befristet anfechtbar sind, eingeführt werden soll.

Bundestag beschließt Gesetz zur Einführung einer Rechtsbe-
helfsbelehrung im Zivilprozess und zur Änderung anderer Vor-
schriften
Aufgrund des Gesetzesentwurfes der Bundesregierung zur Einfüh-
rung einer Rechtsbehelfsbelehrung im Zivilprozess – Drucksache 
17/10490 – wonach „das Fehlen einer Rechtsbehelfsbelehrung den 
Bürgerinnen und Bürgern die Orientierung im gerichtlichen Instan-
zenzug erschwert, sich die Gefahr unzulässiger Rechtsbehelfe erhöht, 
weil sich die Form, Frist und das zuständige Gericht für den Rechts-
behelf nicht aus der Entscheidung entnehmen lässt und es sinnvoll 
und bürgerfreundlich sei, in der anfechtbaren Entscheidung über 
den statthaften Rechtsbehelf zu informieren“, hat der Bundestag am 
09.11.2012 in 2. und 3. Lesung das Gesetz zur Einführung einer 
Rechtsbehelfsbelehrung im Zivilprozess beschlossen.
Das Gesetz wurde am 11.12.2012 im Bundesgesetzblatt verkündet 
(BGBl. I 2012, 2418) und tritt am 01.01.2014 in Kraft.

Regelungsinhalte des Gesetzes:
1. 	�Es besteht nun auch im Zivilrecht die allgemeine Pflicht, über den 

zulässigen Rechtsbehelf zu belehren, sofern eine Vertretung durch 
einen Rechtsanwalt (§ 78 ZPO) nicht vorgeschrieben ist. 

2. 	�Die Rechtsbehelfsbelehrungspflicht umfasst alle gerichtlichen 
Entscheidungen, also nicht nur Beschlüsse oder Urteile, sondern 
auch Zwischen- und Nebenentscheidungen. 

3. 	�Bei Versäumnisurteilen und Beschlüssen im einstweiligen Rechts-
schutzverfahren (Arrestbeschlüsse, einstweiligen Verfügung) trifft 
das Gericht, trotz einer anwaltschaftlichen Vertretung, eine Rechts-
behelfsbelehrungspflicht, da diese Entscheidungen auch gegenüber 
nicht anwaltschaftlich vertretenen Parteien ergehen können.

4. 	�Wegen möglicher Interessenkonflikte zwischen Mandant und 
Rechtsanwalt wird im Kostenrecht eine generelle Rechtsbehelfs-
belehrungspflicht eingeführt. 

5. 	�Enthält die gerichtliche Entscheidung keine oder eine fehlerhafte 
Rechtsbehelfsbelehrung wird vermutet, dass die Partei ohne ihr 
Verschulden verhindert war, die geforderte Frist einzuhalten.

	� Vergleichbar mit § 17 FamFG ist in diesen Fällen der Partei Wie-
dereinsetzung in den vorherigen Stand zu gewähren.

Hinweis

Das Gesetz sieht die Einführung einer Rechtsbehelfsbelehrung in 
allen zivilrechtlichen Verfahren vor, in denen eine anwaltschaftliche 
Vertretung nicht vorgeschrieben ist.
Daher ist das Gesetz z. B. auch von Notaren (Art. 9) und Gerichts-
vollziehern (Art. 11) zu beachten.

Sie finden uns im Internet unter: www.dvp-digital.de
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Der Verwaltungssprache ergeht es wie anderen Fachsprachen: sie unter-
liegt einem ständigen Wandel. Neue Fragestellungen, Gegenstände, 
Sachverhalte, Methoden, Erfahrungen und Erkenntnisse bringen neue 
Begriffe hervor oder nutzen vorhandene Begriffe. Alte Fachausdrücke ver-
schwinden. Die neuen oder mit verändertem Inhalt verwendeten Begriffe 
entstehen in Deutschland oder entstammen europarechtlichen Vorgaben. 
Sie gehen in die Gesetzgebung und in das Verwaltungshandeln ein und 
machen auch nicht vor angelsächsischen Termini halt. Das hier und in den 
folgenden Heften abgedruckte Glossar will dem Leser aktuelle und bedeut-
same neue Wortprägungen erklären.

Innenstädte

Früher war alles besser! Stimmt das? Für den Bauherrn und seine 
Baugenehmigung schon. Er stellte einen Antrag und das Bauamt 
reagierte baurechtlich und gegebenenfalls gemäß Altstadtsatzung 
und Denkmalschutz. Nach der Bewilligung setzte sich das Bauamt 
mit den Stadtwerken und diese mit dem Architekten des Bauherrn 
zusammen, um die Strom-, Gas- und Wasserversorgung und den Ka-
nalanschluss zu vereinbaren. Zumindest für die Citycenters größerer 
Städte ist diese rechtlich gesteuerte, manche mögen sagen: heile Welt 
vorüber. Innenstädte entwickelten sich weltweit zu politischen, admi-
nistrativen, ökonomischen, logistischen, ökologischen und sozialen 
Brennpunkten. 
Der Stadtkern ist wegen seiner zentralen Lage mit Rathaus und Be-
hörden, Wohn- und Begegnungsstätten für Einheimische, mit tou-
ristischen Zielen, Kirchen, Museen, Galerien, Theater, Palais, Bürger-
häusern, Geschäften und Firmensitzen ein permanenter Zankapfel der 
Kommunalpolitik. Gestritten wird über Stadtlandschaft, Ensembles, 
Fassaden, Baulücken, Verdichtungen, Sanierung, Abriss, Förderung, 
Architekturwettbewerbe, Parkanlagen, Tiefgaragen, Verkehrsströme, 
Fußgängerzonen, Möblierung der Straßen, schlechthin über stadtge-
stalterische Maßnahmen.
Außer dem Hoch- und Tiefbauamt sind das Planungs-, das Entwick-
lungs-, das Liegenschafts-, unter Umständen das Bauordnungs-, das 
Wirtschaftsförderungs-, das Presse- und das Hauptamt, die Kämme-
rei sowie die städtische Gärtnerei beteiligt; bei größeren Bauprojek-
ten zusätzlich die Träger öffentlicher Belange, von den öffentlichen 
und privaten (Erschließungs-, Bauplanungs-, Bauleitungs-, Versor-
gungs-, Verkehrs-, Telekommunikations-, General- und Finanzie-
rungs-)Unternehmen gar nicht zu sprechen. Die ober- und unterir-
disch verzahnten Innenstädte stellen die Behörden und Betriebe vor 
komplexe Koordinationsprobleme. Inwieweit lassen sie sich durch 
die Stadtverwaltung und durch welches Amt federführend bewäl-
tigen und wann und wie sind der Planungs- und der Bauausschuss, 
andere Ausschüsse und die Stadtvertretung mit Beratungen und Be-
schlussfassungen einzuschalten?
Die ökonomische Dimension von Innenstädten erweist sich als nicht 
minder gravierend, denn ihre 1A-Lagen ziehen in- und ausländische 

Investoren an, die entweder nach hochrentierlichen oder vermögens-
konservierenden Immobilien Ausschau halten. Alteingesessene Ein-
wohner und Geschäfte werden verdrängt; nicht von ungefähr stößt 
man in den städtischen Zentren auf hochpreisige Läden, Banken, 
Kapitalanlagegesellschaften, Versicherungen, Unternehmensbera-
tungen, Werbeagenturen, Firmenrepräsentanzen, Galerien, Edel-
gastronomie, Nobelherbergen und Luxuswohnungen. Wenn die 
Shoppingcenters und Vorzeigeobjekte Ketten angehören, herrscht 
Konformität vor ohne Beziehung zum historischen Ort. Man verab-
schiedet sich von einer geschichtlich gewachsenen Parzellierung und 
zieht einzelne Bauwerke, die in Form, Materialien und Farbe die glo-
bale Corporate Identity der Marke lokal präsentieren, und prestige
trächtige Baukolosse vor – oft noch mit die benachbarten Gebäude 
überragender Höhe. 
Mit dieser Entwicklung zu konzentrierter Architektur mit Bürotür-
men, Konsumtempeln, Hotelhochhäusern, Touristenattraktionen 
und Wohnanlagen geht eine aufwändige Verkehrsinfrastruktur ein-
her. Individual-, Zulieferer- und öffentlicher Personennahverkehr 
sowie Abfallentsorgung fordern Straßen, Plätze, Brücken, Verkehrs-
knoten, Parkhäuser, kurzum öffentlichen Raum für Bahnen und 
Busse, PKW und LKW im Rhythmus des Bedarfs von Ein- und 
Auspendlern, Einzelpersonen und Personengruppen. Bau und Un-
terhaltung der intensiv genutzten Verkehrswege haben ständig Bau-
stellen mit Staus, Lärm und schlechter Luft zur Folge.
Die ökologischen Konsequenzen für Innenstädte liegen auf der 
Hand. Soweit Grünflächen für Bebauungen freigegeben werden, 
Verdichtungen erfolgen und Hochhäuser entstehen, stellen sich Fra-
gen nach den Auswirkungen auf das Kleinklima, die Beschattung, 
die Energieversorgung, die Klimatisierung und Kühlung, den Schad-
stoffausstoß samt Abgasen, Abluft, Abwärme, Abwasser und Smog. 
Was Klein- bzw. Mikroklima anbelangt, kennt man bei geballter Be-
bauung seit Jahrhunderten die Bedeutung von Schneisen zur Entlüf-
tung der Städte mit den Vorteilen für Temperatur, Luftfeuchtigkeit, 
Luftdruck und die Windverhältnisse. Bei der Agglomeration in den 
Stadtzentren darf dieses Wissen nicht ignoriert werden. 
Die Umgestaltung der Innenstädte zu Quartieren für kaufkräftige 
Nachfrager beeinflusst das soziale Leben der Stadtbewohner und 
verändert die Gesellschaft insgesamt. Es bilden sich innenstädtische 
Reichenghettos, in den Randbezirken entsteht sozialer Sprengstoff. 
Die Leute dort sehen sich ausgeschlossen, bleiben in ihren Vierteln, 
empfinden die Stadt nicht mehr als ihre Stadt, werden renitent und 
fordern Teilhabe, wenn exponierte Bauwerke umgewidmet oder ab-
gerissen, Baulücken geschlossen oder Gartenanlagen bebaut werden. 
Die Mehrheit des Stadtvolks toleriert auf Dauer nicht die Privilegie-
rung einer Minderheit von hohen Einkommensbeziehern, die sich in 
den innenstädtischen Quartieren breit machen.
Es gibt wohl kaum eine Großstadt, die nicht mit solchen brisan-
ten und vielfältigen Problemen konfrontiert ist. Kommunalpolitik 
und Stadtverwaltungen bieten sich nur Lösungen an, die Projekte im 
Stadtzentrum behutsam verfolgen, Rücksicht auf heimatliche Mili-
eus nehmen, für Transparenz sorgen und die Allgemeinheit einbin-
den. Baugesuche in Innenstädten sind heute eine öffentliche Angele-
genheit und keine Privatsache mehr. 

Peter Eichhorn*

ABC – Glossar – XYZ

*	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Eichhorn, Emeritus der Universität Mannheim, ist 
Präsident der SRH Hochschule Berlin.
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Open Government

Als Open Government bzw. Open Government Data bezeichnet 
man eine Entwicklung, von Regierungen und Verwaltungen erhobene 
Daten dem Bürger online zur Verfügung zu stellen. Ausgehend vom 
Informationsfreiheitsgesetz des Bundes seit Beginn des Jahres 2006 
und von entsprechenden Gesetzen der Länder, die den Zugang zu 
Auskünften von Behörden erleichtern, will Open Government amt-
liche Daten von Bund, Ländern und Gemeinden digital offerieren. 
Bürger mit Internetanschluss öffnet seit Februar 2013 eine weitere 
Website der Bundesregierung unter Federführung des Bundesinnen-
ministeriums ein Datenportal für Deutschland (govdata.de). Den 
beim Start nahezu 1.000 Datensätzen von öffentlichen Verwaltun-
gen aller Ebenen können Bio-, Geo- und Statistikdaten, Kostendaten 
von Infrastrukturprojekten, auch Adressenlisten von Auskunfts- und 
Beratungsstellen für Gesundheits- und Pflegedienste, Radwegenetze, 
Jahresberichte, Wahlergebnisse usw. entnommen werden. Der Nutzer 
kann auf Zahlen, Grafiken, Karten, Bilder und Texte zugreifen. Es 
liegt an ihm, daraus kreative Ideen für sich oder andere aufzubereiten. 
Möglicherweise regen die veröffentlichten Regierungs- und Verwal-
tungsdaten auch kommerzielle Geschäftsmodelle an. Insofern bietet 
Open Government eine Ressource für schöpferische Verwertungen. 
Allerdings steckt die Entwicklung in Deutschland im Vergleich zu 
angelsächsischen Ländern in den Kinderschuhen. Die Bundes-, Lan-
des- und Kommunalverwaltungen haben hierzulande deshalb noch 
einschneidende Umwälzungen vor sich. Open Government wird 
aus rechtdominierten Behörden daten- und im Weiteren informa-
tionsorientierte Dienstleister machen. (Bei Informationen steht der 
Zweck im Vordergrund.) Die Behörden werden Fragen beantworten 
müssen, welche Daten respektive Informationen in welchem Um-
fang und Format veröffentlicht werden sollen, können oder dürfen. 
Handelt es sich um „echte“ offene Daten bzw. Infos oder um kos-
tenpflichtige oder um solche, bei denen eine kommerzielle Nutzung 
untersagt ist. Zur Erleichterung der Weiterverwertung sind die über 
das Portal bereitgestellten Daten bzw. Infos standardisiert und an 
Nutzungsbedingungen und Lizenzierungen gebunden. Wann ist 
der Zeitpunkt zur Offenlegung gekommen? Empfiehlt sich, eher 
gründlich zu recherchieren als vorzupreschen? Können Datensätze 
zum Beispiel bezüglich sensibler Informationen verzögert werden? 
Welche rechtlichen Informationsansprüche stehen dem entgegen? 
Mehr noch: Sind Behörden nicht sogar verpflichtet, die Verbraucher 
schon bei verdächtigen Lebensmittelbetrügereien frühzeitig zu in-
formieren? Welcher Arbeits- und Zeitaufwand mit welchen Kosten 
fallen für Informationsgewinnung, -verarbeitung, -auswertung und 
-präsentation online an? Kann für die Präsentation eine Plattform 
als „Shareconomy“ genutzt werden? Im IT-Planungsrat ist schon von 
einem Cloud-E-Mail-Dienst und Cloud Computing die Rede.
Ein heikles Problem resultiert aus der schwierigen Abgrenzung zwi-
schen politisch- administrativen Informationen beispielsweise über 
parlamentarische Beschlüsse und Beratungen von Ausschüssen, 
über Gesundheits-, Umwelt- und Verkehrsdaten, Sozialleistungen, 
Baugenehmigungen, Studien, Gutachten, Ausschreibungen von öf-
fentlichen Aufträgen und über geschlossene Verträge einerseits, per-
sonenbezogenen Daten, Betriebspatenten, Geschäftsgeheimnissen 
andererseits. Open Government soll staatliche und städtische Trans-
parenz fördern, nicht den gläsernen Bürger vorführen. 
Wenn der Bürger und die Öffentlichkeit über das Internet informiert 
werden, bleibt es nicht bei einem bloßen Datenempfang. Aus der Of-
fenlegung erwachsen Rückfragen und Informationswünsche. Dann 

kommen unter anderem Informationsfreiheits- und Landespresse-
gesetze, das Verbraucherinformationsgesetz und das Lebensmittel-
gesetzbuch ins Spiel, auch private Internetplattformen wie abgeord-
netenwatch.de. Es heißt, es entsteht Herrschaftswissen für die breite 
Öffentlichkeit und eine neue Form demokratischer Partizipation. 
Und noch etwas erweist sich als beachtenswert: Alles was im Internet 
geschieht, ist für ewig dokumentiert und sorgt im Positiven für Stabi-
lität, im Negativen allerdings für anhaltende Ärgernis und Belastung.

Systemwettbewerb

Wettbewerb findet bekanntlich zwischen Unternehmen in der 
Marktwirtschaft statt. Im Wirtschaftssystem eines Staates kön-
nen aber auch große Gruppen bzw. Subsysteme konkurrieren. In 
Deutschland stehen sich beispielweise die öffentlich-rechtlichen 
Sparkassen und Landesbanken, die Genossenschaftsbanken und 
die privaten Kreditinstitute im Wettbewerb gegenüber. Von Sys-
temwettbewerb spricht man auch beim Rundfunk, wo öffent-
lich-rechtliche Rundfunkanstalten mit privaten Hörfunk- und 
Fernsehveranstaltern um Einschaltquoten rivalisieren. Eine Art 
Systemwettbewerb stellen ferner unterschiedlich organisierte 
Gewerkschaftssysteme dar, etwa die Einheitsgewerkschaften in 
Deutschland, die Berufsgewerkschaften in Großbritannien und 
die Hausgewerkschaften in Japan. Man fragt, welches System für 
Betroffene am besten abschneidet, selbst wenn keine unmittelbare 
Konkurrenz vorhanden ist. Ähnlich verhält es sich im internatio-
nalen Kontext mit Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Gesundheits-, Ener-
gieversorgungs-, Verkehrs-, Post- und Telekommunikationssyste-
men, deren Effizienz verglichen wird.
Der erwünschte Systemwettbewerb hängt im Wesentlichen von 
den rechtlichen Rahmenbedingungen ab. Beispiel: Hochschulen in 
Deutschland. Es stehen sich gegenüber steuerfinanzierte staatliche 
Hochschulen und private Hochschulen, die ihre Kosten großenteils 
mit Hilfe von Studienentgelten, daneben aus Stiftungserträgen de-
cken. Der Staat, in Sonderheit die Bundesländer, bestimmen das Re-
gelwerk für den Wettbewerb aller Hochschulen und kontrollieren 
dessen Einhaltung. Die Länder nehmen mit eigenen Hochschulen 
am Wettbewerb teil; sie entscheiden außerdem über die Zulassung 
der privaten Mitbewerber. Wettbewerb herrscht (erstens) zwischen 
den staatlichen Hochschulen um Forschungs-, Ausbildungs- und 
Weiterbildungsschwerpunkte, die Durchsetzung von Struktur- und 
Entwicklungsplänen und um Landesmittel. Wettbewerb herrscht 
(zweitens) zwischen den privaten Hochschulen, die Studiengänge, 
daneben Forschungsprojekte, anbieten und (drittens) konkurrieren 
die staatlichen mit den privaten Hochschulen. Letztlich wetteifern 
alle Beteiligten (viertens) um Reputation durch exzellente Forscher, 
Lehrer, Nachwuchskräfte und tüchtige Studierende.
Es überrascht aber nicht, dass diese Art von Systemwettbewerb un-
vollkommen ist. Die Privilegierung staatlicher Universitäten und 
Fachhochschulen in Deutschland wird mit dem öffentlichen Gut 
Bildung begründet. Der Pluralismus im Hochschulsystem – auch die 
jeweilige Struktur der anderen Systeme – beruht außer auf recht-
lichen Restriktionen auf unterschiedlichen Zielsetzungen der (re-
gulierten) Marktteilnehmer. Vereinfacht gesagt betonen die einen 
Sachziele samt Sozialstaatsgebot und Umweltschutz, wobei auch 
Formalziele partiell angestrebt werden (müssen). Das Pendant dazu 
bilden Unternehmen, die sich vornehmlich an Gewinn und Rendite 
orientieren, (hoffentlich) ohne humanitäre, soziale und ökologische 
Verantwortung auszuklammern. 

Peter Eichhorn� ABC – Glossar – XYZ
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Fallbearbeitungen

1. Drittbetroffenheit im Verwaltungsverfahren

In weiten Bereichen des öffentlich-rechtlichen Verwaltungshandels 
sind sog. bipolare Rechtsbeziehungen anzutreffen. Auf der einen Sei-
te steht der Bürger, der eine bestimmte Leistung von der Verwaltung 
begehrt. Zu denken ist beispielsweise an die Erteilung eines Perso-
nalausweises, an den Einlass in eine kommunale Badeanstalt oder die 
Erteilung einer Fahrerlaubnis. Liegen die Voraussetzungen vor, wird 
die Behörde die gewünschte positive Entscheidung treffen; andernfalls 
ergeht eine Ablehnungsentscheidung. Im Bereich der sog. Eingriffsver-
waltung will dagegen die Behörde eine Regelung treffen, die sich nega-
tiv für den betroffenen Bürger auswirkt. Zu denken ist hier beispielswei-
se an das zeitlich begrenzte Fahrverbot; die Bußgeldanordnung für die 
Ausübung einer unerlaubten Sondernutzung oder die Aufhebung einer 
Waffenbesitzkarte. In allen Beispielsfällen stehen sich zwei Akteure, der 
Bürger und die Verwaltung, unmittelbar gegenüber. Im Regelfall sind 
Dritte von der Verwaltungsentscheidung nicht betroffen.

Nun gibt es aber auch eine Vielzahl von Fallgestaltungen, in denen 
das aktive Handeln, aber auch das passive Verhalten der Verwaltung, 
sich auf die konkrete Situation Dritter auswirkt. Die Baugenehmi-
gung für die Errichtung eines Wohnhauses stellt zunächst eine po-
sitive (zumindest teilweise) rechtskreiserweiternde Entscheidung 
der Verwaltung dar. Zugleich wirkt sich die vollzogene Baugeneh-
migung negativ für den Grundstücksnachbar aus. Das neu errichte-
te Gebäude kann das Nachbargrundstück verschatten oder aber die 
unbeobachtete Nutzung des Nachbargrundstücks einschränken. Die 
Beförderung eines Beamten schränkt die Beförderungsmöglichkeit 
seines Konkurrenten ein, soweit nicht in ausreichendem Maße Plan-
stallen vorhanden sind. Die Zulassung eines Schaustellers zu einem 
Jahrmarkt kann dazu führen, dass einem Mitbewerber die Zulassung 
verweigert werden muss, da die Platzkapazitäten ausgeschöpft sind. 
Die Errichtung einer Windkraftanläge führt zu einer partiellen Ver-
schattung bestimmter Grundstücke. Die Zulassung eines weiteren 
Grundstücksmaklers reduziert die Einnahmemöglichkeiten der be-
reits vorhandenen Gewerbetreibenden. Unterlässt es die zuständige 
Behörde gegen die zu dicht an das Nachbargrundstück ohne erforder-

liche Genehmigung errichtete Stallanlage einzuschreiten, kann dies 
zu einer unzulässigen Einschränkung von Nachbarrechten führen. In 
all diesen Fällen ist nicht nur der unmittelbare Adressat des Verwal-
tungshandelns betroffen. Der Kreis möglicher Betroffener ist (mit-
unter deutlich) weiter zu ziehen. Dies wirft unterschiedlich Fragen 
auf. Wer gehört zu dem Kreis der Betroffenen? Ist es im Baurecht 
oder im Immissionsschutzrecht nur der unmittelbare Grundstücks-
nachbar oder geht die rechtlich bedeutsame Nachbarschaft über die 
anliegenden Nachbarn hinaus. Kommt es auf eine Betroffenheit an 
oder aber müssen rechtliche Interessen berührt sein? Kann ein Dritter 
erfolgreich Widerspruch und oder Klage erheben, wenn ihm der strit-
tige Verwaltungsakt nicht bekanntgegeben worden ist? § 42 Abs. 2 
VwGO fordert die Möglichkeit einer Rechtsverletzung, damit ein 
Rechtsbehelf überhaupt die Hürde der Zulässigkeit eines Rechtsbe-
helfs überspringen kann. Anhand welcher Kriterien wird ermittelt, ob 
eine gerügte Rechtsvorschrift drittschützenden Charakter aufweist.
Diese und weitere Fragen sind im Zuge bestimmter Lehrveranstal-
tungen zu bewältigen. Neben dem eher traditionellen Ansatz, der 
vom Vortrag, u.U. dem Lehrgespräch und der Übung geprägt ist, 
bietet sich gerade dieses Thema dazu an, traditionelle Weg zu verlas-
sen. Nachfolgend wird ein methodischer Ansatz vorgestellt, der das 
Selbststudium in den Mittelpunkt rückt. 

2. Didaktischer Ansatz

Den Veranstaltungsteilnehmer obliegt es nun in einem ersten Ar-
beitsschritt, sich im sogenannten begleiteten Selbststudium dieses 
Thema zu erschließen. 

Vier vorgegebene Themen waren in Arbeitsgruppenarbeit zu er-
schließen, mündlich zu präsentieren und in einer schriftlichen Kurz-
fassung zusammenzufassen. Die Kurzfassung muss wissenschaftli-
chen Standards entsprechen (s. Abb. 1).

In einem weiteren Arbeitsschritt müssen die gewonnenen Erkennt-
nisse in eine konkrete Fallbearbeitung münden. Auch hier werden 
Arbeitsgruppen gebildet. Die Mitglieder haben genau definierte 
Teilaspekte (z.B. Entwicklung eines Sachverhaltes mit Aufgaben-
stellung, Prüfung der Zulässigkeit des Widerspruchs, Prüfung der 
Begründetheit des Widerspruchs, Formulierung des abschließenden 
Bescheides) zu bearbeiten. Neben der fachlichen Durchdringung ist 
– im Sinne eines Projektes – die Festlegung von Arbeitsschritten, eine 
enge Kommunikation, Definierung von Schnittstellen, Abgrenzung 
der Teilaufgaben erforderlich. Am Ende müssen unterschiedliche 
Teilergebnisse ein in sich stimmiges Gesamtergebnis ergeben. Das 
dies gelingen kann, zeigt die nachstehenden Fallbearbeitung (siehe 
Ziff. 3).

Bei der Bewältigung dieser Aufgabe waren (Fach-)Kenntnisse aus 
den nachfolgenden Bereichen (s. Abb. 2) miteinander zu verbinden: 

Holger Weidemann*

Drittbetroffenheit im Verwaltungsverfahren
– Vorstellung eines didaktischen Konzepts zur eigenständigen Erarbeitung 
eines schwierigen Themas –

*	 Katja Brandes, Mathias Büchner, Katrin Doege-Baxmann, Lisa Maria Eppers, Yas-
mine Gottwald, Tim Hallemann, Wiebke Imhorst, Olga Kiel, Merle Krause, Thekla 
Krebs, Patrik Labudda, Teresa Lange, Maik Räcke, Loreen Rauchstein, Alissa Reuter, 
Philipp Schulze, Janas Süptiz, Nikolett Tasnadie besuchen beim Niedersächsisches 
Studieninstitut für kommunale Verwaltung Hannover e.V. den Studiengang 
Verwaltungsfachwirt. Es handelt sich um ein besonderes Qualifizierungsange-
bot, in dem die Teilnehmer in einem zwei Jahre dauernden Lehrgang mit ca. 
2.200 Unterrichtsstunden auf die gehobene Verwaltungstätigkeit vorbereitet 
werden. Die hier abgedruckte Fallbearbeitung ist von diesen Teilnehmern im 
Rahmen eines Teil-Projektes entwickelt worden. Begleitet wurde diese Arbeit 
von Prof. Holger Weidemann, der auf der Leitungsebene dieses Instituts beschäf-
tigt ist.
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Abb.: 1

Themen der  
Arbeitsgruppen1

(Notwendige) Inhalte

Di
e E

rst
en

tsc
he

id
un

g

Erstentscheidung und  
Drittbetroffenheit –  
was ist zu beachten

•	 Beteiligtenbegriff analysieren
•	 § 41 Abs. 1 VwVfG 
•	 Bekanntgabe an den Dritten
•	� Besondere Regelungen zur Dritt­

beteiligung (Beispiel: Bauord­
nungsrecht)

•	� Besondere Anforderungen an die 
abschließenden Entscheidung
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a) Die ordnungsgemäße  
Widerspruchseinlegung
b) Drittwiderspruch und  
Widerspruchsbescheid

•	� Zeitfenster der Widerspruchsein­
legung bei fehlender Bekanntgabe 
des Verwaltungsakts

•	� Beteiligung des Adressaten des VA 
beim Drittwiderspruch 

•	� Konkrete Ausgestaltung des Wider­
spruchsbescheides

•	 § 68 I 2 Nr. 2 VwGO

Widerspruchsbefugnis ein  
Problem der Zulässigkeit –  
tatsächliche Rechtsverletzung ein 
Problem der Begründetheit

•	� Funktion des § 42 Abs. 2 VwGO 
herausarbeiten

•	� Abgrenzung zwischen Möglich­
keit einer Rechtsverletzung und 
tatsächlicher Rechtsverletzung 
vornehmen

•	� Schutznormtheorie beleuchten
•	� Begriff des Dritten (fachbezogen) 

definieren

Fallgruppen –  
Drittwiderspruch

•	� Anhand ausgewählter Rechtsge­
biete herausarbeiten, ob dritt­
schützende Normen existieren  
(z.B. Beamtenbeförderung, 
gewerbliches Wettbewerbsrecht) 
Baurecht (Vertiefung)

Ziel des Studiums und der Weiterbildung ist es, neben dem Erwerb 
von Fachkompetenz auch die für Ausbildungszeit und spätere be-
rufliche Tätigkeit erforderliche Schlüsselqualifikation zu erwerben. 
Solche funktionsübergreifenden Kenntnisse, Fähigkeiten, Fertigkei-
ten, Einstellungen und Werthaltungen in Ausbildung und Beruf sind 
neben Zuverlässigkeit und Belastbarkeit beispielsweise: Selbständig-
keit, Handlungsbereitschaft und Bereitschaft zur Übernahme von 
Verantwortung, Fähigkeit zu effektivem Lernen und Arbeiten, Leis-
tungsbereitschaft, Methodenkompetenz, Fähigkeit zu prozessorien-
tiertem, vernetztem, effizientem und ressourcenbewusstem Denken 
und Handeln, soziale und kommunikative Kompetenzen wie Team-
fähigkeit, Einfühlungsvermögen oder Kommunikationsfähigkeit.2

1 	 Weitere Gruppenthemen sind denkbar (z.B. Wirkung eines Rechtsbehelfs 
– §§ 80 ff VwGO; Widerspruchsverfahren und Rücknahme des Verwaltungs-
akts – § 50 VwVfG).

2 	 So die ausführlichen Vorbemerkungen zum Lehr- und Stoffverteilungsplan für 
den Angestelltenehrgang II des Niedersächsischen Studieninstituts Hannover 
e.V.; auch die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn 
des gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes weist im § 1 Abs. 2 über die 
Vermittlung rein fachlicher Kompetenzen weit hinaus.

Die Vermittlung von Schlüsselkompetenzen fordert auch besondere 
didaktische Herausforderungen. So lassen sich beispielsweise Team-
fähigkeit, kommunikative Kompetenzen oder Selbstständigkeit 
nicht durch einen Lehrvortrag erwerben. Der in diesem Lernprojekt 
gewählte Ansatz zielt auf den Erwerb dieser Schlüsselkompeten-
zen. Die Mitglieder der Arbeitsgruppen müssen in zweifacher Hin-
sicht kooperieren; zunächst untereinander, um Arbeitsergebnisse 
zum ersten Arbeitsschritt zu bewältigen und dann mit den anderen 
Arbeitsgruppen, um den Fall zu gestalten. Teamfähigkeit ist also 
groß geschrieben. Zudem ist juristische Methodenkompetenz er-
forderlich, um sich ein bisher unbekannten juristisches Thema zu 
erschließen. Die Darstellung der Kurzfassung und der abschließen-
den Fallbearbeitung fordern die Beherrschung wissenschaftlicher 
Methoden. Da die Arbeitsergebnisse den anderen Kursteilnehmer 
vorzustellen waren, mussten die Teilnehmer auch über Präsentati-
onstechniken verfügen. 
Auch wandelt sich die Rolle des Dozenten; von Lehrenden zum 
Lernberater. Im Vordergrund steht nicht das Dozieren im Sinne der 
Wissensvermittlung sondern der Wissenserwerb durch selbständi-
ges Arbeiten der Studierenden. Notwendig sind zunächst eindeutig 
formulierte Arbeitsaufträge. Sodann erfolgt eine Begleitung und 
Beratung der einzelnen Gruppen bei der Bewältigung der einzelnen 
Arbeitsschritte. So können Fehlentwicklungen und Arbeitsblocka-
de korrigiert werden. Zudem können positive Entwicklungen ver-
stärkt werden. Eine abschließende Feedbackschleife hilft, fachlich 
und überfachliche Kompetenzen, die erworben werden sollten zu 
sichern und Anregungen für den weiteren Lern- und Arbeitsprozess 
zu geben.

Abb.: 2 

1.	 Allgemeines Verwaltungsrecht 
	� (Widerspruchsverfahren, Grundsatz der Gesetzmäßigkeit, Ver-

waltungsverfahren)

2.	 Besonderes Verwaltungsrecht 
	� (Baurecht – Grundzüge des Bauordnungsrechts, nachbarschüt-

zende Normen)

3.	 Rechtsanwendung und Wissenschaftliches Arbeiten
	� (Gutachtentechnik, Technik der Bescheiderstellung, wissen-

schaftliche Darstellungsformen) 
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3. Fallbearbeitung 

„Garten im Schatten“

Sachverhalt:

Angelina Katzenberg� Duderstadt, 28.01.2013
Eichsfeldstraße 24 
37115 Duderstadt	

Bauamt
Landkreis Göttingen� + Be.
Reinhäuser Landstraße 4
37083 Göttingen

Betreff: Mein Pool liegt im Schatten 

Sehr geehrtes Bauamt! 

Hinter meinem Haus habe ich einen riesigen Pool mit angrenzender Liegefläche zum Sonnenbaden. Gerade im Sommer ist diese Stelle so 
herrlich in der Sonne, dass man oft den ganzen Tag dort liegen könnte!

Aber nun hat mein Nachbar, Klaus-Dieter Samson, einfach einen Geräteraum, wie er sagt, gebaut und jetzt befürchte ich, dass hier im Sommer 
alles im Schatten liegt!

Ich habe gehört, dass er das gar nicht darf, weil das viel zu dicht an meinem Grundstück ist! Der Neffe meines Lebenspartners lernt in der 
Verwaltung und hat gesagt, dafür braucht man eine Baugenehmigung und dagegen kann ich Einspruch einlegen. Das tue ich hiermit!
Am besten Sie kommen mal vorbei und gucken sich das an – klingeln Sie, dann zeige ich Ihnen das!

Mit freundlichen Grüßen

Angelina Katzenberg
	 VfG.
	 1.) Klärung Sachlage 
	 2.) Wie haben wir vorzugehen? 
	 3.) Entwurf Schreiben an mich. 	 Be. 

FB 63� 05.02.2013
Az.: 63/12-124Dud.

1.) 					    V E R M E R K 

Schreiben der A. Katzenberg; Geräteraumbau, Eichsfeldstraße 26 

Aufgrund des anliegenden Schreibens von Frau A. Katzenberg wurde heute vom Unterzeichner und der Auszubildenden Marie Bayer eine 
Ortsbesichtigung in 37115 Duderstadt, Eichsfeldstraße 24 und 26 durchgeführt. Hinter dem Anwesen Hs.-Nr. 24 befindet sich südöstlich des 
Hauses das angesprochene Schwimmbecken der Frau Katzenberg. Auf derselben Höhe wurde versetzt hinter dem Haus Nr. 26 ein Fertigbau 
mit Flachdach errichtet. Diese Bebauung entspricht der üblichen Bausituation in der Eichsfeldstraße. Durch diesen Fertigbau ist ein Teil des 
Gartens von Hs.-Nr. 24 nun im Schatten. Liegestühle zeigen, dass die Frau A. Katzenberg sich dort regelmäßig zum Sonnenbad aufhielt. Der 
Bau misst 4,00 m x 8,00 m in der Grundfläche sowie 2,70 m in der Höhe und befindet sich ca. 2,40 m von der Grundstücksgrenze, die durch 
eine ca. 0,30 m hohe Buchsbaumhecke markiert wird, entfernt. 

EINGEGANGEN
Landkreis Göttingen

29 – 01 – 2013
FB: 63� Mäl.
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Nach Aussage von Frau A. Katzenberg wurde der Bau ab dem 16.12. errichtet. Das wisse Sie noch so genau, weil sie da Geburtstag hatte und 
sich über den Lärm ärgerte. Sie gab nochmals deutlich zu verstehen, dass sie nicht gewillt sei, diesen Fertigbau dort zu dulden. 
Der Bewohner und Eigentümer des Hs.-Nr. 26, Herr Klaus-Dieter Samson, wurde daraufhin aufgesucht und auf diese Baumaßnahme ange-
sprochen. Er gab an, dass es sich um einen Geräteraum in Fertigbauweise handelt, den er zum Lagern von Werkzeugen nutzen möchte. Den 
Baubeginn am 16.12. bestätigte er. 

Über den Widerspruch der A. Katzenberg wurde er informiert. Auf den Hinweis, er könne hierzu Stellung beziehen, gab er an, sich an die 
Baugenehmigung gehalten zu haben und aufgrund der für ihn hohen Summe, die er für den Bau gezahlt habe, nicht bereit sei eine eventuelle 
Rücknahme der Baugenehmigung zu akzeptieren. 

Möhlmann 
(Kreisamtsinspektor) 

Anlage: Skizze 
2.) z. Vg.

Anlage zum Vermerk 

Skizzierung Eichsfeldstraße 24 – 26 

EICHSFELDSTRASSE

Hs.-Nr. 26Hs.-Nr. 24

neuer
Fertig-

bau

Schwimm- 
becken

2,40 m

4,10 m




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Landkreis Göttingen 

Der Landrat 

Sachbearbeiter 
M. Erdmann

Aktenzeichen 
63-20/410-195/12

Göttingen, 27.11.2012 

Landkreis Göttingen – Reinhäuser Landstraße 4 
37083 Göttingen 

Herrn 
Klaus-Dieter Samson 
Eichsfeldstraße 26 
37115 Duderstadt 

Baugenehmigung 

Nr. 1412/12 

Baumaßnahme: 
Errichtung eines Fertigbaus als Geräteraum

Antrag vom: 
01.11.2012 

Baugrundstück in: 
Duderstadt, Eichsfeldstraße 26 
Flur 
26 

Flurstück 
256/41 

Gemarkung 
Duderstadt 

Aufgrund Ihres o.A. Antrages wird Ihnen gemäß § 70 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) die Ge-
nehmigung erteilt, die vorbezeichnete Baumaßnahme entsprechend den mit Genehmigungsvermerk versehenen Unterlagen (Bauvorlagen) 
sowie unter Beachtung der umseitig aufgeführten Bedingungen, Auflagen und Hinweise auszuführen. 

Diese Genehmigung ist kostenpflichtig. Über die Kosten wird Ihnen ein gesonderter Bescheid zugehen. 

Teilabnahme wird angeordnet x wird nicht angeordnet

Rohbauabnahme wird angeordnet x wird nicht angeordnet

Schlußabnahme wird angeordnet x wird nicht angeordnet

Bauschild wird vorgeschrieben x ist nicht erforderlich 

 
Bedingungen, Auflagen und Hinweise: 
–-/-- 

Rechtsmittelbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch einlegen beim Landkreis Göttingen, Reinhäuser 
Landstraße 4, 37083 Göttingen, schriftlich oder zur Niederschrift.
Durchschriften an: 

x Gemeinde: Duderstadt 
– Straßenbauamt 
– Gewerbeaufsichtsamt
– …. 

Im Auftrage: 

Erdmann 
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Aufgaben: 

1. 	�Prüfen Sie gutachtlich das Begehren der Angelina Katzenberg 
und unterbreiten Sie Ihrer Fachbereichsleiterin Beck (Be.) einen 
Entscheidungsvorschlag.

2. 	Treffen Sie die Kostenentscheidung.
3. 	�Formulieren Sie das Schreiben, dass Ihrer Meinung nach nun er-

forderlich ist.

Bearbeitungshinweise:

1. 	�Die Stadt Duderstadt ist eine selbständige Gemeinde im Land-
kreis Göttingen.

2. 	�Außer der Stadt Duderstadt und den Versorgungsträgern wurden 
keine weiteren Stellen im Baugenehmigungsverfahren beteiligt.

3. 	�Die Bauvorlagen entsprachen den Anforderungen. Vom Abdruck 
wurde abgesehen.

4. 	�Die Nebenbestimmungen zur Baugenehmigung (Ankreuzfelder) 
sind nicht zu prüfen.

5. 	�Frau Katzenberger, die Eigentümer ihres Grundstücks ist, hat den 
Pool rechtmäßig errichtet.

6. 	�Soweit die Bearbeitung eines Widerspruchs beabsichtigt ist, ist 
von einer problemorientierten Bearbeitung der Zulässigkeit des 
Widerspruchs Abstand zu nehmen. 

Lösungshinweise 

1. Vorprüfung:

Zunächst zu klären, ob das Schreiben der K. vom 28.01.2013 einen 
Widerspruch darstellt. Ein Widerspruch muss nicht als solcher be-
zeichnet sein.3 Von der Behörde ist entsprechend §§ 133, 157 BGB 
zu ermitteln, was begehrt wird.4 So ist auch eine ggf. fehlerhafte Be-
zeichnung des Begehrens ebenfalls unbeachtlich, solange der konkre-
te Wille erkennbar wird, den beanstandeten Verwaltungsakt beseitigt 
haben zu wollen.5 K. bezeichnet ihr Begehren als „Einspruch“, gibt 
gleichzeitig zu verstehen, dass sie gegen die Baumaßnahme ihres 
Nachbarn sei und eine Nachprüfung fordere. Somit ist für die Behör-
de der Wille der K. erkennbar. Die fehlerhafte Bezeichnung ist nicht 
erheblich. Das Begehren der K. ist damit als Widerspruch zu werten.

2. Zulässigkeit des Widerspruchs

Der Widerspruch der Angelina Katzenberg (A.K.) müsste zuläs-
sig sein. Er ist zulässig, wenn die die Voraussetzungen, die nach den 
§ 79 VwVfG und §§ 68 ff VwGO für diesen förmlichen Rechtsbe-
helf vorgesehen sind, vorliegen.

2.1 Verwaltungsrechtsweg

Hierzu müsste – im späteren Klageverfahren – der Verwaltungsrechts-
weg gem. § 40 I 1 VwGO eröffnet sein.6 Das wäre der Fall, wenn es sich 
um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit nicht verfassungsrechtlicher 

3 	 Vgl. Kothe, Peter in: Redecker, Konrad; von Oertzen, Hans-Joachim; Verwal-
tungsgerichtsordnung Kommentar; 15. Auflage, Stuttgart 2010; § 70 Rn. 10

4 	 Vgl. Geis, Max-Emanuel in: Soden, Helge; Ziekow, Jan; Verwaltungsgerichts-
ordnung Kommentar; 3. Auflage, Baden-Baden, 2010; § 69 Rn. 6

5 	 Vgl. Geis a.a.O
6 	 Anzeichen für eine aufdrängende Zuweisung sind nicht ersichtlich

Art handeln und diese dürfte nicht ausdrücklich durch ein Bundesge-
setz einem anderen Gericht zugewiesen sein. Eine öffentlich-rechtli-
che Streitigkeit liegt nach der modifizierten Subjektstheorie vor, wenn 
einer der in der Norm genannten Parteien Träger hoheitlicher Gewalt 
ist und diese unmittelbar aus der Norm berechtigt oder verpflichtet ist 
zu handeln.7 Die streitbefangene Norm ist §70 Niedersächsische Bau-
ordnung (NBauO). Aus dieser Norm wird allein die Behörde, welche 
Träger hoheitlicher Gewalt ist, zum Handeln verpflichtet, da sie die 
begehrte Baugenehmigung zu erteilen hat, wenn die tatbestandlichen 
Voraussetzungen der Anspruchsgrundlage vorliegen. Folglich handelt 
es sich um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit.
Eine Streitigkeit ist dann verfassungsrechtlicher Art, wenn es sich im 
Streitfall um eine Streitigkeit zwischen unmittelbar am Verfassungsle-
ben beteiligte handelt und diese Streitigkeit sich dann auf Rechte und 
Pflichten bezieht, die unmittelbar im Verfassungsrecht geregelt sind.8 
Hier handelt es sich um keinen Streitfall zweier verfassungsrechtlicher 
Organe. Somit liegt keine Streitigkeit verfassungsrechtlicher Art vor.
Auch ist in diesem Fall die Streitigkeit keinem anderen Gericht durch 
Gesetz zugewiesen. Folglich ist der Verwaltungsrechtsweg gem. § 40 
VwGO für diese Streitigkeit gegeben.

2.2 Statthaftigkeit

Weiterhin müsste der Widerspruch statthaft sein. Hierzu müsste 
der Widerspruch zunächst gesetzlich vorgesehen sein. Gemäß §68 
I 1 VwGO ist regelmäßig vor Erhebung der Anfechtungsklage die 
Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsaktes in ei-
nem Vorverfahren nachzuprüfen. Hierzu müsste zunächst ein Ver-
waltungsakt vorliegen. Bei der Baugenehmigung des Klaus-Dieter 
Samson handelt es sich ersichtlich um einen Verwaltungsakt im 
Sinne des §35 S.1 VwVfG. Des Weiteren müsste in einem späteren 
Klageverfahren eine Anfechtungsklage in Betracht kommen. Gemäß 
§42 I VwGO liegt eine Anfechtungsklage vor, wenn durch Klage 
die Anfechtung eines Verwaltungsaktes begehrt wird.9 Hier wird 
von Angelina Katzenberger die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, 
nämlich der Baugenehmigung des Klaus-Dieter Samson begehrt. 
Somit wäre in einem späteren Klageverfahren eine Anfechtungskla-
ge zu erheben. Folglich ist ein Vorverfahren gemäß § 68 I 1 VwGO 
gesetzlich vorgesehen. 
Jedoch könnte sich hier eine Ausnahme aus §68 I 2 Hs. 1 VwGO er-
geben. Demnach bedarf es keinem Vorverfahren, wenn dieses durch 
Gesetz bestimmt ist. Gemäß §8a I Nds. AG VwGO bedarf es ab-
weichend von §68 I 1 VwGO vor Erhebung der Anfechtungsklage 
keines Vorverfahrens, soweit nicht eine Ausnahme nach § 8 a Abs. 3 
Nds. AG VwGO greift. Hier könnte eine Ausnahme des §8a III 
Nr.3 a) Alt.2 Nds. AG VwGO zu §8a I Nds. AG VwGO vorliegen. 
Demnach gilt unter anderem der Absatz 1 nicht für Verwaltungsakte, 
die nach den Vorschriften der Niedersächsischen Bauordnung erlas-
sen wurden. Die Baugenehmigung wurde auf Grund des §70 NBauO 
erlassen. Folglich findet der Absatz 1 keine Anwendung und es liegt 
eine Ausnahme des §8a III Nr.3 a) Alt. 2 Nds. AG VwGO vor. Da 
auch keine Ausnahme nach § 68 I 2 2. HS VwGO vorliegt, bedarf 
es einer Nachprüfung im Vorverfahren. Das Vorverfahren beginnt 
gemäß § 69 VwGO mit Erhebung des Widerspruchs.

7 	 Vgl. v. Albedyll in Bader/Funke-Kaiser/Stuhlfauth/von Albedyll, Seite 132, 
Rn.76

8 	 Vgl. Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 10. Aufl., Rdnr. 127 m.w.N; ferner Rede-
ker/von Oertzen, Seite 110, Rn. 1

9 	 Vgl. Bader in Bader/Funke-Kaiser/Stuhlfauth/von Albedyll, Seite 417, Rn. 1
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Somit ist der Widerspruch gesetzlich vorgesehen. Folglich ist der 
Widerspruch statthaft.

2.3 Ordnungsgemäße Widerspruchseinlegung

Des Weiteren müsste gemäß §70 I VwGO der Widerspruch ord-
nungsgemäß eingelegt wurden sein. Das wäre der Fall, wenn die 
Vorschriften bezüglich Form und Frist eingehalten werden und 
der Widerspruch an die richtige Behörde gerichtet wird. Zunächst 
müsste die A.K. den Widerspruch an die richtige Behörde gerichtet 
haben. Das wäre der Fall, wenn die Behörde, an die die A.K. den Wi-
derspruch richtet, den Verwaltungsakt erlassen hat. Hier richtet die 
A.K. den Widerspruch an den Landkreis Göttingen, welcher auch 
die Baugenehmigung, also den Verwaltungsakt erlassen hat. Folglich 
hat A.K. den Widerspruch an die richtige Behörde gerichtet.
Weiterhin müssten die Vorschriften bezüglich der Form eingehal-
ten wurden sein. Das wäre der Fall, wenn die A.K den Widerspruch 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben hat. Hier hat die A.K. den 
Widerspruch mit Schreiben vom 28.01.2013 erhoben. Somit wurden 
die Formvorschriften eingehalten.
Letztlich müsste die A.K. den Widerspruch fristgerecht eingelegt 
haben. Der Widerspruch müsste nach § 70 I 1 VwGO innerhalb eines 
Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwerten bekanntge-
geben worden ist, eingelegt worden sein, soweit dem Verwaltungsakt 
eine ordnungsgemäße Rechtsbehelfsbelehrung beigefügt worden ist 
(vgl. §§ 70 II, 58 VwGO). Voraussetzung für den Lauf der Monats-
frist ist zunächst, dass die Baugenehmigung Frau A.K. bekanntgege-
ben worden ist. Bekanntgabe erfordert die Übermittlung des Verwal-
tungsakts mit Wissen und Willen an den Betroffenen. Dies ist hier 
gerade nicht geschehen. Frau A.K. hat ersichtlich überhaupt keine 
behördlich veranlasste Kenntnis von der Baugenehmigung erhalten. 
Eine Begrenzung der Widerspruchsfrist ergibt sich auch nicht im 
Hinblick auf § 58 II VwGO, da auch hier eine Zustellung, Eröffnung 
oder Verkündung des Verwaltungsakts vorliegen muss. Damit kann 
der Widerspruch grundsätzlich fristungebunden erhoben werden.10 
Eine zeitliche Begrenzung kann sich aber aus dem Rechtsinsitut der 
Verwirkung ergeben11 Im vorliegenden baurechtlichen Fall orientiert 
sich die Verwirkung gem. §242 BGB analog an der Jahresfrist aus §58 
II VwGO.12 Der Dritte könnte also hier innerhalb eines Jahres Wi-
derspruch einlegen, jedoch kann er sein Widerspruchsrecht auch ver-
wirken. Grundsätzlich ist das Widerspruchsrecht nach einem Monat 
noch nicht verwirkt.13 Für eine Verwirkung des Widerspruchsrechts, 
das zeitlich deutlich unter einem Jahr liegt, müssen besondere Um-
stände vorliegen. Diese sind hier nicht ersichtlich. Hier legt A.K. den 
Widerspruch innerhalb von sechs Wochen ein. Folglich ist die Frist 
nicht verwirkt, da der Bauherr immer noch mit einem Widerspruch 
hätte rechnen müssen und kein besonderer. 

Somit ist der Widerspruch ordnungsgemäß eingelegt.

2.4 Beteiligungsfähigkeit und Handlungsfähigkeit

Des Weiteren müsste A.K beteiligungsfähig sein. Beteiligungsfähig 
gemäß §§ 79, 11 Nr.1 Alt.1 VwVfG sind natürliche Personen. Bei A.K. 

10 	�Vgl. nur Kopp/Schenke, VwGO-Kommentar, 18. Aufl., § 70 Rdnr. 6 g ff. m.w.N.; 
auch zu der Frage, dass § 58 II VwGO gerade nicht analog anzuwenden ist

11 	ebenda
12 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn.. 457 
13 	Vgl. Funke-Kaiser in Bader/Funke-Kaiser/Stuhlfauth/von Albedyll, Rn. 7

handelt es sich um eine natürliche Person. Folglich ist A.K. Beteili-
gungsfähig. Ebenso müsste A.K. handlungsfähig sein. Handlungsfähig 
sind gemäß §§ 79, 12 I Nr.1 VwVfG natürliche Personen, die nach 
dem bürgerlichen Recht geschäftsfähig sind. Wie bereits oben festge-
stellt handelt es sich bei A.K. um eine natürliche Person. Hinweise aus 
dem Sachverhalt, die auf eine etwaige Geschäftsunfähigkeit schließen 
lassen sind hier nicht ersichtlich. Somit ist A.K. Handlungsfähig.

2.5 Widerspruchsbefugnis

Letztlich müsste A.K. widerspruchsbefugt sein. Das wäre gemäß § 42 
II VwGO analog der Fall, wenn die Widerspruchsführerin geltend 
machen kann, durch den Verwaltungsakt in ihren Rechten verletzt 
zu sein. Die Möglichkeit der Rechtsverletzung reicht aus. A.K. macht 
mit ihrem Schreiben vom 07.01.2013 geltend, durch die Baugeneh-
migung des K.D.S und dem damit verbundenen Bau des Gerätehau-
ses in ihrem Recht auf korrekte Einhaltung der Grenzabstände gemäß 
§ 5 NBauO verletzt zu sein. Dies würde zutreffen, wenn § 5 NBauO 
drittschützende Wirkung hätte und A.K. zum Kreis der geschütz-
ten Nachbarn gehören würde. Nach der Schutznormtheorie bedeutet 
Drittschutz, dass die in Frage stehende Rechtsnorm nicht nur die In-
teressen der Allgemeinheit schützen soll, sondern auch den Individu-
alinteressen des Widerspruchführers zu dienen bestimmt ist.14 Die 
Vorschriften über die Grenzabstände dienen einerseits Sicherheitsas-
pekten, sodass z.B. ein Feuer nicht so schnell auf das Nachbarhaus 
übergehen kann. Zum anderen bewahrt der Grenzabstand auch die 
persönliche Privatsphäre und sorgt für die ausreichende Belichtung, 
Besonnung und Belüftung.15 Auch gehört A.K. zum Kreis der ge-
schützten Personen, da sie Grundstückseigentümerin des unmittelbar 
angrenzenden Grundstücks ist. § 5 NBauO schützt A.K. davor, dass 
ihr Nachbar ein Vorhaben zu nahe der Grundstücksgrenze verwirkli-
chen kann. Somit handelt es sich bei § 5 NBauO um eine Norm mit 
Drittschutzcharakter und sie gehört zum geschützten Personenkreis. 
Die Möglichkeit einer Rechtsverletzung kann damit nicht ausge-
schlossen werden. Folglich ist A.K. auch widerspruchsberechtigt.

2.6 Zwischenergebnis

Der Widerspruch ist zulässig.

3. Begründetheit des Widerspruchs

Weiterhin müsste der Widerspruch begründet sein. Dafür müsste die 
Baugenehmigung vom 27.11.2012 mit der Nummer 1412/12 zur Er-
richtung eines Fertigbaus als Geräteraum auf dem Grundstück Eichs-
feldstr. 26, Duderstadt zunächst rechtswidrig16 und der Widerspruchs-
führer dadurch in seinen Rechten verletzt sein (§ 113 I 1 VwGO17). 
Zudem darf es keinen Aufhebungsausschluss nach § 46 VwVfG geben18. 

14 	Vgl. Happ in Eyermann, § 42 Rdnr. 91; Wolff in Wolff/Decker, § 42 VwGO 
Rdnr. 9

15 	Vgl. insoweit auch Seidel in: Seidel/Reimer/Möstl, Besonderes Verwaltungs-
recht, 2. Aufl., S. 39 m. N.

16 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn. 474 ff.
17 	Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 

1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Gesetzt vom 21. Juli 2012 (BGBl. 
I S. 1577).

18 	Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert Gesetz vom 14. August 2009 
(BGBl. I S. 2827).
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3.1 Prüfung der Rechtswidrigkeit der Baugenehmigung

Die Herrn Samson (S) gegenüber erteilte Baugenehmigung gegen-
über Herrn rechtmäßig würde nicht dem Grundsatz der Gesetzmä-
ßigkeit gem. Art. 20 III GG19 entsprechend, der Vorrang des Gesetz-
tes nicht beachtete worden wäre20.
Nach dem Vorrang des Gesetzes muss die Baugenehmigung in for-
meller und materieller Hinsicht mit dem Gesetz in Einklang stehen21.

3.1.1 Ansruchgsgrundlage

Als Anspruchsgrundlage kommt § 70 I 1 NBauO22 23 in Betracht.

3.1.2 Formelle Rechtswidrigkeit

Die erlassene Baugenehmigung wäre formell rechtwidrig erteilt wor-
den, wenn entweder der bauordnungsrechtlich erforderliche Antrag 
gem. § 67 I NBauO bei der zuständigen Behörde nicht eingereicht 
oder aber der die Formvorschriften nicht eingehalten worden wären24. 

3.1.2.1 Zuständigkeit

Zuerst muss die sachlich und örtlich zuständige Behörde gehandelt 
haben25. Gemäß § 58 II NBauO sind die unteren Bauaufsichtsbehör-
den zuständig, wenn nichts anderes bestimmt ist.26 In § 70 NBauO ist 
keine spezielle Regelung ersichtlich. Folglich obliegen gem. § 57 I 1 
NBauO unter anderem den Landkreisen die Aufgaben der unteren 
Bauaufsichtsbehörde.27 Aus der vorliegenden Baugenehmigung ist 
ersichtlich, dass der Landkreis gehandelt hat. Somit hat die sachlich 
zuständige Behörde gehandelt.
Des Weiteren muss die nach § 3 VwVfG örtlich zuständige Behörde 
gehandelt haben. Gemäß § 3 I 1 Nr. 1 Alt. 1 VwVfG ist in Angelegen-
heiten, die sich auf unbewegliches Vermögen beziehen, die Behörde 
örtlich zuständig, in deren Bezirk das Vermögen liegt. Unbewegliches 
Vermögen sind unter anderem Grundstücke. Im vorliegenden Fall 
handelt es sich um ein Grundstück in Duderstadt. Die betreffenden 
Baugenehmigung wurde vom Landkreis Göttingen erteilet. Laut Be-
arbeitungshinweis Nr. 1 befindet sich die Stadt Duderstadt im Land-
kreis Göttingen. Folglich hat die örtlich zuständige Behörde gehandelt.
Also hat auch die sachlich und örtlich zuständige Behörde gehandelt.

3.1.2.2 Verfahren

Außerdem muss Herr S nach § 67 I 1 NBauO einen schriftlichen Antrag 
bei der zuständigen Behörde gestellt haben.28 Vorliegend wurde der voll-
ständige schriftliche Antrag am 1.11.2012 beim Landkreis (LK) Göt-
tingen eingereicht. Somit wurde dem Antragserfordernis entsprochen.

19 	Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBl. 
S. 1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S.1478).

20 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn. 23 ff.
21 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn. 26 ff.
22 	Niedersächsische Bauordnung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46).
23 	Anlässlich der Gesetzesänderung der NBauO wurde bis zum heutigen Datum 

(06.02.2013) kein Kommentar erstellt. Auf Grund der Aussagen in der Druck-
sache 16/3195 des niedersächsischen Landtags – 16. Wahlperiode haben sich 
die von uns verwendete Paragraphen inhaltlich nicht geändert, sodass auf den 
Kommentar der NBauO a.F. zurück gegriffen wird. 

24 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn. 130. 
25 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn. 131.
26 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 65 a.F. Rn. 10.
27 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 63 a.F. Rn. 4,6.
28 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 71 a.F. Rn. 6.

3.1.2.3 Form

Abschließend müssen die Formanforderungen eingehalten worden 
sein. Nach § 70 I 3 NBauO bedarf die Baugenehmigung der Schrift-
form.29 Vorliegend wurde die Genehmigung am 27.11.2012 schrift-
lich erteilt. Gemäß § 37 III 1 VwVfG muss der schriftliche Verwal-
tungsakt die erlassene Behörde erkennen lassen und die Unterschrift 
des unter anderem beauftragten des Behörden Leiters enthalten. Aus 
der Baugenehmigung ist der LK Göttingen erkennbar, sowie die Un-
terschrift des Beauftragten ersichtlich.
Nach § 39 I 1 VwVfG ist ein schriftlicher Verwaltungsakt grundsätz-
lich schriftlich zu begründen. Hier findet die Ausnahme nach § 39 
II Nr. 1 Alt. 1 VwVfG Anwendung, wonach die Begründungspflicht 
entfällt30. Damit wurde die Formerfordernisse eingehalten. 

3.1.2.4 Zwischenergebnis

Die Baugenehmigung 1412/12 ist formell rechtmäßig.

3.1.3 Materielle Rechtswidrigkeit

Die Baugenehmigung wäre materiell rechtswidrig, wenn entweder 
die Tatbestandsvoraussetzungen des § 70 I 1 NBauO nicht vorliegen 
würden oder aber bei erfülltem Tatbestand die unzutreffende Rechts-
folge gezogen worden wäre.31

3.1.3.1 Tatbestand der Anspruchsgrundlage

	 a)	 Baumaßnahme
Zuerst muss es sich um eine Baumaßnahme handeln. Gem. § 2 XIII 
NBauO ist dies der Fall, wenn es sich unter anderem um die Errich-
tung einer baulichen Anlage handelt.32 Bei dem betreffenden Ge-
räteraum muss es sich um eine bauliche Anlage handeln. Nach § 2 
I 1 NBauO sind bauliche Anlage unter anderem solche, die auf dem 
Erdboden ruhen und aus Bauprodukten hergestellt sind.33 Der Ge-
räteraum ruht auf dem Erdboden und wurde aus Bauprodukten nach 
§ 2 XIV Nr. 2 NBauO hergestellt.34 Folglich handelt es sich bei dem 
betreffenden Geräteraum um einen bauliche Anlage. Diese wurde 
laut Sachverhalt am 16.12.2012 errichtet.
Also liegt eine Baumaßnahme vor.

	 b)	 Genehmigungsbedürftigkeit
Diese Baumaßnahme muss genehmigungsbedürftig gewesen sein. 
Eine Baumaßnahme ist grundsätzlich nach § 59 I HS. 1 NBauO 
genehmigungsbedürftig, soweit sie nicht gem. § 59 I HS. 2 NBauO 
unter die §§ 60–62, § 74, § 75 NBauO fällt.35 Die betreffende Bau-
maßnahme ist nicht in der Anlage zu § 60 NBauO nicht aufgeführt. 
Somit trifft eine Ausnahme nach § 60 NBauO nicht zu. Weiterhin 
handelt es sich auch nicht um eine öffentliche Baumaßnahme, sodass 
§ 61 NBauO keine Anwendung findet. Vorliegend handelt es sich 
nicht um ein Gewerbe- oder Industriegebiet, weshalb § 62 I 1 Nr. 2, 
3 NBauO nicht greifen. Alle weiteren Ausnahmen des § 62 NBauO 

29 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 75 a.F. Rn. 26.
30 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn. 148 ff.
31 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn. 157ff.
32 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 2 a.F. Rn. 63ff.
33 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 2 a.F. Rn. 3ff.
34 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 2 a.F. Rn. 69ff.
35 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 68 a.F. Rn. 2ff.
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sind ebenfalls nicht einschlägig. Außerdem ist hier weder der Bund 
noch das Land der Bauherr und es handelt sich nicht um fliegende 
Bauten. Somit greifen auch die Ausnahmen der §§ 74, 75 NBauO 
nicht. Folglich sind keine Ausnahmen ersichtlich.
Somit ist die Baumaßnahme genehmigungsbedürftig.

	 c)	 Widerspruch zum öffentlichen Baurecht
Abschließend muss sie dem öffentlichen Baurecht entsprechen. 
Nach § 2 XVI NBauO umfasst das öffentliche Baurecht unter ande-
rem bauordnungsrechtliche- als auch planungsrechtliche Vorschrif-
ten.36 Hier könnten lediglich bauordnungsrechtliche Vorschriften 
betroffen sein. Unter anderem muss § 5 I 1, II 1 NBauO eingehalten 
worden sein.37 Nach § 5 I 1 NBauO müssen Gebäude grundsätzli-
chen von der Grenze des Baugrundstücks einen Abstand halten. Die 
stritte Anlage ist ein Gebäude im Sinne des § 2 II NBauO, da es sich 
um eine überdachte Anlage handelt, die zudem, bedingt durch ihren 
Standort, selbständig benutzbar und von Menschen betreten waren 
kann und dem Schutz von Sachen dient. Der notwendige Grenzab-
stand beträgt nach § 5 II 1 NBauO regelmäßig 0,5 H, mindestens je-
doch 3 m. Laut vorliegender Skizze ist der Geräteraum des Herrn S 2, 
40 Meter von der Grundstücksgrenze zu dem benachbarten Grund-
stück der Frau Katzenberg (K) entfernt. Somit wurde der Mindestab-
stand nicht gewahrt. Sofern nicht eine Sonderregelung zum Tragen 
kommt, liegt damit ein Rechtsverstoß vor.
Hier könnte jedoch eine Ausnahme gem. § 5 VIII 2 Nr. 1 NBauO 
vorliegen. Danach sind u. a. Gebäude ohne Aufenthaltsräume und 
Feuerstätten mit einer Höhe bis zu 3 Meter auch ohne Grenzabstand 
zulässig. Bei dem Geräteschuppen handelt es sich gem. § 2 II NBauO 
um ein Gebäude, welches lt. Sachverhalt eine Höhe von 2, 70 Meter 
aufweist. Sowohl ein Aufenthaltsraum, als auch eine Feuerstätte sind 
nicht vorhanden. Zudem wird die zulässige Gesamtlänge von 9,00 m 
deutlich unterschritten (§ 5 VIII 3 NBauO).Damit fällt der Geräte-
schuppen des S unter die Ausnahme des § 5 VIII 2 Nr. 1 NBauO. So-
mit ist der Geräteschuppen trotz des unterschrittenen Grenzabstandes 
am vorgesehenen Standort zulässig. Folglich liegt kein Verstoß gegen 
§ 5 NBauO vor. Auch die restlichen Vorschriften der NBauO wurden 
beachtet. Die Baumaßnahme entspricht dem öffentlichen Baurecht.
Der Tatbestand des § 70 I 1 NBauO ist erfüllt. 

3.1.3.2 Rechtsfolge

Die Behörde darf außerdem nicht die unzutzreffende Rechtsfolge 
gewählt haben38. Die Rechtsfolge sieht kein Ermessen vor und ist 
somit der gebundenen Verwaltung zu zuordnen.39 Der Landkreis hat 
die Baugenehmigung zu erteilen. Dies ist am 27.11.2012 gegenüber 

36 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 2 a.F. Rn. 80.
37 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 7 a.F. Rn. 4, § 7 a.F. Rn.34.
38 	Vgl. Suckow/Weidemann, Rn. 160.
39 	Vgl. Große-Suchsdorf/Lindorf/Schmalz/Wiechert, § 75 a.F. Rn. 13.

Herrn S erfolgt. Folglich ist die Baugenehmigung materiell rechtmä-
ßig und ist somit auch insgesamt rechtmäßig. 

3.2 Zwischenergebnis

Eine Rechtswidrigkeit liegt daher nicht vor. Der Tatbestand des § 113 
I 1 VwGO ist nicht erfüllt. Der Widerspruch ist nicht begründet.

4. Entscheidungsvorschlag

4.1 Entscheidung

Es wird vorgeschlagen, den Widerspruch der Frau Katzenberg als 
zulässig aber unbegründet zurückzuweisen.

4.2 Entscheidungszuständigkeit

Da eine Abhilfe nach § 72 VwGO nicht in Betracht kommt, ergeht 
nach § 73 I 1 VwGO ein entsprechender Widerspruchsbescheid. 
Dieser wäre gemäß § 73 I 2 Nr. 1 VwGO grundsätzlich von der 
nächsthöheren Behörde zu erlassen. Untere Bauaufsichtsbehörde ist 
gemäß § 57 I 1 NBauO der Landkreis. Oberste Bauaufsichtsbehörde 
gemäß § 57 I 2 NBauO das zuständige Fachministerium. Mittelbe-
hörden sind für die Bauordnung in Niedersachsen nicht eingerichtet. 
Nächsthöhere Behörde wäre somit direkt das entsprechende Minis-
terium. Das Ministerium ist die oberste Landesbehörde. Somit ist der 
Widerspruchsbescheid gemäß § 73 I 2 Nr. 2 VwGO von der Behör-
de zu erlassen, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Dieses war der 
Landkreis Göttingen. Folglich ist auch der Widerspruchsbescheid 
vom Landkreis Göttingen zu erlassen.

4.3 Form, Begründung und Bekanntgabe

Nach § 73 III 1 VwGO ist der Widerspruchsbescheid schriftlich zu 
erlassen und zu begründen. Die Zustellung erfolgt gem. § 73 III 2 
VwGO nach den Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes. 
Um Wirksamkeit nach § 43 I VwVfG zu erlangen, ist der Bescheid 
gemäß § 41 I VwVfG bekannt zu geben. Aus Beweissicherungsgrün-
den sollte die Zustellung per Einschreiben (§§ 41 Abs. 5 VwVfG, 
§§ 2, 4 VwZG) erfolgen. Gem. § 41 I 1 HS. 2 VwVfG ist der Bescheid 
auch dem Samson bekannt zu geben. Des Weiteren ist der Wider-
spruchsbescheid gem. § 73 III 1 VwGO40, mit einer ordnungsgemä-
ßen Rechtmittelbelehrung zu versehen. 
Gem. § 73 III 3 VwGO ist im Widerspruchsbescheid die Kostenfra-
ge zu entscheiden.

40 	Vgl. Verwaltungsgerichtsordnung (BGBl. I 2010, S. 2248)

Bescheid 1:

Landkreis Göttingen 
– Der Landrat -

Reinhäuser Landstraße 4
37083 Göttingen
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1) Per Postzustellungsurkunde	 Bearbeitet von� Herr Möhlmann
Frau Angelina Katzenberg	 Zimmer� 145
Eichsfeldstraße 24	 Telefon� 0551-123 32146
37115 Duderstadt	 Aktenzeichen� 63/12-124 Dud.

Baugenehmigung Nr. 1412/12	 ab 21.2.� Göttingen, den 20.02.2013
Ihr Widerspruch vom 28.01.2013

Sehr geehrte Frau Katzenberg,

ihren Widerspruch vom 28.01.2013 gegen die ihrem Nachbarn Herr Samson erteilte Baugenehmigung vom 27.11.2012 weise ich hiermit zurück.

Die Kosten des Widerspruchsverfahrens haben Sie zu tragen.

Begründung:

Am 01.11.2012 beantragte Herr Samson eine Baugenehmigung (Nr. 1412/12) zur Errichtung eines Fertigbaus als Geräteraum auf seinem 
Grundstück in der Eichsfeldstraße 26, Duderstadt. Mit Ihrem Widerspruch wenden Sie sich gegen die Erteilung dieser Baugenehmigung, da 
dieser zu dicht an der Grenze zu Ihrem Grundstück gebaut worden sei und ihr Garten, insbesondere der Pool und die angrenzende Liegefläche, 
seitdem hierdurch im Schatten läge.

Ihr Widerspruch ist zulässig, aber nicht begründet, da Herr Samson im Besitz einer rechtmäßigen Baugenehmigung ist und Sie daher nicht 
in Ihren Rechten verletzt sind. Aufgrund von § 70 Abs. 1 S. 1 Niedersächsische Bauordnung (NBauO)41 bin ich verpflichtet die beantragte 
Genehmigung zu erteilen, wenn die geplante Baumaßnahme genehmigungsbedürftig ist und dem öffentlichen Baurecht entspricht. 

Bei der Errichtung des Gerätehauses des Herrn Samson handelt es sich um eine Baumaßnahme, da der Fertigbau eine bauliche Anlage 
darstellt, welche durch das gegossene Fundament mit dem Erdboden verbunden ist und aus Bauprodukten hergestellt wurde. Zudem ist die 
Errichtung des Gerätehauses genehmigungspflichtig, denn es handelt sich dabei um eine Baumaßnahme, die nicht als verfahrensfrei gilt. 
Die Baumaßnahme von Herrn Samson entspricht dem öffentlichen Baurecht, weil die Errichtung des Gerätehauses im Einklang mit den 
bauplanungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Vorschriften steht. Der notwendige Abstand zur Grundstücksgrenze beträgt nach § 5 
Abs. 2 S.1 NBauO grundsätzlich mindestens 3 Meter. Das Gerätehaus des Herrn Samson ist lediglich 2,40 Meter von der Grundstücksgrenze 
entfernt. Das Unterschreiten des Grenzabstandes ist dennoch zulässig, da das Gerätehaus des Herrn Samson zu den Baumaßnahmen zählt, 
die nach § 5 Abs. 8 S. 2 Nr. 1 NBauO ausnahmsweise ohne Abstand errichtet werden dürfen. Dies ist u. a. der Fall bei Gebäuden ohne Aufent-
haltsräume und Feuerstätten mit einer Höhe bis zu 3 Metern. Das Gerätehaus des Herrn Samson stellt ein Gebäude i.S.d § 2 Abs. 2 NBauO 
dar, welches lediglich eine Höhe von 2,70 Metern aufweist und weder einen Aufenthaltsraum noch eine Feuerstätte besitzt.

Weitere Vorschriften, gegen die die Errichtung des Gerätehauses verstößt, liegen nicht vor. Dass durch den Fertigbau der Lichteinfall auf 
Ihrem Grundstück eingeschränkt wird, kann ich daher nicht berücksichtigen. 

Sie haben Anlass zu diesem Verfahren gegeben und deshalb die Kosten zu tragen. Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 1, 3, 5, 6, 12, 13 
des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes42, § 1 Abs. 1, Anlage 1, lfd. Nr. 1.2 der Baugebührenordnung43.
Hierzu übersende ich Ihnen in Kürze einen gesonderten Kostenfeststellungsbescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Bescheid vom 27.11.2012 (Az.: 63-20/410-195/12) können Sie innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Widerspruchbe-
scheides Klage beim Verwaltungsgericht Göttingen, Berliner Straße 5, 37073 Göttingen schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle des Gerichts erheben.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

M. Möhlmann

2) Wvl. 1.4.2013 (Klage erhoben?)

41 	Niedersächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.0.2012 (Nds. GVBl. S.6)
42 	Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz in der Fassung vom 25.04.2007 (Nds. GVBl. S.172), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 09.12.2011 (Nds. GVBl. I S.471)
43 	Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen der Bauaufsicht(Baugebührenordnung) in der Fassung vom 13. Januar 1998 (Nds. GVBl. S. 3)
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Bescheid 2:

Landkreis Göttingen
– Der Landrat –

Reinhäuser Landstraße 4
37083 Göttingen

1) Per Einschreiben	 ab 21.2.	 Bearbeitet von� Herr Möhlmann 
Klaus-Dieter Samson	 Zimmer� 145
Eichsfeldstraße 26	 Telefon� 0551-123 32146
37115 Duderstadt	 Aktenzeichen� 63/12-124 Dud.

� Göttingen, den 20.02.2013
Baugenehmigung Nr. 1412/12
Ablehnung des Widerspruches vom 28.01.2013

Sehr geehrter Herr Samson,

am 28.01.2013 wurde gegen die Erteilung Ihrer Baugenehmigung (Nr. 1412/12) von Ihrer Nachbarin, Frau Katzenberg, Widerspruch einge-
legt. Nach Überprüfung der Sachlage wurde der Widerspruch zurückgewiesen, da die erteilte Baugenehmigung rechtmäßig ist.
Zu Ihrer Information übersende ich Ihnen anbei eine Kopie des Widerspruchbescheides.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

M. Möhlmann

2) Wvl. 1.4.2013

Sachverhalt

Das städtische Hallenbad kann von bestimmten Besuchergruppen 
entgeltfrei genutzt werden. Hierzu gehören z.B. die Schulkinder und 
die Seniorengruppen. Alle anderen Nutzer des Hallenbades bezahlen 
einen durchschnittlichen Eintrittspreis von 4,00 Euro. Geöffnet ist 
das Hallenbad an 300 Tagen im Jahr. Genutzt wird es im Durch-
schnitt von 300 zahlenden Besuchern am Tag.
Die Personalkosten für das Schwimmbad betragen 650.000 Euro pro 
Jahr. Die Betriebskosten für Energie, Reinigung etc. belaufen sich auf 
1.900.000,00 Euro pro Jahr und die jährlichen sonstigen Kosten (Ver-
waltung, Werbung etc.) machen einen Betrag von 450.000,00 Euro 
pro Jahr aus.
Im Rahmen einer Organisationsuntersuchung wurde auch der Be-
reich „Jugendhilfe“ der Stadtverwaltung einer genaueren Analyse 
unterzogen. Hierbei wurden die nachfolgenden Daten für die Jahre 
2011 und 2012 zusammengestellt:

2011 2012
Personalkosten 360.500 Euro 450.900 Euro
Sachkosten 510.800 Euro 630.000 Euro
Gesamtkosten 871.300 Euro 1.081.800 Euro
Einnahmen (aus Erstattungen anderer Träger) 32.000 Euro 45.600 Euro
Mitarbeiter 8 10
Beratungsgespräche 960 1.440

Aufgaben (Allgemein Fragestellung, ohne Bezug zum Hallenbad 
und zur Jugendhilfe)
a)	� Definieren Sie zunächst den Begriff Liquidität. Gehen Sie dabei 

auch auf die Probleme der Liquiditätskennziffern ein.
b)	� Führen Sie aus, was mit Cash-Flow gemeint ist und wie er sich 

berechnet.
c)	� Erläutern Sie, wie sich der Verschuldungsgrad ermitteln lässt und 

was er besagt?

Aufgaben (mit Bezug zum Hallenbad)
d)	�Ermitteln Sie den Kostendeckungsgrad für das Hallenbad und füh-

ren Sie aus, ob der Kostendeckungsgrad ein geeigneter Maßstab zur 
Beurteilung der Wirtschaftlichkeit des Hallenbades ist. Mit welcher 
Kennziffer könnte die Wirtschaftlichkeit auch gemessen werden?

Rainer Gebhardt*

Einführung in die Öffentliche Betriebswirtschaftslehre

*	 Prof. Dr. Rainer Gebhardt lehrt an der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung NRW.



293DVP 7/13 · 64. Jahrgang

Rainer Gebhardt � Einführung in die Öffentliche Betriebswirtschaftslehre

e)	� Unterbreiten Sie einige Vorschläge zur Erhöhung des Kosten
deckungsgrades des Hallenbades und diskutieren Sie die mögli-
chen Konsequenzen Ihrer Vorschläge.

Aufgaben (mit Bezug zur Jugendhilfe)
f )	� Erläutern Sie, was unter Produktivität zu verstehen ist. Ermitteln 

Sie die Produktivität für den Bereich „Jugendhilfe“ in den Jahren 
2011 und 2012 und bewerten Sie das Ergebnis.

g)	� Führen Sie aus, was unter Effizienz (Wirtschaftlichkeit) zu ver-
stehen ist. Beurteilen Sie, ob mit den angegebenen Daten eine 
Aussage über die Effizienz des Bereichs „Jugendhilfe“ gemacht 
werden kann. Führen Sie gegebenenfalls Berechnungen durch.

h)	�Definieren Sie den Begriff Effektivität. Führen Sie aus, ob im vor-
liegenden Fall des Bereiches „Jugendhilfe“ eine Aussage über die 
Effektivität der Jahre 201 und 2012 gemacht werden kann.

Lösungshinweise

Aufgaben (Allgemein Fragestellung, ohne Bezug zum Hallen-
bad und zur Jugendhilfe)
a)	 Definieren Sie zunächst den Begriff Liquidität. Gehen Sie dabei 
auch auf die Probleme der Liquiditätskennziffern ein.

Die Liquidität als Kennziffer beschreibt, ob ein Betrieb in der Lage 
ist, seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommen zu können (aus-
gedrückt in Prozent).
Unterschieden werden:

Liquidität 1. Grades = �Zahlungsmittel ./. Kurzfristige Verbindlich-
keiten  100

Liquidität 2. Grades = �(Zahlungsmittel + kurzfristige Forderungen) 
./. kurzfristige Verbindlichkeiten  100

Liquidität 3. Grades = �(Zahlungsmittel + kurzfristige Forderungen + 
Vorräte) ./. kurzfristige Verbindlichkeiten  100

Probleme der Liquiditätskennziffern sind
–	� Die Fälligkeit der Verbindlichkeiten und Forderungen bleiben 

unberücksichtigt. Diese Konstellation ist dann unkritisch, wenn 
sich eine hohe Zahl einzelner Forderungen und Verbindlich-
keiten gegenüberstehen. Wenn sich dagegen nur eine geringe 
Zahl (größerer) Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber 
stehen, kann das im Extremfall bis zur Zahlungsunfähigkeit 
führen.

–	� Neben den ausgewiesenen Verbindlichkeiten muss der Betrieb 
zusätzlich laufende Auszahlungen vornehmen (Löhne, Steuern 
etc.) die nicht in den Verbindlichkeiten enthalten sind, die Liqui-
dität des Betriebes aber belasten.

–	� Aus der Bilanz, aus der die Kennzahlen abgeleitet werden, ist nicht 
erkennbar, ob die Forderungen bereits an Dritte abgetreten sind.

–	� Die Bilanz ist stichtagsbezogen, was bedeutet, dass durch ge-
schicktes Beschaffungs- und Zahlungsmanagement für den 
Stichtag eine Liquidität vorliegt, die tatsächlich aber bereits am 
nächsten Tag nicht mehr gegeben ist.

b)	 Führen Sie aus, was mit Cash-Flow gemeint ist und wie er sich 
berechnet.

Der Cash Flow bezieht sich auf das Innenfinanzierungsvolumen und 
ist damit ein Indikator für die Ertragskraft des Betriebes.

Berechnung:
Periodenüberschuss (Gewinn)
+ alle nicht auszahlungswirksamen Aufwendungen (z.B. Abschrei-
bungen und Pensionsrückstellungen)
–	 Alle nicht einzahlungswirksamen Erträge (z.B. Auflösung lang-
fristiger Rückstellungen und Erhöhung des Forderungsbestandes)  
= Cash Flow

c)	 Erläutern Sie, wie sich der Verschuldungsgrad ermitteln lässt und 
was er besagt?

Der Verschuldungsgrad bezeichnet die Relation zwischen Fremdka-
pital und Eigenkapital (ausgedrückt in Prozent)

Berechnung: Fremdkapital ./. Eigenkapital  100

Aufgaben (mit Bezug zum Hallenbad)
d)	 Ermitteln Sie den Kostendeckungsgrad für das Hallenbad und 
führen Sie aus, ob der Kostendeckungsgrad ein geeigneter Maßstab 
zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit des Hallenbades ist. Mit 
welcher Kennziffer könnte die Wirtschaftlichkeit auch gemessen 
werden?

Für den Kostendeckungsgrad des Hallenbades sind zunächst die Ein-
nahmen und die Kosten zu bestimmen. Im zweiten Schritt werden 
dann Einnahmen und Kosten aufeinander bezogen, ermittelt in wel-
chem Umfang die erzielten Einnahmen die Kosten decken und eine 
Multiplikation mit 100 vorgenommen, um eine Prozentaussage zu 
erhalten.

Einnahmen laut Sachverhalt:

300 zahlende Besucher  300 Öffnungstage des Hallenbades  4 € 
Eintritt 
= 360.000 €

Kosten laut Sachverhalt:

650.000 € Personalkosten + 1,9 Mio. € Betriebskosten + 450.000 € 
sonstige Kosten
= 3.000.000 €

Kostendeckungsgrad des Hallenbades: 

Einnahmen ./. Kosten  100
360.000 € ./. 3.000.000 €  100 = 12%

Da es sich bei den Eintrittspreisen des Hallenbades nicht um 
Marktpreise handelt, sondern um politisch/administrativ festgesetz-
te öffentliche Entgelte für die Nutzung des Hallenbades, sind die 
Einnahmen nur bedingt ein Ausdruck der Wirtschaftlichkeit des 
Hallenbades. Das Hallenbad kann durchaus wirtschaftlich gearbeitet 
haben (Leistungserstellung zu geringsten Kosten). Demgemäß ist 
die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit über den Kostendeckungs-
grad des Hallenbades nur eine Hilfskennziffer, die eher etwas über 
den meritorischen Anspruch des Leistungsanbieters aussagt, als über 
das wirtschaftliche Handeln des Hallenbades.
Eine weitere Aussage zu Wirtschaftlichkeit eines Betriebes lässt die 
Kostenwirtschaftlichkeit zu. Die Kostenwirtschaftlichkeit ist eine 
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aus Mengen- und Wertkomponenten gemischte Kennziffer, indem 
die Kosten auf die Besucher bezogen werden oder umgekehrt die 
Besucher des Hallenbades auf die Kosten.

Kostenwirtschaftlichkeit:

3.000.000 € Kosten ./. 90.000 Besucher = 33,34 € Kosten pro Besucher

Oder

90.000 Besucher ./. 3.000.000 € Kosten = 0.03 Besucher pro ausge-
gebenen € Kosten

Auch für die Kostenwirtschaftlichkeit gilt die bereits oben angeführ-
te Kritik der nur bedingten Aussagekraft für die tatsächliche Wirt-
schaftlichkeit des Hallenbades.
e)	 Unterbreiten Sie einige Vorschläge zur Erhöhung des Kostende-
ckungsgrades des Hallenbades und diskutieren Sie die möglichen 
Konsequenzen Ihrer Vorschläge.

Zu einer Erhöhung des Kostendeckungsgrades kommt es, wenn bei 
gleichbleibenden Kosten die Einnahmen erhöht werden. Die Ein-
nahmen sind das Resultat aus Besucherzahl, Öffnungstage und Ein-
trittspreis.
Bei einem Ansatz in diese Richtung allein beim Eintrittspreis (höhe-
rer Eintrittspreis) ist zu berücksichtigen, dass mit steigenden Preisen 
die Nachfrage (Besucherzahl) sinkt und es somit von der Elastizität 
der Nachfrage abhängt, ob höhere Einnahmen erzielt werden. Zu ver-
muten ist bei dem Freizeitangebot des Hallenbades (und konkurrie-
render Alternativangebote in erreichbarer Nähe), dass die Nachfrage 
elastisch reagiert und die Besucherzahlen sinken werden.
Eine Erhöhung der Öffnungstage führt ebenfalls zu höheren Ein-
nahmen, wahrscheinlich aber auch zu höheren Kosten, da zusätzliches 
Personal beschäftigt werden muss. So es gelingt für diese zusätzlichen 
Öffnungstage unentgeltliches Personal (Mitglieder von Schwimm-
vereinen) zu bekommen, die steigenden Einnahmen also höher sind 
als die steigenden Kosten, führt das zum gewünschten Resultat.
Am besten geeignet, die Einnahmen zu erhöhen wird es sein, durch 
zusätzliche Angebote an alte und neue Kundengruppen (Senioren-
schwimmen, Früh-, oder Spätschwimmen, etc.) die Besucherzahlen 
zu erhöhen. In diesem Fall ist auch eine Kombination der genannten 
Möglichkeiten zur Erhöhung der Einnahmen denkbar.
Daneben kann der Kostendeckungsgrad erhöht werden, wenn die 
Kosten gesenkt werden. Der Spielraum bei den Betriebs- und Ver-
waltungskosten für eine Kostensenkung ist dabei in der Regel sehr 
gering. Auch die Personalkosten sind in der traditionellen (städti-
schen) Personalstruktur wenig flexibel. Eine gute Möglichkeit ist es 
aber auch zur Kostensenkung, zusätzlich ehrenamtliche Mitglieder 
von Schwimmvereinen o.ä. anzuwerben.
Selbstverständlich führt auch eine Kombination aus Erhöhung der 
Einnahmen und Senkung der Kosten zu einer Verbesserung des Kos-
tendeckungsgrades.

Aufgaben (mit Bezug zur Jugendhilfe)
f )	 Erläutern Sie, was unter Produktivität zu verstehen ist. Ermitteln 
Sie die Produktivität für den Bereich „Jugendhilfe“ in den Jahren 
2011 und 2012 und bewerten Sie das Ergebnis.

Produktivität bezeichnet eine Mengenrelation aus Ausbringungs-
menge und Einsatzmenge von Produktionsfaktoren.
Im vorliegenden Fall lässt sich nur die Arbeitsproduktivität ermitteln.
Arbeitsproduktivität = Beratungsgespräche ./. Mitarbeiter

Für das Jahr 2010 ergibt sich eine Arbeitsproduktivität von 120 Be-
ratungsgesprächen pro Mitarbeiter. Im Jahr 2011 betrug die Arbeits-
produktivität 144 Beratungsgespräche pro Mitarbeiter. Die Arbeits-
produktivität ist im Jahr 2011 leicht gestiegen.

g)	 Führen Sie aus, was unter Effizienz (Wirtschaftlichkeit) zu ver-
stehen ist. Beurteilen Sie, ob mit den angegebenen Daten eine Aus-
sage über die Effizienz des Bereichs „Jugendhilfe“ gemacht werden 
kann. Führen Sie gegebenenfalls Berechnungen durch.

Die Effizienz bzw. Wirtschaftlichkeit wird ermittelt, indem der Er-
trag bzw. die Leistung ins Verhältnis zum Aufwand bzw. den Kosten 
gesetzt wird. Im vorliegenden Fall lässt sich eine solche Kennziffer 
nicht bilden, weil die im Sachverhalt angegebenen Einnahmen weder 
Erträge noch Leistungen darstellen, sondern Beiträge anderer Träger 
zu den gewährten Hilfsleistungen sind. Hilfsweise kann in diesem 
Fall die Kostenwirtschaftlichkeit ermittelt werden. Es handelt sich 
hierbei um eine gemischte Verhältniszahl, bestehend aus einer Wert-
komponente und einer Mengenkomponente.

Kostenwirtschaftlichkeit = Ausbringungsmenge ./. Kosten

Oder

Kosten ./. Ausbringungsmenge

Die Kostenwirtschaftlichkeit ist zu beziehen auf die Personalkosten, 
weil in den Gesamtkosten auch die gewährten Unterstützungszah-
lungen enthalten sind. Demgemäß beläuft sich die Kostenwirtschaft-
lichkeit in 2011 auf 375,52 € pro Beratungsgespräch und in 2012 auf 
313,13 € pro Beratungsgespräch. (Der Quotient Anteil Beratungsge-
spräch pro Euro Personalkosten lässt sich alternativ ermitteln.) Somit 
hat die Kostenwirtschaftlichkeit in 2011 zugenommen.

h)	 Definieren Sie den Begriff Effektivität. Führen Sie aus, ob im 
vorliegenden Fall des Bereiches „Jugendhilfe“ eine Aussage über die 
Effektivität der Jahre 2011 und 2012 gemacht werden kann.

Die Effektivität wird ermittelt, indem Istwerte entsprechenden Soll-
vorgaben gegenübergestellt werden. Da im vorliegenden Fall keine 
Zielvorgaben bzw. Sollgrößen angegeben sind, kann auch keine Aus-
sage über die Effektivität gemacht werden.

Besuchen Sie unsere neue Internetseite unter:
www.dvp-digital.de
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Sachverhalt1:

Die Eheleute M wenden sich hilfesuchend am 04.12.2012 an den 
zuständigen Sachbearbeiter im Jobcenter L. Im Antrag und Antrags-
gespräch werden von den Eheleuten M folgende Angaben gemacht 
und Hinweise gegeben:

Herr Matthias M (55 Jahre alt) wohnt und lebt zusammen mit seiner 
Ehefrau Melanie (50 Jahre alt) in der Stadt D des Kreises L (Bereich 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe) in Nordrhein-Westfalen.
Das Ehepaar M trägt glaubhaft vor, in der Vergangenheit den Le-
bensunterhalt durch Ersparnisse sichergestellt zu haben und dass 
diese Ersparnisse nunmehr aufgebraucht seien. 
Frau M hat sich vor kurzem bei einem Sturz zahlreiche, zum Teil 
erhebliche Knochenbrüche an Beinen und Füßen zugezogen hat und 
ist seitdem gehbehindert. Der Kreis L hat inzwischen einen Behin-
derungsgrad von 60 Prozent festgestellt und im Ausweis nach § 69 
Abs. 5 SGB IX (Schwerbehindertenausweis) das Merkzeichen „G“ 
anerkannt. 
Die Rehabilitationsleistungen des für Frau M zuständigen Renten-
versicherungsträgers sind ausgelaufen und auch die Krankenkasse 
erbringt keine Leistungen zur Unterstützung bei der Bewältigung 
des Haushalts. Da Frau M in ihrer Bewegungsfähigkeit sehr stark 
eingeschränkt ist, benötigt sie vor allem Hilfe beim Fenster putzen, 
beim Betten beziehen, beim Waschen der Wäsche, bei der Treppen-
hausreinigung sowie beim Einkaufen. Frau M benötigt darüber hin-
aus auch Hilfe und Unterstützung bei ganz persönlichen Dingen des 
täglichen Lebens wie z. B. beim An- und Ausziehen, Treppensteigen 
oder Duschen. Ihr Ehemann könne nur begrenzt helfen, da er auf-
grund seiner eigenen körperlichen Einschränkungen nicht ausrei-
chend leistungsfähig sei. Der Schwerpunkt der Hilfe läge aber zu 
ca. Zweidrittel im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung. Die 
aus der Nachbarschaft stammende Hilfe verlangt für ihre Tätigkeit 
141,00 € monatlich.
Frau M beabsichtigt, eine Berufstätigkeit mit überwiegend sitzender 
Tätigkeit zu finden. Vor allem für Büroarbeiten fühlt sie sich noch fit 
genug. Bewerbungsschreiben hat sie bereits versandt. 
Die Leistungsfähigkeit von Matthias M ist u. a. wegen eines Herz-
leidens, aufgrund Durchblutungsstörungen sowie einer ausgeprägten 
Zuckerkrankheit (Diabetes mellitus Typ II) stark eingeschränkt. Er 
besitzt daher seit längerem Zeit kein „festes“ Arbeitsverhältnis und 
erhält aus der gesetzlichen Rentenversicherung eine zeitlich befris-
tete Rente wegen voller Erwerbsminderung in Höhe von 200,00 € 
(netto) gemäß § 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI i. V. m. § 102 SGB VI. 
Durch eine Aushilfstätigkeit an einer Tankstelle verdient er jeden 
Monat 300,00 € (brutto = netto) hinzu. Vom zuständigen Kreis hat 
er einen Ausweis nach § 69 Abs. 5 SGB IX (Schwerbehindertenaus-
weis) mit dem Merkzeichen „G“ erhalten. 

*	 Oberregierungsrat Dirk Weber ist hauptamtlicher Dozent an der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung in NRW.

1 	 Es handelt sich um die Staatsprüfung (Wiederholer) des Einstellungsjahrgangs 
2009, die im Frühjahr 2013 im Fach Sozialrecht an der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung NRW geschrieben wurde. 

Der zuständige Sachbearbeiter fragt sich, wie er Frau M im Hinblick 
auf ihren Gesundheitszustand helfen kann. Insbesondere überlegt er, 
ob er die Kosten für eine „helfende Hand“ im Haushalt der Eheleute 
M übernehmen kann. Diese Frage stellt sich gerade deshalb, weil das 
Ehepaar M zeitgleich zum Antrag beim Jobcenter einen weiteren 
Antrag bei der zuständigen Pflegekasse nach dem SGB XI gestellt 
hat und dieser Antrag – gerichtet auf Übernahme der Kosten einer 
Pflegekraft – abgelehnt wurde. Der von der Pflegekasse festgestellte 
Zeitbedarf für die Hilfe in der Unterstützung und Übernahme bei 
den Verrichtungen des täglichen Lebens liegt bei 81 Minuten. Davon 
entfallen auf die Grundpflege lediglich 27 Minuten (so die Feststel-
lungen im Gutachten des Medizinischen Dienstes der Pflege- und 
Krankenkasse). 
Herr und Frau M bewohnen eine Mietwohnung von 60 m² Größe. 
Die angemessene monatliche Kaltmiete einschließlich der umlage-
fähigen Nebenkosten beläuft sich auf 400,00 €, die angemessenen 
Heizkosten betragen 80,00 €. Die Warmwasserzubereitung erfolgt 
dezentral durch einen elektrischen Durchlauferhitzer in der Woh-
nung der Eheleute. 
Die Hausrat- und Haftpflichtversicherung ist auf den Namen von 
Herrn M abgeschlossen und beträgt pro Monat 10,00 €. Er bezahlt 
auch die KfZ-Haftpflichtversicherung in Höhe von monatlich 
30,00 €. Herr M arbeitet an 5-Tagen in der Woche an der Tankstelle. 
Die Entfernung von 5 km legt er mit seinem Opel Corsa zurück, der 
noch einen Verkehrswert von 3.500,00 € hat. Für einen gesunden 
Menschen ist die Tankstelle mit Hilfe des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV) und einem Fußweg von 20 Minuten erreich-
bar. 
Außer einem angemessenen Hausrat und dem PKW verfügen die 
Eheleute M über kein weiteres Vermögen. 

Aufgabe:

Prüfen Sie gutachtlich, ob und wenn ja, in welcher Höhe Leistungen 
nach dem SGB II und dem SGB XII für den Monat Dezember in 
Betracht kommen. Sollten Sie im Rahmen ihrer Prüfung einen Leis-
tungsanspruch verneinen, ist die Anfertigung eines Hilfsgutachtens 
erforderlich.

Bearbeitungshinweise:

1.	� Die zuständigen Träger der Leistungen zum Lebensunterhalt ha-
ben von der Möglichkeit nach § 22a SGB II, die Unterkunfts- und 
Heizkosten zu pauschalieren, keinen Gebrauch gemacht.

2.	 Auf Ansprüche nach dem Wohngeldgesetz ist nicht einzugehen.
3.	� Eine formelle Rechtmäßigkeits- bzw. Zuständigkeitsprüfung ist 

nicht vorzunehmen. 
4.	� Sofern eine SGB-II-Berechnung notwendig ist, ist eine differen-

zierte Berechnung nach den in § 6 SGB II genannten Trägern der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende nicht vorzunehmen.

5.	� Die Verwaltungsvorschriften des SGB II-Trägers bestimmen: 
Jeder Monat wird mit 19 Arbeitstagen bei einer 5-Tage-Woche 
gerechnet. 

Dirk Weber*

Grundsicherung für Arbeitsuchende und Hilfe zur Pflege
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6.	� Nach den Verwaltungsvorschriften des zuständigen SGB XII-
Trägers übernimmt dieser die Feststellungen des medizinischen 
Dienstes der Kranken- und Pflegeversicherung bei der Beurtei-
lung des Ausmaßes der Pflegebedürftigkeit.

Lösung2

1	 In Frage kommende Hilfen/Anspruchsgrundlagen

Zu prüfen ist, welche Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB II) und/oder dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) im Monat Dezember 2012 in Frage kommen.
Hinsichtlich dieser Fragestellung ist zu berücksichtigen, dass das 
SGB XII – mit Ausnahme der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung – durch den Gesamtfallgrundsatz und das Bedarfs-
deckungsprinzip (vgl. § 18 SGB XII, § 20 SGB X) geprägt sind. Der 
Sozialhilfeträger hat danach einerseits den Sachverhalt von Amts 
wegen zu ermitteln, andererseits ab Kenntnis der Hilfebedürftigkeit 
Leistungen zu erbringen, soweit und sofern die Voraussetzungen da-
für vorliegen. Daher sind alle in Betracht kommenden Hilfen des 
SGB XII in Betracht zu ziehen. 
Im vorliegenden Fall erfolgte eine Antragstellung (§ 37 Abs. 1 
SGB II) am 04.12.2012 beim Träger der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende (SGB-II-Träger). Insofern hatte der Sozialhilfeträger 
(SGB-XII-Träger) von der Notwendigkeit der Erbringung einer 
Leistung keinerlei Kenntnisse, so dass anzunehmen sein könnte, dass 
Sozialhilfeleistungen ohne Kenntnis zumindest für den Monat De-
zember auch nicht zu erbringen sind.
Selbst dann, wenn die Antragstellung zunächst beim für Sozialhilfe-
leistungen unzuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende erfolgt ist und sich später herausstellt, dass der Sozialhilfeträ-
ger zuständig ist, gilt der Antrag gemäß § 16 Abs. 2 Satz 2 SGB I beim 
Sozialhilfeträger in dem Zeitpunkt als gestellt, wie er dem Leistungs-
träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende vorlag. Diese Vor-
schrift gilt auch für die Hilfearten der Sozialhilfe, obwohl diese vom 
Bedarfsdeckungsprinzip geprägt sind und damit nicht antragsabhän-
gig sind (Ausnahme: Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII), denn 
Sinn und Zweck des § 16 SGB I ist es, dass die hilfebedürftige Person 
nicht an den (teilweise) schwierigen Zuständigkeitsabgrenzungen in-
nerhalb der gegliederten Sozialverwaltung scheitern soll. Auch ein 
Erst-Recht-Schluss führt zur Anwendung des § 16 Abs. 2 Satz 2 SGB 
I für den nicht antragsabhängigen Bereich des SGB XII: 
Wenn bereits ein Antrag bei einem unzuständigen Leistungsträger 
dazu führt, dass dieser als rechtzeitig gestellt gilt, so muss dies erst 
recht für den Sozialhilfeträger gelten, bei dem bereits die Kenntnis 
oder das Erkennen einer Hilfelage zum Zugang zu den Hilfen des 
SGB XII führt.3 Denn der Kenntnisgrundsatz des SGB XII bedeutet 
im Vergleich zu antragsabhängigen Leistungen einen niedrigschwel-
ligeren Zugang zum Leistungskomplex des Sozialgesetzbuchs.
Im Ergebnis gilt die Kenntnis des Sozialhilfeträgers in dem Zeit-
punkt als gegeben, in dem der Antrag beim Träger der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende gestellt worden ist, so dass auch der Sozial-
hilfeträger wegen der Kenntniszurechnung über § 16 Abs. 2 Satz 2 
SGB I ab dem 04.12.2012 Leistungen erbringen kann.
In Frage kommende Leistungen sind:

2 	 Die Lösung ist auf den Rechtsstand 2013 aktualisiert.
3 	 So auch: BSG, Urteil vom 26.08.2008, B 8/9b SO 18/07 R.

–	� Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II 
oder dem Dritten und/oder 4. Kapitel SGB XII,

–	� Leistungen der Hilfe zur Weiterführung des Haushalts nach § 8 
Nr. 7 i. V. m. § 70 SGB XII,

–	� Leistungen der Hilfe zur Pflege nach § 8 Nr. 5 i. V. m. § 61 ff. 
SGB XII.

Grundsicherungsleistungen für Arbeitsuchende nach dem SGB II 
sind vorrangig vor der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 3. Ka-
pitel SGB XII (vgl. § 5 Abs. 2 Satz 1 SGB II, § 21 SGB XII). Solche 
Grundsicherungsleistungen für Arbeitsuchende erhalten erwerbsfä-
hige Leistungsberechtigte (vgl. § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II). Nicht-
erwerbsfähige Personen erhalten ebenfalls Leistungen nach dem 
SGB  II, wenn sie mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten eine 
Bedarfsgemeinschaft bilden (vgl. § 7 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 SGB II). 
Sie erhalten dann Sozialgeld, soweit kein vorrangiger Anspruch auf 
Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII besteht (vgl. § 19 Abs. 1 
Satz 2 SGB II, § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB II). Aufgrund der im Sach-
verhalt beschriebenen Situation ist Frau M im Dezember 2012 noch 
erwerbsfähig. Es bietet sich daher an, die Prüfung mit einem Leis-
tungsanspruch nach dem SGB II zu beginnen. 
Von den Regelungen der §§ 5 Abs. 2, 19 Abs. 1 Satz 2 SGB II sowie 
§ 21 SGB XII werden nur Leistungen zum Lebensunterhalt erfasst. 
Damit ist der Bezug von Leistungen zum Lebensunterhalt neben 
den Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII und umgekehrt 
grundsätzlich nicht ausgeschlossen.4 
Wer Leistungen zum Lebensunterhalt bezieht, erfüllt grundsätzlich 
auch die wirtschaftlichen Voraussetzungen der Hilfen nach dem 5. 
bis 9. Kapitel SGB XII. Auch aus diesem Grund ist es sachgerecht, 
mit der Frage zu beginnen, ob Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts (hier: SGB-II-Leistungen) in Frage kommen.

2	 Leistungen nach dem SGB II

2.1	 Anspruch auf Arbeitslosengeld II
Anspruchsgrundlage für die Gewährung von Grundsicherungsleis-
tungen für Arbeitsuchende könnte § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II sein. 
Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II, § 19 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 
SGB  II erhalten erwerbsfähige Leistungsberechtigte Arbeitslosen-
geld II (ALG II) als Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
einschließlich der angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung, 
wenn die antragstellenden Personen das 15. Lebensjahr vollendet ha-
ben und die Altersgrenze nach § 7a SGB II noch nicht erreicht haben, 
erwerbsfähig i. S. v. § 8 Abs. 1 SGB II sind, hilfebedürftig i. S. v. § 9 
Abs. 1 SGB II sind und ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bun-
desrepublik Deutschland haben (erwerbsfähige Leistungsberechtigte).
Frau M ist 50 Jahre alt und erfüllt damit die Altersvoraussetzungen des 
§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II. 
Die Frage der Erwerbsfähigkeit beurteilt sich nach § 8 Abs. 1 SGB II. 
Danach ist erwerbsfähig, wer nicht wegen Krankheit oder Behinde-
rung auf [nicht] absehbare Zeit außerstande ist, unter den üblichen Be-
dingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden 
täglich erwerbstätig zu sein. 
Die Vorschrift ist inhaltsgleich mit § 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI. Aller-
dings wird in § 8 Abs. 1 SGB II nicht „negativ“ die Erwerbsminderung 
definiert, sondern „positiv“ die Erwerbsfähigkeit. 

4 	 Ebenso: BSG, Urteil vom 11.12.2007, B 8/9b SO 13/06 R, info also 2008, 139 
(Kurzwiedergabe); SG Köln, Urteil v. 24.08.2006, S 13 (21) SI 438/05, juris.
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Bei einem Vergleich der beiden Normen fällt auf, dass in § 8 Abs. 1 
SGB II das Wort „nicht“ vor den Wörtern „absehbarer Zeit“ verges-
sen wurde. Dies stellt einen redaktionellen Fehler des Gesetzgebers 
dar5. § 8 Abs. 1 SGB II ist daher richtigerweise so zu lesen, dass 
erwerbsfähig ist, wer nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf 
nicht absehbare Zeit, d. h. für mehr als sechs Monate6, außerstande 
ist, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes 
mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.
Frau M ist Inhaberin eines Schwerbehindertenausweises nach § 69 
Abs. 5 SGB IX. Sie gehört gemäß § 2 Abs. 1, Abs. 2 SGB IX zur Per-
sonengruppe der Behinderten, deren regelwidriger Körperzustand 
für mehr als 6 Monate anhält. Insoweit kann angenommen werden, 
dass Frau M nicht erwerbsfähig ist. 
Eine Erwerbsfähigkeit liegt nicht vor, wenn Frau M „wegen“ der 
Behinderung nicht in der Lage ist, mehr als drei Stunden am Tag 
zu arbeiten. Die Behinderung muss also Ursache für die fehlende 
Erwerbsfähigkeit sein, so dass sich auch umgekehrt feststellen lässt, 
dass selbst bei Behinderung bzw. „trotz“ Behinderung die Erwerbsfä-
higkeit vorliegen kann, wenn die antragstellende Person mehr als drei 
Stunden pro Tag arbeiten kann. 
Allein die eingeschränkte Mobilität von Frau M führt daher nicht zur 
Erwerbsminderung bzw. zur fehlenden Erwerbsfähigkeit, wenn eine 
zumutbare Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu finden ist, 
z. B. im Rahmen einer sitzenden Tätigkeit, ggf. auch als Heimarbeit. 
Denn der „allgemeine Arbeitsmarkt“ umfasst den gesamten freien 
Arbeitsmarkt. Zumindest für den Monat Dezember 2012 lässt sich 
dem Sachverhalt nicht entnehmen, dass Frau M die Voraussetzungen 
des § 8 Abs. 1 SGB II nicht erfüllt bzw. dem Arbeitsmarkt nicht zur 
Verfügung steht. 
Selbst dann, wenn angenommen wird, dass bereits im Dezember 
2012 die Erwerbsfähigkeit nicht vorliegt, haben bis zur Entschei-
dung über den Widerspruch gegen die Feststellung der fehlenden 
Erwerbsfähigkeit die SGB-II-Träger Leistungen der Grundsiche-
rung zu erbringen (vgl. § 44a Abs. 1 Satz 7 SGB II, sog. Nahtlosig-
keitsregelung). 
Im Ergebnis muss daher für den Monat Dezember die Erwerbsfä-
higkeit bejaht werden. 
Zu bejahen ist ebenfalls der gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland, 
da Frau M in D, im Kreis L, wohnt (vgl. § 30 Abs. 3 Satz 2 SGB II). 
Der Wohnort ist üblicherweise auch der Lebensmittelpunkt.
Frau M unterliegt auch keinem der in § 7 Abs. 1 Satz 2, § 7 Abs. 4, 
§ 7 Abs. 4a, § 7 Abs. 5 SGB II genannten Ausschlusstatbestände für 
den Bezug von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, so 
dass sie vorbehaltlich der noch zu prüfenden Hilfebedürftigkeit im 
Dezember zum anspruchsberechtigten Personenkreis für den Bezug 
von Arbeitslosengeld II (Alg II) gehört.
Herr M ist 55 Jahre und wohnt mit seiner Ehefrau in D im Kreis L, so 
dass er die Altersvoraussetzungen (vgl. § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 SGB II) 
und die Anforderung des gewöhnlichen Aufenthalts in Deutschland 
(vgl. § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB II, § 30 Abs. 3 Satz 2 SGB I) er-
füllt. Allerdings ist er befristet voll erwerbsgemindert. Personen, die 

5 	 Vgl. Blüggel, Jens, Die Prüfung der Erwerbsfähigkeit im SGB II und SGB XII 
und die Kooperation zwischen den Sozialleistungsträgern, SGb 01/11, S. 9-19.

6 	 Allgemeine Rechtsauffassung in Anlehnung an die im Rentenversicherungsrecht 
geltende Auslegung zu § 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI. Vgl. Valgolio in: Hauck/Noftz, 
SGB II, § 8 Rn. 11; Hänlein in: Gagel, § 8 Rn. 33; Vor in: Estelmann, § 8 Rn. 9; 
Blüggel in: Eicher/Spellbrink, § 8 Rn. 28; vgl. zum SGB VI BSG v. 23.03.1977 
- 4 RJ 49/76 – SozR 2200 § 1247 Nr. 16; BSG v. 06.09.2001 – B 5 RJ 44/00 R – 
SGb 2001, 753.

befristet voll erwerbsgemindert nach § 102 i. V. m. § 43 Abs. 2 Satz 2 
SGB VI sind, können wegen einer Krankheit oder einer Behinde-
rung auf nicht absehbare Zeit nicht unter den üblichen Bedingungen 
des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden täglich er-
werbstätig sein. Damit erfüllt Herr M auch nicht die komplementäre 
Regelung des § 8 Abs. 1 SGB II. Wegen fehlender Erwerbsfähigkeit 
gehört er nicht zum originär anspruchsberechtigten Personenkreis 
des SGB II und kann kein Arbeitslosengeld II erhalten.

2.2	 Anspruch auf Sozialgeld

Nach § 7 Abs. 2 Satz 1 SGB II sind leistungsberechtigt auch Perso-
nen, die die Voraussetzungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II nicht 
erfüllen, aber mit erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer 
Bedarfsgemeinschaft leben. Nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in Bedarfsgemeinschaft leben, 
erhalten Sozialgeld, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach 
dem 4. Kapitel SGB XII haben (vgl. § 19 Abs. 1 Satz 2 SGB XII).
Ein solcher Sozialgeldanspruch kann für Herrn M in Frage kommen.
Er muss dazu zunächst mit seiner Ehefrau eine Bedarfsgemeinschaft 
bilden. Gemäß § 7 Abs. 2, Abs. 3 Nr. 1 SGB II setzt eine Bedarfsge-
meinschaft mindestens einen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
voraus, der als sogenannter Hauptleistungsberechtigter7 nach § 7 
Abs. 3 Nr.1 SGB II Ausgangspunkt für die Bildung der Bedarfsge-
meinschaft ist. Frau M ist im Monat Dezember erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte und damit Ausgangspunkt für die Bildung („Grün-
derin“) der Bedarfsgemeinschaft. 
Zur Bedarfsgemeinschaft gehört nach § 7 Abs. 3 Nr. 3 lit. a) SGB II 
der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte. Es kommt nicht auf die 
Frage an, ob der Ehegatte erwerbsfähig oder nicht erwerbsfähig ist. 
Daher bildet Herr M mit seiner Ehefrau eine Bedarfsgemeinschaft.
Weitere Voraussetzung für einen Sozialgeldanspruch des Herrn M 
ist, dass kein (realisierbarer) Anspruch auf Leistungen nach dem 
4. Kapitel SGB XII (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung) besteht. Entsprechende Leistungen sind gegenüber 
dem Sozialgeld vorrangig (vgl. § 5 Abs. 2 Satz 2, § 19 Abs. 1 Satz 2 
SGB II). Leistungsberechtigt nach dem 4. Kapitel SGB XII sind u. 
a. Personen, die die Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 SGB XII erreicht 
haben oder gemäß § 19 Abs. 2, § 41 Abs. 3 SGB XII das 18. Lebens-
jahr vollendet haben und dauerhaft voll erwerbsgemindert sind (vgl. 
§ 19 Abs. 2 Satz 1 SGB XII). Herr M hat mit 55 Jahren weder die 
Altersgrenze erreicht noch ist er dauerhaft voll erwerbsgemindert, 
denn er erhält eine zeitlich befristet Erwerbsminderungsrente. Herr 
M erfüllt somit nicht die sachlichen Voraussetzungen für einen Leis-
tungsbezug nach dem 4. Kapitel SGB XII. 
Ausschlusstatbestände nach § 7 Abs. 1 Satz 2, § 7 Abs. 4, § 7 Abs. 4a 
und § 7 Abs. 5 SGB II sind nicht erkennbar. 
Herr M hat damit – vorbehaltlich der Prüfung der wirtschaftlichen 
Voraussetzungen – dem Grunde nach einen Anspruch auf Sozialgeld. 

2.3	 Nachrang der SGB-II-Leistungen

Den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB 
II liegt das Nachrangprinzip zugrunde. Danach müssen alle erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten und die mit ihnen in einer Bedarfs-
gemeinschaft lebenden Personen vor dem Bezug von SGB-II-Leis-

7 	 Valgolio, in: Hauck/Noftz, Kommentar zu § 7 SGB II, 30. Erg.-Lfg. IV/10, RN 
59.
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tungen alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung ihrer 
Hilfebedürftigkeit ausschöpfen (§ 2 Abs. 1 SGB II). SGB-II-Leis-
tungen dürfen nur erbracht werden, soweit die Hilfebedürftigkeit 
nicht anderweitig beseitigt werden kann (vgl. § 3 Abs. 3 Halbsatz 1 
SGB II). Somit handelt es sich bei dem Nachrangprinzip um eine zu 
beachtende Rechtsanwendungsregel.
Zu diesen Möglichkeiten gehören der Einsatz von eigenen Mitteln 
(Einkommen und Vermögen) und eigenen Kräften (Einsatz der Ar-
beitskraft im zumutbaren Umfang zur Beschaffung des Lebensun-
terhalts). Den Einsatz dieser Selbsthilfemöglichkeiten verlangt noch 
einmal konkretisierend § 9 Abs. 1 SGB II. 
Die Verpflichtung, die Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensun-
terhalts einzusetzen, besteht nach § 2 Abs. 2 Satz 2 SGB II nur für 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte. Herr M ist zeitlich befristet voll 
erwerbsgemindert. Ein Einsatz der Arbeitskraft über die von ihm 
ausgeübte Beschäftigung („Minijob“) hinaus kommt nicht in Frage.
Frau M ist ebenfalls gesundheitlich eingeschränkt, insbesondere 
hinsichtlich ihrer körperlichen Leistungsfähigkeit nach einem Sturz 
und mehreren Knochenbrüchen. Dennoch bemüht sie sich um eine 
Arbeitsstelle, so dass diesbezüglich dem Nachranggrundsatz ausrei-
chend Rechnung getragen wird.
Inwieweit das zu berücksichtigende Einkommen und/oder Vermö-
gen dem Leistungsanspruch nach dem SGB II entgegensteht, wird 
noch zu prüfen sein.
Neben den Selbsthilfemöglichkeiten (materieller Nachrang) kommen 
Fremdhilfemöglichkeiten (systematischer Nachrang) zur Beendigung 
der Hilfe in Frage. Gemäß § 12a Satz 1 SGB II sind Leistungsberech-
tigte verpflichtet, Sozialleistungen anderer Leistungsträger (vgl. § 12, §§ 
18 bis 29 SGB I) in Anspruch zu nehmen und die dafür erforderlichen 
Anträge zu stellen, sofern dies zur Vermeidung, Beseitigung, Verkürzung 
oder Verminderung der Hilfebedürftigkeit erforderlich ist. Auch sons-
tige Leistungen Dritter gegenüber anderen Personen kommen in Frage.
Ein Anspruch auf Wohngeld besteht lt. Bearbeitungshinweis nicht. 
Nach dem Sachverhalt sind Ansprüche gegenüber der Krankenkasse 
(z. B. auf Krankengeld) sowie Rehabilitationsleistungen gegenüber 
dem Rentenversicherungsträger erschöpft. 
Aufgrund der lediglich befristeten Erwerbsminderung von Herrn 
M kommen vorrangige Ansprüche nach dem 4. Kapitel SGB XII 
nicht in Frage (vgl. § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB II, § 19 Abs. 1 Satz 2 
SGB XII). 
Weitere ggf. noch zu verfolgende Ansprüche sind nicht ersichtlich. 

2.4	 Feststellung der Hilfebedürftigkeit (§ 9 SGB II)

2.4.1	Grundsätze zur Feststellung der Hilfebedürftigkeit

Nach § 9 Abs. 1 SGB II ist nur hilfebedürftig, wer seinen Lebens-
unterhalt und den Lebensunterhalt der mit ihm in einer Bedarfsge-
meinschaft lebenden Personen nicht oder nicht ausreichend aus dem 
zu berücksichtigenden Einkommen und Vermögen sichern kann. 
Notwendig ist also ein Vergleich zwischen dem Lebensunterhalt 
(sog. Hilfebedarf ) einerseits, ausgedrückt durch die im SGB II dafür 
vorgesehenen Leistungen, und dem zu berücksichtigenden Einkom-
men und Vermögen andererseits. Nur soweit das zu berücksichtigen-
de Einkommen und/oder das Vermögen nicht ausreichen, um den 
Lebensunterhalt zu decken, kommen Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem SGB II in Frage.
Bezüglich des Einkommens und Vermögens ist dabei zu berücksichti-
gen, dass gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 SGB II bei der Frage der „Bedarfsde-

ckung“ auch das Einkommen und Vermögen des Partners der Bedarfs-
gemeinschaft zu berücksichtigen ist. Ferner ist gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 
SGB II das Einkommen und Vermögen der Eltern bzw. Elternteile 
auch für die Kinder einzusetzen. Diese Regelung ist hier zu vernach-
lässigen, da keine Kinder in der Bedarfsgemeinschaft vorhanden sind.
Sozialgeld und Arbeitslosengeld II umfassen grundsätzlich dieselben 
Bedarfe (vgl. § 19 Abs. 1 Satz 3 SGB II).

2.4.2	Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts

Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhaltes umfasst ins-
besondere Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Haushalts-
energie ohne die auf die Heizung und Erzeugung von Warmwasser 
entfallenden Anteile, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertret-
barem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in 
der Gemeinschaft (vgl. § 20 Abs. 1 Satz 1und Satz 2 SGB II).
Gemäß § 20 Abs. 4 SGB II und der nach § 20 Abs. 5 Satz 3 SGB II 
erfolgten Bekanntmachung über die Höhe der Regelbedarfe des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch für die Zeit ab 1. Januar 2013 be-
trägt die Regelleistung für Partner der Bedarfsgemeinschaft, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben, 345,00 €. 
Die Kosten der Warmwassererzeugung sind als Energiekosten nicht 
mehr im Regelbedarf enthalten (vgl. § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II), son-
dern sind Bestandteil der Heizkosten oder – bei dezentraler Warm-
wassererzeugung – als Mehrbedarf zu berücksichtigen (vgl. §  21 
Abs. 7 SGB II). 

2.4.3	Leistungen für Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt

2.4.3.1	 Mehrbedarf für Herrn M gemäß § 23 Nr. 4 SGB II

Für Herrn M kommt die Gewährung eines Mehrbedarfs nach § 23 
Nr. 4 SGB II in Frage. Danach erhalten ergänzend zum Sozialgeld 
nicht erwerbsfähige Personen, die voll erwerbsgemindert nach dem 
SGB VI sind, ein Mehrbedarf von 17 Prozent des maßgebenden 
Regelbedarfs, wenn sie Inhaber eines Ausweises nach § 69 Abs. 5 
SGB IX mit dem Merkzeichen „G“ sind.
Herr M ist Inhaber eines Schwerbehindertenausweises mit dem 
Merkzeichen „G“ (vgl. § 69 Abs. 5, § 146 SGB IX). Er ist auch voll 
erwerbsgemindert. Unerheblich ist es, dass die Erwerbsminderung 
bei ihm nur befristet festgestellt wurde, denn mit der Regelung ist 
eine Gleichstellung der nicht erwerbsfähigen Sozialgeldempfänger 
mit den Sozialhilfeberechtigten nach dem SGB XII bezweckt. Auch 
befristet voll Erwerbsgeminderte könnten nach dem SGB XII Hil-
fe zum Lebensunterhalt beziehen und einen Mehrbedarf nach § 30 
Abs. 1 Nr. 2 SGB XII geltend machen. 
Es wird somit ein Mehrbedarf in Höhe von 17% x 345,00 € = 58,65 € 
anerkannt. Wegen der Regelung des § 41 Abs. 2 SGB II wird der Be-
trag nicht mehr auf ganze Zahlen gerundet, sondern auf zwei Nach-
kommastellen entsprechend den kaufmännischen Berechnungsre-
geln ermittelt.

2.4.3.2	 Mehrbedarf für Frau M gemäß § 23 Nr. 4 SGB II

Frau M ist ebenfalls gehbehindert (vgl. § 69 Abs. 5, § 146 SGB IX) 
und Inhaberin eines Schwerbehindertenausweises. Insofern könnte 
auch für sie ein Mehrbedarf in Frage kommen. Einen solchen Mehr-
bedarf erhalten aber nach § 23 Nr. 4 SGB II nur nicht erwerbsfähige 
leistungsberechtigte Personen (Sozialgeldempfänger). Frau M hat im 
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Monat Dezember 2012 keinen Anspruch auf Sozialgeld. Auch aus 
§ 21 SGB II, der die Mehrbedarfe für erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte (und zum Teil auch für nicht erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte) regelt, ergibt sich kein diesbezüglicher Mehrbedarf. Für 
eine analoge Anwendung des § 23 Nr. 4 SGB II müsste nicht nur 
eine Regelungslücke vorliegen, sondern diese müsste auch planwidrig 
sein. Mit der Anerkennung eines Mehrbedarfs bei Gehbehinderung 
will der Gesetzgeber lediglich den Anspruch der nicht erwerbsfähi-
gen Sozialgeldempfänger den Anspruch der Sozialhilfeberechtigten 
nach dem SGB XII nachvollziehen. Deshalb ist die Zuerkennung 
des Mehrbedarfs auf voll erwerbsgeminderte Menschen beschränkt 
worden. Es handelt sich damit weder um eine planwidrige Rege-
lungslücke noch um eine Notwendigkeit, diese vermeintliche Lücke 
aus einem Gebot der Gerechtigkeit zu schließen. Die Unterschei-
dung zwischen erwerbsfähigen und nicht erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten hat das BSG nicht beanstandet.8 	

2.4.3.3	 Mehrbedarf für Herrn und Frau M gemäß § 21 Abs. 7 
SGB II

Weiterhin kommt ein Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB II in Frage. 
Danach wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit Warmwasser durch in 
der Mietwohnung installierte Vorrichtungen erzeugt wird und deshalb 
keine Bedarfe für zentral bereitgestelltes Warmwasser nach § 22 SGB II 
anerkannt werden. Es ergeben sich im Sachverhalt lediglich Hinweise 
für dezentral bereitgestelltes Warmwasser, da in der Mietwohnung ein 
elektrischer Durchlauferhitzer existiert. Daher ist ein Mehrbedarf in 
Höhe von 2,3 Prozent des Regelbedarfs (vgl. § 21 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 
SGB II) anzuerkennen, mithin also jeweils 7,94 € für Herrn und Frau M.

2.4.3.4	 Mehrbedarf für Frau M gemäß § 21 Abs. 6 SGB II

Problematisch ist, ob der SGB-II-Leistungsträger die Kosten für 
eine Haushaltshilfe und/oder eine Pflegekraft übernehmen muss. 
Ein solcher Bedarf kann nach § 21 Abs. 6 SGB II übernahmefähig 
sein. Gemäß § 21 Abs. 6 SGB II wird bei Leistungsberechtigten ein 

8 	 Vgl. BSG, Urteil vom 15.12.2010; B 14 AS 44/09, FEVS 62, 541; BSG, Urteil vom 
21.12.2009, B 14 AS 42/08 R, BSGE 105, 201 = NDV-RD 2010, 101: Mit dem 
Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung für Arbeitssuchende vom 20. Juli 
2006 (BGBl I, 1706) ist der jetzige § 23 Abs. 1 Nr. 4 SGB II (Vorgängerregelung: 
§ 28 Abs. 1 Satz 3 Nr.4 SGB II) in das SGB II nachträglich aufgenommen worden. 
Ziel war es, eine Gleichstellung zwischen den erwerbsgeminderten Personen des 
SGB II und des SGB XII herzustellen. Ausgangs- und Anknüpfungspunkt für die 
Gewährung eines Mehrbedarfs nach dem SGB XII war nicht die Schwerbehinde-
rung und der Besitz eines Schwerbehindertenausweises mit dem Merkzeichen „G“, 
sondern die Erwerbsunfähigkeit des Leistungsberechtigten. Zu einer zusätz-
lichen Voraussetzung der Gewährung des Mehrbedarfs nach § 23 Abs. 1 Nr. 2 
BSHG wurde die Schwerbehinderung und die Zuerkennung des Merkzeichens 
„G“ erst durch das Gesetz zur Reform des Sozialhilferechts vom 23. Juli 1996. 
Insofern ist nicht die Schwerbehinderung für die Zuerkennung eines Mehrbedarfs 
maßgebend, sondern die Erwerbsunfähigkeit. 

	 Ferner spricht gegen die Annahme einer Planwidrigkeit einer (nicht vorhande-
nen) Regelungslücke, dass zum Zeitpunkt der Aufnahme des § 23 Abs. 1 Nr. 4 
SGB II die Frage bzw. Problematik eines fehlenden Mehrbedarfs für Erwerbsfä-
hige bei Gehbinderung bereits bekannt war (BSG, Urteil vom 21.12.2009, B 14 
AS 42/08 R, BSGE 105, 201 = NDV-RD 2010, 101; mwN).

	 Schließlich spricht gegen eine analoge Anwendung des § 23 Abs.1 Nr. 4 SGB II 
die fehlende Gerechtigkeitslücke. Erwerbsfähige Leistungsberechtigte haben im 
Grundsatz die Möglichkeit, durch den Einsatz ihrer Arbeitskraft ihre Hilfebedürf-
tigkeit zu überwinden und so die spezifischen Bedarfe abzudecken, die § 30 Abs.1 
Nr. 2 SGB XII und § 23 Abs.1 Nr. 4 SGB II in Bezug nimmt. Insofern haben die 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten größere Selbsthilfeverpflichtungen. Darü-
ber hinaus werden behinderungsbedingte Nachteile auf dem Arbeitsmarkt durch 
Förder- und Teilhabeleistungen ausgeglichen (§ 33 SGB IX, § 21 Abs. 4 SGB II).

Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall ein unabweisbarer, lau-
fender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht. 
Zunächst muss es sich um einen „besonderen Bedarf“ handelt. Ein 
besonderer Bedarf liegt in einer besonderen Härtefallkonstellation vor. 
Die Regelung wird erforderlich, wenn ein Bedarf besteht, der nicht 
schon vom bestehenden Leistungsspektrum abgedeckt wird, weil die 
Einkommens- und Verbrauchsstatistik, auf der die Leistung für den 
Regelbedarf beruht, allein den Durchschnittsbedarf in üblichen Be-
darfssituationen widerspiegelt, nicht aber einen darüber hinausgehen-
den, besonderen Bedarf aufgrund atypischer Bedarfslagen. Aber selbst 
bei einer atypischen Bedarfslage ist diese nur dann unabweisbar gemäß 
§ 21 Abs. 6 Satz 2 SGB II, wenn sie „erheblich von einem durch-
schnittlichen“ Bedarf abweicht. 
Diese Regelung lässt sich damit begründen, dass der Leistungsberech-
tigte die Aufgabe und auch Berechtigung hat, eigenverantwortlich über 
den Umgang mit dem Regelbedarf zu entscheiden, so dass er in seinem 
Ausgabe- und Verbrauchsverhalten unregelmäßig anfallende Bedarfe 
berücksichtigen muss (vgl. § 20 Abs. 1 Satz 4 SGB II) und mithin durch 
Änderungen seines Ausgabeverhaltens einen höheren Bedarf in einem 
Lebensbereich durch geringere Ausgaben in einem anderen Lebensbe-
reich kompensiert. In einem bestimmten Umfang kann daher erwartet 
werden, dass atypische Bedarfslagen durch Einsparungen beim Regel-
bedarf „aufgefangen“ werden. Vor diesem Hintergrund kann verlangt 
werden, dass ein gewisser Anteil des Regelbedarfs (ca. 10 Prozent) für 
einen atypischen Bedarf eingesetzt werden, so dass § 21 Abs. 6 SGB II 
nur zur Anwendung kommt, wenn dieser Wert überschritten wird. Der 
atypische bzw. besondere Bedarf ist dann so erheblich, dass die Ge-
samtsumme der dem Leistungsberechtigten erbrachten Leistungen 
einschließlich der Leistungen Dritter und unter Berücksichtigung von 
Einsparmöglichkeiten des Leistungsberechtigten das menschenwür-
dige Existenzminimum nicht mehr gewährleistet.
Hier ist festzustellen, dass die Kosten für eine etwaige Unterstützung 
im Haushalt (z. B. Putzhilfe, Haushaltshilfe, Krankenschwester, Fa-
milienhilfe, etc.) mit dem hier angegebenen Betrag von monatlich 
141,00 € nicht durch den Regelbedarf „aufgefangen“ werden kann. Er 
ist auch insofern atypisch, da die Kosten für eine Unterstützung im 
Haushalt von dem im SGB II vorgesehenen Bedarfen nicht gedeckt 
werden. Daher ist ein erheblicher, atypischer und besonderer Bedarf 
i. S. v. § 21 Abs. 6 SGB II zu bejahen. 
Weiterhin müsste der Bedarf unabweisbar sein und laufend wieder-
kehren. Unabweisbar ist ein Bedarf u. a. dann, wenn er (zeitlich und 
inhaltlich) unaufschiebbar ist. Über die Notwendigkeit (inhaltliche 
Unaufschiebbarkeit) einer solchen Unterstützungsleistung bestehen 
angesichts der Bewegungseinschränkungen sowohl bei Herrn M als 
auch bei Frau M keinerlei Bedenken. Erst durch die Unterstützungs-
leistungen einer Hilfskraft wird die Führung des Haushalts in angemes-
sener Art aufrechterhalten und sichergestellt. Weiterhin gehören Herr 
und Frau M zur Personengruppe der Schwerbehinderten. Eine auf 
absehbare Zeit erkennbare Verbesserung der körperlichen Leistungs-
fähigkeit ist daher nicht prognostizierbar. Die Behinderteneigenschaft 
bedeutet auch, dass der regelwidrige Körperzustand für länger als sechs 
Monate anhält (vgl. § 2 SGB IX). Insofern liegt ein unabweisbarer Be-
darf vor, der nicht nur einmalig ist, sondern laufend wiederkehrt. 
Grundsätzlich liegen damit alle Voraussetzungen des § 21 Abs. 6 
SGB II vor. Eine wie hier vorliegende körperliche Beeinträchtigung, 
die eine Putz- oder Haushaltshilfe notwendig macht, ist ein (anerkann-
ter) Anwendungsfall für die Härtefallregelung des § 21 Abs. 6 SGB II. 
Die Unabweisbarkeit i. S. des § 21 Abs. 6 SGB II besteht aber ferner 
nur dann, wenn der Mehrbedarf nicht durch die Zuwendungen Drit-
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ter bzw. durch Leistungen anderer Leistungsträger gedeckt ist. Es ist 
daher zu untersuchen, ob nicht andere Leistungsträger spezialgesetz-
lich für die hier notwendige Leistung zuständig sein können.
In Betracht kommen Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach dem SGB V, der gesetzlichen Pflegeversicherung nach 
dem SGB XI oder der Sozialhilfe im Rahmen der Hilfe zur Pflege 
nach §§ 61 ff. SGB XII. Diese Leistungen würden spezialgesetzlich 
den Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende in Abhän-
gigkeit der konkret nachgefragten Leistung vorgehen. 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung nach dem SGB V, 
insbesondere eine Haushaltshilfe nach § 38 SGB V, kommen lt. 
Sachverhalt nicht in Betracht.9
Die gesetzliche Pflegeversicherung sieht die Berücksichtigung einer 
hauswirtschaftlichen Versorgung als Pflegeleistung bei einer Pflege-
bedürftigkeit mindestens der Pflegestufe I vor (erheblich Pflegebe-
dürftige). Es muss also ein Bedarf an Grundpflege von mindestens 
45 Minuten täglich erforderlich sein (vgl. § 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 
§ 14 Abs. 4 SGB XI). Eine Untersuchung durch den Medizinischen 
Dienst der Krankenkasse hat ergeben, dass lediglich ein Grundpfle-
gebedarf von 27 Minuten besteht und somit die Zuordnung zur Pfle-
gestufe I wegen des zeitlichen Umfangs der personenbezogenen Ver-
richtungen abzulehnen ist. Diese Entscheidung des medizinischen 
Dienstes der gesetzlichen Pflegeversicherung ist gemäß § 62 SGB 
XII für den Sozialhilfeträger bindend. Damit gehört Frau M auch 
nicht zum Personenkreis des § 64 SGB XII.
Nach dem Sozialhilferecht kommen gemäß § 61 Abs. 1 Satz 2 SGB 
XII aber auch Hilfeleistungen unterhalb der Pflegestufe I in Frage. 
Danach wird auch Personen Hilfe zur Pflege geleistet, die einen gerin-
geren Bedarf als nach § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII haben oder die der 
Hilfe für andere Verrichtungen als nach § 61 Abs. 5 SGB XII bedürfen 
(sog. „Pflegestufe 0“, einfache Pflegebedürftigkeit). Im Rahmen der 
Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII können auch Leistungen zur 
hauswirtschaftlichen Versorgung wie z. B. Einkaufen, Kochen, Reini-
gen der Wohnung, Spülen, Wechseln und Waschen der Wäsche und 
Kleidung anerkannt werden (vgl. § 61 Abs. 5 Nr. 4 SGB XII). 
Da im konkreten Fall nicht nur eine hauswirtschaftliche Versorgung 
notwendig ist, sondern – im relativ geringem Umfang – auch ein 
grundpflegerischer Bedarf (vgl. § 61 Abs. 5 Nr. 1 bis 3 SGB XII), liegen 
die Voraussetzungen für eine Leistungsgewährung im Rahmen der §§ 
61 ff. SGB XII voraussichtlich vor. In dem Moment, in dem auch ein 
Grundpflegebedarf existiert, sind die Leistungen nach dem SGB XII 
als spezialgesetzliche Regelung vorrangig vor Leistungen nach § 21 
Abs. 6 SGB II. Vorbehaltlich dieser Prüfung wird deshalb ein Mehrbe-
darf im Rahmen des § 21 Abs. 6 SGB II zunächst abgelehnt.10 

2.4.3.5	 Obergrenze für die Übernahme von Mehrbedarfen ge-
mäß § 21 Abs. 8 SGB II

Gemäß § 21 Abs. 8 SGB II darf die Summe der insgesamt anerkann-
ten Mehrbedarfs nach den § 21 Abs. 2 bis Abs. 5 die Höhe des für er-
werbsfähige Leistungsberechtigte maßgebenden Regelbedarfs nicht 

9 	 Leistungen der häuslichen Krankenpflege, die als Alternativleistung zur Hilfe 
zur Pf lege in Frage kommen, werden nur für vier Wochen gewährt (§ 37 SGB V).

10 	Eine andere Auffassung ist vertretbar (vgl. auch Fußnote 27). Soweit im Rahmen 
dieser Prüfung ein Mehrbedarf anerkannt wird, besteht keine Notwendigkeit für 
eine Leistungserbringung im Rahmen der Hilfe zur Pf lege nach dem SGB XII. 
Die Aufgabenstellung verlangt, dass ein SGB II und SGB XII-Anspruch geprüft 
wird. Die Klausur ist daher – entsprechend den Vorgaben der Aufgabenstellung – 
im Zweifelsfall hilfsgutachtlich weiter zu prüfen.

übersteigen. Da die Mehrbedarfe nach § 21 Abs. 6, Abs. 7 SGB II aus 
der Beschränkung der Übernahme der Mehrbedarfe ausdrücklich 
ausgeschlossen sind, wird die Betragsgrenze in Höhe des maßgeben-
den Regelbedarfs nicht überschritten. Alle Mehrbedarfe können also 
bedarfsrelevant berücksichtigt werden.

2.4.4	Leistungen für Unterkunft 

Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden nach § 22 Abs. 1 Satz 1 
SGB II in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit 
diese angemessen sind. Die angemessenen Kosten bilden grundsätz-
lich die Höchstgrenze der übernahmefähigen Kosten.
Zu diesen Bedarfen der Unterkunft gehören die Kosten für die Ge-
brauchsüberlassung des Wohnraumes, die vertraglich geschuldet 
werden, so dass neben der Kaltmiete die umlagefähigen Nebenkosten 
berücksichtigt werden. 
Nach dem Sachverhalt handelt es sich bei den Kosten für die Mietwoh-
nung um angemessene Kosten. Diese Kosten sind daher in tatsächli-
cher Höhe zu berücksichtigen, und zwar aufgeteilt „nach Köpfen“, da 
jede Person im Haushalt einen individuellen Hilfeanspruch hat. Auf 
die Nutzungsintensität innerhalb der Wohnung kommt es nicht an. 
Anzuerkennen sind daher jeweils 200,00 € für Herrn und Frau M.

2.4.5	Leistungen für Heizung 

Für die Heizkosten gilt ebenfalls die Regelung des § 22 Abs.1 Satz1 
SGB II. Auch diese Aufwendungen werden in tatsächlicher Höhe 
übernommen, soweit sie angemessen sind.
Auch die Bedarfe für Heizkosten sind vorliegend angemessen und 
daher jeweils in Höhe von 40,00 € zu berücksichtigen. 

2.4.6	Zusammenfassende Darstellung des Bedarfs

Frau M
(50 Jahre)

Herr M
(55 Jahre)

insgesamt

Regelbedarf (§ 20 Abs. 4 SGB II) 345,00 € 345,00 €
Regelbedarf (§ 19 Abs. 1 Satz 2 und 3,  
§ 20 Abs. 4 SGB II)

345,00 € 345,00 €

angemessene Unterkunftskosten  
(§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II)

200,00 € 200,00 € 400,00 €

angemessene Heizkosten  
(§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II)

40,00 € 40,00 € 80,00 €

Mehrbedarf (§ 21 Abs. 7 SGB II) 7,94 € 7,94 € 15,87 €
Mehrbedarf (§ 23 Abs. 4 SGB II) 58,65 €
Gesamtbedarf 592,94 € 651,59 € 1.244,52 €

2.4.7	Einkommenseinsatz von Herrn M

2.4.7.1	 Einkommen aus Erwerbstätigkeit

Dem Bedarf ist zunächst das zu berücksichtigende Einkommen ge-
genüberzustellen. Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II sind alle Einnah-
men in Geld oder Geldeswert als Einkommen zu berücksichtigen, 
und zwar grundsätzlich unabhängig von Herkunft und Rechtsnatur.
Herr M erzielt durch eine geringfügige Beschäftigung („Minijob“) 
an einer Tankstelle ein Nettoeinkommen aus Erwerbstätigkeit in 
Höhe von monatlich 300,00 €. Es ist davon auszugehen, dass dieses 
Einkommen auch im Monat Dezember 2012 im Sinne der Zufluss-
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theorie (vgl. insoweit auch § 11 Abs. 2 SGB II) zur Bedarfsdeckung 
zur Verfügung steht. 
Es ist zu ermitteln, ob und wenn ja, in welcher Höhe von diesem 
Einkommen Beträge gemäß § 11b SGB II abzusetzen sind (Ein-
kommensbereinigung). 
Da es sich um Einnahmen aus einer geringfügigen Beschäftigung 
handelt, unterliegt dieses Einkommen nicht der Besteuerung oder der 
Sozialversicherungspflicht. Daher ist das Einkommen von 300,00 € 
gemäß § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 SGB II nicht zu bereinigen. 
Hinsichtlich der Absetzbeträge in § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3–5 SGB II 
ist vorrangig die Spezialregelung des § 11b Abs. 2 Satz 1 SGB II an-
zuwenden. Danach ist bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, 
die erwerbstätig sind, an Stelle der Beträge nach § 11b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3–5 SGB II ein Grundfreibetrag von insgesamt 100,00 € monat-
lich abzusetzen. 
Herr M ist zwar erwerbstätig, er ist aber kein erwerbsfähiger Leis-
tungsberechtigter (vgl. § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II sowie obige Prü-
fung). Er erfüllt daher nicht die Voraussetzungen des § 11b Abs. 2 
Satz 1 SGB II. 
Dennoch ist fraglich, ob die Vorschrift nicht auch für ihn angewandt 
werden müsste, denn es könnte anzunehmen sein, dass durch die An-
erkennung eines „Grundfreibetrages“ in Höhe von 100,00 € auch die 
Erwerbstätigkeit honoriert werden soll. Insofern ist zu prüfen, ob die 
Vorschrift analog für Nichterwerbsfähige gelten soll.
Fraglich ist aber, ob eine Regelungslücke existiert. § 11b Abs. 2 Satz 1 
SGB II ist lediglich eine Spezialregelung zu § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 
3–5 SGB II. Soweit eine Spezialregelung nicht „greift“, kann auf die 
allgemeine Regelung zurückgegriffen werden. Hier bleibt eine An-
wendung des § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3–5 SGB II für Herrn M mög-
lich, da diese Norm keine Unterscheidung zwischen erwerbsfähigen 
und nichterwerbsfähigen Leistungsberechtigten trifft. 
Allerdings könnte angenommen werden, dass die Anwendung des 
§ 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3–5 SGB II zu einer Schlechterstellung der 
Nichterwerbsfähigen führt, wenn im Einzelfall die Absetzbeträge 
nicht den Grundfreibetrag von 100,00 € erreichen. Nimmt man in-
sofern eine Regelungslücke an, ist weiter zu prüfen, ob diese Rege-
lungslücke planwidrig ist bzw. versehentlich vom Gesetzgeber nicht 
geschlossen worden ist. Gegen diese Annahme können folgende Ar-
gumente angeführt werden:
–	� Originär Anspruchsberechtigte für den Bezug von SGB-II-

Leistungen sind erwerbsfähige Leistungsberechtigte. Insofern 
kann davon ausgegangen werden, dass der Gesetzgeber auch nur 
Personen fördern will, die auf absehbare Zeit wieder eine Arbeit 
aufnehmen werden bzw. bereits arbeiten. Interpretiert man die 
Norm vor diesem Hintergrund, hat der Gesetzgeber bewusst die 
Erwerbsunfähigen von einer „Förderung“ ausgeklammert. 

–	� Der Grundfreibetrag nach § 11b Abs. 2 Satz 1 SGB II dient (an-
ders als der Erwerbstätigenfreibetrag nach § 11b Abs. 1 Satz 1 
Nr. 6 i. V. m. Abs. 3 SGB II) nicht nur der Förderung der Erwerbs-
tätigkeit, sondern auch der Verwaltungsvereinfachung. Er ersetzt 
die im Einzelfall aufwendig zu ermittelnden Absetzungsbeträge 
nach § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3–5 SGB II, § 6 ALG II-V. Dient eine 
Vorschrift aber „nur“ der Verwaltungsvereinfachung, gibt es kei-
nen Grund, eine Vorschrift erweiternd auszulegen, wenn es noch 
eine allgemeine Regelung gibt, die im konkreten Fall angewandt 
werden kann. Denn für eine analoge Anwendung muss auch eine 
Gerechtigkeitslücke existieren. Diese ist aber nicht zu erkennen. 
Der nichterwerbsfähige Leistungsberechtigte hat noch immer 
die Möglichkeit, die mit der Erzielung des Einkommens verbun-

denen notwendigen Aufwendungen (z. B. Berufsaufwendungen) 
abzusetzen.

–	� Auch ein Verstoß gegen Art. 3 GG ist nicht anzunehmen, denn 
die vorhandene Ungleichbehandlung hat nur geringes Gewicht. 
Die Einschränkung für Sozialgeldempfänger besteht lediglich 
darin, dass die Nichterwerbsfähigen die Aufwendungen nach § 11b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3–5 SGB II nachweisen müssen, also eine Pau-
schalierung von Absetzbeträgen nicht stattfindet. Im Gegensatz 
zu den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen kann der nicht erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte sogar bei einem Einkommen von 
unter 400,00 € Aufwendungen im Sinne der Beträge nach § 11b 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3–5 SGB II von über 100,00 € geltend ma-
chen, was ein Erwerbsfähiger nicht kann (vgl. § 11b Abs. 2 Satz 2 
SGB II im Umkehrschluss).11

Danach kommt es nicht zur Anwendung von § 11b Abs. 2 Satz 1 
SGB II für nichterwerbsfähige Leistungsberechtigte12. Es sind daher 
die einzelnen geltend gemachten Aufwendungen zu ermitteln.
Gemäß § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Alt. 2 SGB II i. V. m § 6 Abs. 1 
Nr. 1 ALG II-V ist eine Versicherungspauschale in Höhe von 30,00 € 
für angemessene private Versicherungen anzusetzen. Diese Versiche-
rungspauschale ist immer anzusetzen, unabhängig davon, ob und 
ggf. in welcher Höhe angemessene private Versicherungen existie-
ren und unabhängig von der Frage, in welcher Höhe etwaige an-
gemessene private Versicherungen abgeschlossen wurden, denn die 
Versicherungspauschale soll lediglich die Möglichkeit eröffnen, dass 
Leistungsberechtigte sich gegen allgemein übliche Lebensrisiken 
absichern. Es ist daher im vorliegenden Fall unerheblich, dass für 
eine Hausrat- und Haftpflichtversicherung 10,00 € an monatlichem 
Aufwand entstehen. Es sind daher 30,00 € Versicherungspauschale 
vom Einkommen abzusetzen.
Gemäß § 11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Alt. 1 SGB II sind auch Beiträ-
ge zu öffentlichen Versicherungen abzusetzen, soweit diese Beiträge 
gesetzlich vorgeschrieben sind. Die KfZ-Haftpflichtversicherung ist 
eine nach § 1 PflVG gesetzlich vorgeschriebene Versicherung und ist 
insoweit in Höhe von 30,00 € einkommensmindernd anzusetzen. Al-
lerdings setzt die Absetzbarkeit voraus, dass das KfZ als solches leis-
tungsrechtlich privilegiert ist, der Leistungsberechtigte also ein KfZ 
besitzen darf 13. Dies ist problematisch, da für Herrn M als nichter-
werbsfähige Person das KfZ nach § 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB II 
nicht zum geschützten und nicht zu berücksichtigen Vermögen zählt. 
Ein Vermögensschutz ist aber möglicherweise durch den Vermögens-
freibetrag nach § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB II zu erzielen. Wenn 
dies der Fall sein sollte, kann die KfZ-Haftpflichtversicherung aner-
kannt werden. Eine andere Auffassung ist aber vertretbar, da durch die 
Freibeträge ein notwendiger sozialleistungsrechtlicher Zweck für die 
Einkommensminderung und damit letztlich der Leistungserhöhung 
noch nicht nachgewiesen ist (vgl. aber nachfolgende Ausführungen).
Selbst wenn im Rahmen der noch zu ermittelnden Freibeträge ein 
Vermögensschutz nicht zu erzielen wäre, kann das KfZ als Vermö-
gensgegenstand nach § 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 SGB II geschützt wer-
den, wenn die Verwertung eine besondere Härte bedeuten würde. Die 

11 	Zur Problematik: BSG, Urteil vom 24.11.2011, B 14 AS 201/R, NDV-RD 2012, 
51; SG Duisburg, Urteil vom 06.10.2010, S 27 AS 189/09, juris. Der erwerbsfä-
hige Leistungsberechtigte kann bei einem Einkommen von weniger als 400,00 € 
maximal 100,00 € an Aufwendungen absetzen, selbst dann, wenn er höhere Auf-
wendungen nachweist (§ 11b Abs. 2 Satz 2 SGB II im Umkehrschluss).

12 	Ebenso BSG, Urteil vom 24.11.2011, B 14 AS 201/10 R, NDV-RD 2012, 51–52.
13 	Vgl. BSG, Urteil vom 18.03.2008, B 8/9b SO 11/06 R, BSGE  100, 139 = 

FEVS 60, 103. 
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Verwertung des Vermögens müsste Herrn M besonders treffen, so dass 
der Vermögenseinsatz unbillig oder unzumutbar erscheint. Herr M ist 
gehbehindert und damit in seiner Mobilität eingeschränkt. Er benö-
tigt das KfZ zum Erreichen des Arbeitsplatzes und zur Überbrückung 
der eingeschränkten Mobilität. Selbst mit Hilfe des ÖPNV müsste er 
als Gehbehinderter zusätzlich noch weit mehr als 20 Minuten gehen, 
um seine Arbeitsstelle zu erreichen. Durch den Arbeitseinsatz entlas-
tet er finanziell den Leistungsträger (vgl. Ausführungen unter 3.3.4.2). 
Schließlich ist davon auszugehen, dass sowohl Herr M als auch Frau M 
aufgrund ihrer Gehbehinderung und den gesundheitlichen Einschrän-
kungen das KfZ zur Nutzung von Arztterminen benötigen14. Wird vor 
diesem Hintergrund eine Härte bejaht, wird das KfZ für einen sozi-
alleistungsrechtlich anerkannten Zweck genutzt. Auch deshalb kann 
der KfZ-Versicherungsbeitrag vom Einkommen abgesetzt werden.15, 16

Gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a) ALG II-V ist ferner eine Wer-
bungskostenpauschale in Höhe von 15,33 € für berufsbezogene Auf-
wendungen anzusetzen.
Gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b) ALG II-V ist bei der Be-
nutzung eines Kraftfahrzeugs für die Fahrt zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte eine Entfernungspauschale von 0,20 € pro Kilometer 
der kürzesten Straßenverbindung anzusetzen, soweit der [nicht-]
erwerbsfähige Leistungsberechtigte nicht höhere notwendige Aus-
gaben nachweist17. Bei einer 5-Tage-Arbeitswoche werden regelmä-
ßig 19 Arbeitstage angesetzt. Insofern sind pro Monat gerundete 19 
Arbeitstage x 0,20 €/km x 5 km (also 19,00 €) als Aufwendungen 
zu berücksichtigen.18 Als Entfernung zur Arbeitsstätte kann nur die 
„einfache“ Entfernung berücksichtigt werden. 
Es könnte weiterhin ein Erwerbstätigenfreibetrag nach § 11b Abs. 1 
Satz 1 Nr. 6 SGB II i. V. m. § 11b Abs. 3 SGB II berücksichtigt 
werden. Danach kann bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die 
erwerbstätig sind, von dem monatlichen Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit ein Erwerbstätigenfreibetrag abgesetzt werden. Herr M ist 
zwar erwerbstätig, aber kein erwerbsfähiger Leistungsberechtigter. 

14 	Vgl. LSG Sachsen-Anhalt, L 2 AS 396/10 B ER, Beschluss vom 28.02.2011, 
juris. Danach sind vom Einkommen des erwerbsgeminderten Ehemannes, der 
mit seiner erwerbsfähigen Ehefrau Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende bezieht, die KfZ-Haftpf lichtversicherungsbeiträge abzuziehen, wenn 
die leistungsberechtigte Ehefrau den gesundheitlich eingeschränkten Ehemann 
zu Arztterminen fährt.

15 	Vgl. Vgl. BSG, Urteil vom 18.03.2008, B 8/9b SO 11/06 R, BSGE 100, 139 = 
FEVS 60, 103. Nach Lücking, in Hauck/Noftz, Kommentar zu § 82 SGB XII, 
Rn. 55 sind „Beiträge für eine Kfz-Versicherung … ausnahmsweise … dann 
absetzbar, wenn die Nutzung eines Kfz unter Billigkeitsgesichtspunkten anzuer-
kennen ist, etwa wenn es zur Aufnahme oder Fortsetzung der Berufsausbildung 
oder Berufstätigkeit im Sinne von § 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, Abs. 6 VO zu § 82 
SGB XII unentbehrlich ist oder aus anderen zwingenden Gründen die Nutzung 
eines öffentlichen Verkehrsmittels nicht möglich oder nicht zumutbar ist, etwa 
im Fall von Krankheit oder Behinderung (vgl. OVG Bremen, FEVS 38, 16; OVG 
Niedersachsen, FEVS 39, 419).“ 

16 	Noch vertretbar ist auch folgende Argumentation: Für Frau M wäre als erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte das KfZ vermögensrechtlich geschützt und die KfZ-
Haftpflichtversicherung könnte von etwaigem Einkommen abgesetzt werden. 
Das Ehepaar M bildet eine Bedarfsgemeinschaft bzw. Einsatzgemeinschaft. Part-
ner haben gegenseitig ihr Einkommen und Vermögen füreinander einzusetzen. 
Auch eine Trennung in der Benutzung des KfZ lässt sich in einer Einsatzgemein-
schaft nicht vornehmen. Es kann daher sachgerecht sein, trotzdem die KfZ-Haft-
pflichtversicherung vom Einkommen des Herrn M abzusetzen. Dagegen spricht 
allerdings, dass jede Person einen individuellen Leistungsanspruch hat. 

17 	Der zweite Halbsatz des § 6 Abs. 1 Nr. 3 ALG II-V muss vor dem Hintergrund 
der Interpretation des § 11b Abs. 2 SGB II erweiternd auf die nichterwerbsfähigen 
Personen ausgelegt werden. Da hier aber keine höheren Aufwendungen geltend 
gemacht werden, spielt dieser Halbsatz für die Lösung des Falles keine Rolle.

18 	Andere nachvollziehbar begründete Ergebnisse, z.B. nach der konkreten Anzahl 
der Arbeitstage, sind ebenso gut vertretbar.

Erneut ist danach zu fragen, ob eine analoge Anwendung in Frage 
kommt. 
Eine Regelungslücke ist deshalb zu bejahen, da für nichterwerbsfä-
hige, aber erwerbstätige Leistungsberechtigte (Sozialgeldempfänger) 
im SGB II kein Erwerbstätigenfreibetrag berücksichtigt wird. Im 
Gegensatz zum Grundfreibetrag existieren auch keine alternativen 
Absetzungsmöglichkeiten oder Freibeträge, die die Erwerbstätigkeit 
„honorieren“. 
Fraglich ist die Planwidrigkeit der Regelungslücke. Sinn und Zweck 
der Vorschrift ist es, die Erwerbstätigkeit zu honorieren und den 
Leistungsberechtigten zu motivieren, weitere Anstrengungen zu 
unternehmen, um ggf. durch Ausdehnung der Erwerbstätigkeit un-
abhängig von Hilfeleistungen zu leben. Das Ziel der vollständigen 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt ist in erster Linie denkbar bei 
der Gruppe der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten. Deshalb sind 
diese die Adressaten der Regelung; während die nichterwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten schon prognostisch für mindestens sechs Mo-
nate nicht in der Lage sind, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mehr 
als drei Stunden tätig zu sein. Insofern kann (gut und nachvollzieh-
bar) vertreten werden, dass der Erwerbstätigenfreibetrag im SGB II 
nur die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten „honorieren“ will und 
der Gesetzgeber bewusst die Nichterwerbsfähigen in § 11b Abs. 1 
Satz 1 Nr. 6 i. V. m. Abs. 3 SGB II unberücksichtigt gelassen hat.
Andererseits ist zu berücksichtigen, dass nichterwerbsfähige bzw. 
voll erwerbsgeminderte Leistungsberechtigte im SGB XII ebenfalls 
einen Erwerbstätigenfreibetrag nach § 82 Abs. 3 SGB XII erhalten. 
Auch mit dem Absetzungsbetrag nach § 82 Abs. 3 SGB XII wird der 
Zweck verfolgt, den Willen der Leistungsempfänger zur Selbsthilfe 
zu fördern und einen Anreiz zu einer (wenn auch beschränkten) Er-
werbstätigkeit zu schaffen.19 Es ist deshalb widersprüchlich, wenn 
der nichterwerbsfähige Leistungsberechtigte, der ohne das Zusam-
menleben mit einem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in einer 
Bedarfsgemeinschaft Leistungen nach dem SGB XII erhalten würde 
und dort in den „Genuss“ eines Erwerbstätigenfreibetrages kommen 
würde, im SGB II keinen Erwerbstätigenfreibetrag erhält.20 
Schließlich ist noch anzuführen, dass selbst für Sozialgeldempfänger, 
die das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Einnahmen aus 
Erwerbstätigkeit, soweit diese einen Betrag von 100,00 € monatlich 
nicht übersteigen, als Einkommen privilegiert sind (vgl. § 1 Abs. 1 
Nr. 9 ALG II-V). Danach würden nur über 15-jährige erwerbsun-
fähige Leistungsberechtigte, die nur über einen Familienangehörigen 
in das Leistungssystem des SGB II hineingezogen werden, von der 
Geltendmachung eines anrechnungsfreien Betrages ausgeschlossen.21

Es wird daher die Auffassung vertreten, auch den nichterwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten (Sozialgeldempfänger) des SGB II einen Er-
werbstätigenfreibetrag anzuerkennen. Bei einer analogen Anwendung 
ist für den Lückenschluss die Norm heranzuziehen, die zwischen dem 
geregelten und dem nicht geregelten Fall die größte (Rechts-)Ähnlich-
keit besitzt. Schließlich ist zu beachten, dass der Analogieschluss ein 
Anwendungsfall des Gleichbehandlungsgrundsatzes ist. Vorausset-
zung der Analogie ist es, dass der vom Gesetz nicht erfasste Sachverhalt 
dem vom Gesetz geregelten Fall so sehr ähnelt, dass die Analogie ein 
Gebot der Gerechtigkeit/Gleichbehandlung ist. § 82 Abs. 3 SGB XII 
erfasst den Fall des Erwerbstätigenfreibetrages für nichterwerbsfähige 

19 	Lücking, in: Hauck/Noftz, Kommentar zu § 82 SGB XII, 13. Erg.-Lfg. VI/08, 
Stand: 12/2011.

20 	BSG, Urteil vom 24.11.2011, B 14 AS 201/10 R, NDV-RD 2012, 51-52.
21 	BSG, Urteil vom 24.11.2011, B 14 AS 201/10 R, NDV-RD 2012, 51-52.
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Leistungsberechtigte. Außerdem wird durch eine analoge Anwendung 
des § 82 Abs. 3 SGB XII sichergestellt, dass die nichterwerbsfähi-
gen Leistungsberechtigten, unabhängig ob sie Leistungen nach dem 
SGB II oder dem SGB XII beziehen, gleich behandelt werden. Eine 
analoge Anwendung des § 82 Abs. 3 SGB XII ist daher einer analogen 
Anwendung des § 11b Abs. 3 SGB II vorzuziehen. 
Nach § 82 Abs. 3 SGB XII wird ein Erwerbstätigenfreibetrages von 
30 Prozent des Bruttoeinkommens berücksichtigt22; maximal wird 
jedoch ein Erwerbstätigenfreibetrag in Höhe von 50 Prozent der Re-
gelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII anerkannt. Da 
das Bruttoeinkommen 300,00 € beträgt, wird ein Erwerbstätigen-
freibetrag in Höhe von 90,00 € gewährt.

2.4.7.2	 Sonstiges Einkommen

Herr M hat desweiteren ein „sonstiges Einkommen“ (vgl. § 4 
ALG II-V) aus einer Rente wegen Erwerbsminderung in Höhe von 
200,00 €. Hier könnte eine Bereinigung des Einkommens durch die 
Versicherungspauschale in Frage kommen. Allerdings ist diese be-
reits beim Erwerbseinkommen berücksichtigt und kann daher nicht 
noch einmal als Aufwand in Ansatz gebracht werden.
Es ergibt sich damit ein anzurechnendes Einkommen in Höhe von:

Herr M.
Bruttoeinkommen (§ 11 Abs. 1 SGB II, § 2 Abs. 1 SGB II) 300,00 €
Erwerbstätigenfreibetrag (§ 82 Abs. 3 SGB XII analog) – 90,00 €
Versicherungspauschale ( 
§ 11b Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB II, § 6 Abs. 1 Nr. 1 ALG II-V

– 30,00 €

gesetzliche Versicherung  
(Kfz-Haftpflichtvers.; § 11b Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB II)

– 30,00 €

Werbungskostenpauschale  
(§ 11b Abs. 1 S. 1 Nr. 5 SGB II, § 6 Abs. 1 Nr. 3 lit. a ALG II-V)

– 15,33 €

Fahrtkosten (§ 11 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 SGB II, § 6 Abs. 1 Nr. 3 lit. b ALG II-V) – 19,00 €
bereinigtes, anzurechnendes Einkommen aus Erwerbstätigkeit 115,67 €
bereinigtes, anzurechnendes sonstiges Einkommen 
(Erwerbsunfähigkeitsrente)

200,00 €

zu berücksichtigendes Gesamteinkommen 315,67 €

2.4.8	Vermögenseinsatz

Einer Hilfebedürftigkeit könnte auch vorhandenes Vermögen ent-
gegenstehen. Gemäß § 9 Abs. 1 SGB II ist hilfebedürftig, wer sei-
nen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend u. a. aus dem zu 
berücksichtigen Vermögen sichern kann. Zu berücksichtigen sind 
alle verwertbaren Vermögensgegenstände. Verwertbar ist der Teil 
des Vermögens, der in einem angemessenen Zeitraum, regelmäßig 
dem Bewilligungszeitraum von sechs Monaten, durch Verbrauch, 
Übertragung, Beleihung, Vermietung oder Verpachtung wirtschaft-
lich nutzbar gemacht werden kann. Durch Verkauf nutzbar gemacht 
werden kann sowohl der Hausrat als auch der PKW.

22 	Vertretbar ist es auch, 30% vom Nettoeinkommen zu berechnen. Allerdings wird 
auch im SGB II der Erwerbstätigenfreibetrag vom Bruttoeinkommen berechnet. 
Insofern ist es erneut ein Gebot der Gleichbehandlung, auch im SGB XII vom 
Bruttoeinkommen auszugehen. Für diese Auffassung spricht auch, dass in § 82 
Abs. 3 SGB XII vom „Einkommen“ spricht und damit nur das Bruttoeinkommen 
gemeint sein kann (vgl. BSG, Urteil vom 24.11.2011, B 14 AS 201/10 R, NDV-
RD 2012, 51–52).

Da es sich um angemessenen Hausrat handelt, ist dieser nach § 12 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB II „geschützt“. 
Das KfZ (Opel Corsa) kann nach § 12 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB II 
nicht zu berücksichtigen sein. Danach ist ein angemessens KfZ für 
jede in der Bedarfsgemeinschaft lebende erwerbsfähige Person nicht 
zur Bedarfsdeckung einzusetzen. Inhaber des KfZ ist aber der nicht 
erwerbsfähige Herr M. Mithin ist das Auto für ihn nicht geschützt.
Nach § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SGB II ist vom Vermögen abzusetzen 
ein Grundfreibetrag in Höhe von 150,00 € je vollendetem Lebensjahr 
des volljährigen Leistungsberechtigten und seines Partners, mindes-
tens aber jeweils 3.100,00 €. Für Herrn und Frau M ist daher min-
destens einen Vermögensfreibetrag von 6.200,00 € zu berücksichtigen 
(de facto sogar 150,00 € x 105 Jahre = 15.750,00 €). Wenn die An-
gemessenheitsgrenze für andere Privilegierungstatbestände des § 12 
Abs. 3 SGB II überschritten ist oder keine Privilegierungstatbestände 
bestehen, kommt trotzdem eine Verwertung nicht in Frage, wenn das 
übersteigende Vermögen auf den Grundfreibetrag angerechnet wer-
den kann. Ansonsten zwänge man den Leistungsberechtigten zu einer 
Verwertung von Vermögen, das die Hilfebedürftigkeit dennoch nicht 
beseitigt.23 Da der Wert des KfZ den Grundfreibetrag nicht erreicht 
und im Übrigen auch kein sonstiges Vermögen vorhanden ist, das den 
Grundfreibetrag schmälert, muss das KfZ nicht verwertet werden. Das 
KfZ ist „über“ den Grundfreibetrag nicht zu berücksichtigen.
Damit ist auch an dieser Stelle das obige Ergebnis zu bestätigen, 
wonach die Haftpflichtversicherung als angemessene Versicherung 
anerkannt werden kann und das Einkommen um den Versicherungs-
beitrag zu mindern ist.

2.4.9	Zurechnung des Einkommens im Rahmen der Einsatzge-
meinschaft

§ 9 Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 SGB II regeln, wer wessen Einkommen 
füreinander einzusetzen hat. Eine solche Einsatzgemeinschaft bzw. 
Einkommens- und Vermögensgemeinschaft bilden nach § 9 Abs. 2 
Satz 1 SGB II die Partner einer Bedarfsgemeinschaft. Eine solche 
Partnerschaft liegt hier vor.
In den Fällen, in denen der Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft aus 
eigenen Mitteln nicht gedeckt ist, gilt jede Person der Bedarfsgemein-
schaft im Verhältnis des eigenen Bedarfes zum Gesamtbedarf als hil-
febedürftig (vgl. § 9 Abs. 2 Satz 3 SGB II). In diesem Verhältnis ist das 
gemeinsame Einkommen der Eheleute entsprechend den individuel-
len Bedarfsanteilen zu verteilen (sogenannte Bedarfsanteilsmethode). 
Danach ergibt sich folgende Situation:

2.4.10	 Übersicht über den Leistungsanspruch

SGB-II-Berechnung Frau M.
(50 Jahre)

Herr M.
(55 Jahre)

insgesamt

Gesamtbedarf 592,94 € 651,59 € 1.244,52 €
Bedarfsanteile (in %) 47,64 % 52,36 % 100,00 %
Einkommen
bereinigtes und anzurechnendes Einkommen – € 315,67 € 315,67 €
Einkommensverteilung nach der 
Bedarfsanteilsmethode

150,40 € 165,27 € 315,67 €

rechnerischer Anspruch 442,54 € 486,31 € 928,85 €

23 	BSG, Urteil vom 20.08.2009, B 14 AS 41/08 R, juris = info also 2010, 88 (Kurz
wiedergabe).
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2.5	 Beginn und Höhe der Leistung (Antragserfordernis)

Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden auf 
Antrag erbracht (vgl. § 37 Abs. 1 SGB II). Dieser ist konstitutive 
Voraussetzung für die Leistungsbewilligung. Herr und Frau M stel-
len gemeinsam einen Antrag. Eine vermutete Bevollmächtigung (vgl. 
§ 38 SGB II) muss daher nicht geprüft werden. Die Antragstellung 
erfolgte hier am 04.12.2012. Diese wirkt gemäß § 37 Abs. 2 Satz 2 
SGB II auf den 01.12.2012 zurück, so dass Leistungen für den ge-
samten Monat Dezember zu erbringen sind. 

2.6	 Form der Hilfe/Leistungsart

Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden in 
Form von Dienstleistungen, Geldleistungen und Sachleistungen er-
bracht (vgl. § 4 Abs. 1 SGB II), wobei die Geldleistung bei den Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes der Regelfall ist. Der 
Sachverhalt enthält keine Anhaltspunkte dafür, von diesem Grund-
satz abzuweichen.

2.7	 Gesamtergebnis zum SGB II-Anspruch

Im Monat Dezember haben Herr M und Frau M jeweils einen indivi-
duellen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II in der o.g. Höhe.

3	 Leistungen nach dem SGB XII

3.1	 Hilfe zur Weiterführung des Haushalts § 70 SGB XII

Die Anwendung des § 70 SGB XII ist problematisch, weil an Stelle 
des § 70 SGB XII auch § 21 Abs. 6 SGB II zur Anwendung kommen 
kann, wenn es allein um die Frage der Haushaltsführung geht. Ginge 
es allein um die Frage der Haushaltsführung und ginge es nur um ein-
zelne Tätigkeiten der Haushaltsführung, würde § 21 Abs. 6 SGB II 
als speziellere Regelung dem § 70 SGB XII vorgehen. Hier umfasst 
eine notwendige Hilfeleistung aber mehrere wesentliche Verrich-
tungen im Rahmen der Haushaltsführung und zudem Leistungen 
im Rahmen der Grundpflege. Deshalb ist § 21 Abs. 6 SGB II im 
Vergleich zu § 70 SGB XII nicht einschlägig.
Insofern kann § 70 SGB XII als Hilfeleistung für Herrn und Frau M 
zur Entlastung im Rahmen der Haushaltsführung in Frage kommen.
Gemäß § 19 Abs. 3 SGB XII i. V. m. § 70 Abs. 1 Satz 1 SGB XII kön-
nen Personen mit eigenem Haushalt Leistungen zur Weiterführung 
des Haushalts erhalten, wenn keiner der Haushaltsangehörigen den 
Haushalt führen kann und die Weiterführung des Haushalts geboten 
ist. Die Leistungen sollen in der Regel nur vorübergehend erbracht 
werden (§ 70 Abs. 1 Satz 2 SGB XII). Zwar können sowohl Herr M 
als auch Frau M den Haushalt nicht weiterführen und gemäß § 70 
Abs. 2 SGB XII umfassen die Leistungen die persönliche Betreuung 
von Haushaltsangehörigen sowie die sonstige zur Weiterführung des 
Haushalts erforderliche Tätigkeit. Allerdings wird die Hilfe grundsätz-
lich nur bei einem vorübergehenden Ausfall des Haushaltsführers so-
wie für die zur Weiterführung des Haushalts erforderlichen Tätigkeiten 
gewährt. Bei einer wie hier nicht nur vorübergehenden Hilfenotwen-
digkeit kommen daher solche Leistungen nicht in Frage (sondern ggf. 
Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem 7. Kapitel SGB XII). 
Denkbar wäre auch eine Anwendung des § 70 SGB XII neben einer 
Gewährung der Hilfe zur Pflege. Das ist deswegen in Erwägung zu 
ziehen, da sowohl Frau M als auch Herr M offensichtlich nicht in 

der Lage sind, den Haushalt weiter zu führen, so dass für das Ehepaar 
Hilfe zur Weiterführung des Haushalts erbracht werden kann und 
für Frau M Hilfe zur Pflege. Allerdings scheitert eine solche Hil-
fegewährung erneut an dem Merkmal „vorübergehend“. Denn im 
Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung besteht ein dauerhafter, 
jedenfalls länger als 6 Monate anhaltender, Bedarf.24

3.2	 Hilfe zur Pflege nach § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII

Gemäß § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII ist Personen, die wegen einer 
körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung 
für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtun-
gen im Ablauf des täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für 
mindestens 6 Monate, in erheblichem oder höheren Maße der Hilfe 
bedürfen, Hilfe zur Pflege zu leisten. 
Der Hilfegrad muss danach mindestens „erheblich“ sein. § 14 Abs. 1 
SGB XI, der mit § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII nahezu wortgleich ist, 
verweist in diesem Zusammenhang auf § 15 SGB XI und stellt damit 
klar, dass im Sozialhilferecht ein Pflegebedarf entsprechend der drei 
Pflegestufen i. S. des Pflegeversicherungsrechts vorliegen muss. Dass 
die Pflegestufen des § 15 SGB XI grundsätzlich auch im Rahmen der 
Hilfe zur Pflege des SGB XII gelten, folgt auch aus den Normen der 
§ 61 Abs. 6, § 62 SGB XII, wonach im Grundsatz die Regeln zur Be-
stimmung des Ausmaßes der Pflegebedürftigkeit auch im SGB XII 
entsprechend gelten bzw. der Sozialhilfeträger an die Feststellungen 
der Pflegeversicherung gebunden ist. Inhaltsgleich mit den Rege-
lungen des § 15 Abs. 1 SGB XI ist schließlich auch § 64 SGB XII, 
der für die Höhe des Pflegegeldes ebenfalls die Anforderungen der 
verschiedenen Pflegestufen zugrundelegt.25 
Es muss demnach mindestens „erhebliche Pflegebedürftigkeit“ i. S. 
des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB XI bzw. des § 64 
Abs. 1 SGB XII vorliegen. Das ist nur der Fall, wenn im Bereich der 
Grundpflege (Körperpflege, Ernährung, Mobilität) ein Pflegeauf-
wand von mehr als 45 Minuten besteht. Dieser Wert wird nicht er-
reicht, da nur ein Grundpflegebedarf von 27 Minuten besteht. 
Damit ist der notwendige Grad der Pflegebedürftigkeit noch nicht 
erreicht. Die Voraussetzungen des § 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII liegen 
somit nicht vor.

3.3	 Hilfe zur Pflege nach § 61 Abs. 1 Satz 2 SGB XII

3.3.1	Anspruchsberechtigter Personenkreis

Eine Hilfebedürftigkeit könnte auch nach § 61 Abs. 1 Satz 2 
SGB XII vorliegen. Danach ist Hilfe zur Pflege u. a. auch Kranken 
und Behinderten zu gewähren, die einen geringeren Bedarf als nach 
§ 61 Abs. 1 Satz 1 SGB XII haben. Die Hilfe zur Pflege nach dem 
SGB XII kennt einen erweiterten Pflegebegriff, der sich im SGB XI 
nur in den §§ 45a und 45b SGB XI wiederfindet. Der Hilfebedarf 
liegt in diesen Fällen unterhalb des Hilfeniveaus der Pflegestufe 1 
(sog. „einfache Pflegebedürftigkeit“ oder „Pflegestufe 0“). 
Der Sozialhilfeträger unterliegt im Bereich der „einfachen Pflege-
bedürftigkeit“ nicht der Bindungswirkung nach § 62 SGB XII. Dies 
ergibt sich bereits daraus, dass das SGB XI grundsätzlich die einfache 

24 	Vgl. BSG, Urteil vom 26.08.2008, B 8/9b SO 18/07 R, FEVS 60, 385 = SGb 2009, 
620; SG Düsseldorf, Urteil v. 15.12.2009, S 42 (29, 44) SO 71/05, juris.

25 	Vgl. H. Schellhorn, in: Schellhorn/Schellhorn/Hohm, Kommentar zum SGB XII, 
§ 61 Rn. 24.
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Pflegebedürftigkeit nicht kennt. Allerdings orientiert sich der Sozi-
alhilfeträger aufgrund seiner Verwaltungsvorschriften (vgl. Bearbei-
tungshinweis) an den Feststellungen des medizinischen Dienstes der 
Pflegeversicherung, soweit diese vorliegen.
Frau M gehört als Behinderte i. S. des § 2 SGB IX zunächst zum 
grundsätzlich anspruchsberechtigten Personenkreis. Allerdings ist 
die Anerkennung als schwerbehinderter Mensch allein nicht gleich-
bedeutend mit der Feststellung der Pflegebedürftigkeit. Für eine 
Pflegebedürftigkeit muss eine Behinderung i.  S.  des § 61 Abs. 3 
SGB XII vorliegen und diese Behinderung muss einen Hilfebedarf 
bei den relevanten Verrichtungen i. S. des § 61 Abs. 5 SGB XII aus-
lösen (Frage der Kausalität).
Frau M hat infolge eines Sturzes Funktionsstörungen am Stütz- und 
Bewegungsapparat i. S. des § 61 Abs. 3 Nr. 1 SGB XII erlitten, so 
dass sie deutliche Mobilitätseinschränkungen hinnehmen muss. In-
folgedessen benötigt sie überwiegend Hilfe im Bereich der hauswirt-
schaftlichen Verrichtungen (vgl. § 61 Abs. 5 Nr. 4 SGB XII). Im Ge-
gensatz zu der qualifizierten Pflegebedürftigkeit i. S. des § 61 Abs. 1 
Satz 1 SGB XII muss im Fall der „einfachen Pflegebedürftigkeit“ 
der Grundpflegeaufwand nicht höher sein als die Hilfenotwendig-
keit im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung. Denkbar ist es 
sogar, dass ein ausschließlicher Hilfebedarf in dem Bereich der haus-
wirtschaftlichen Versorgung genügt, um Hilfe zur Pflege nach dem 
SGB XII zu gewähren.26 Allerdings kann in einer solchen Fallkon-
stellation mit ausschließlichem hauswirtschaftlichen Bedarf vertre-
ten werden, dass aufgrund des laufenden SGB-II-Bezugs dann § 21 
Abs. 6 SGB II als vorrangige Spezialregelung anzuwenden wäre.27

Diese streitige Frage kann aber vorliegend dahingestellt bleiben, da 
neben dem hauswirtschaftlichen Bedarf auch ein Grundpflegebe-
darf im Bereich der Mobilität im Umfang von 27 Minuten pro Tag 
besteht. Dieser Bedarf besteht im Bereich der in § 61 Abs. 5 Nr. 3 
und Nr. 4 SGB XII genannten Verrichtungen und resultiert auch aus 
der vorliegenden Behinderung, so dass auch eine Kausalität zwischen 
Bedarf und Behinderung zu bejahen ist. 
Damit gehört Frau M zum anspruchsberechtigten Personenkreis 
nach § 61 Abs. 1 Satz 2 SGB XII. 28

26 	Vgl. H. Schellhorn, in: Schellhorn/Schellhorn/Hohm, Kommentar zum SGB XII, 
§ 61 Rn. 32. Ablehnend hierzu: Utz Krahmer, Keine Leistungen nach §§ 61 ff. 
SGB XII bei alleinigem Bedarf von Hauswirtschaftshilfe, ZFSH/SGB, 7/2011, 
S. 399–401.

27 	Hinsichtlich der Übernahme der Kosten der Haushaltsführung gibt es also ein 
Konkurrenzverhältnis zwischen verschiedenen Rechtsnormen. Diese lassen sich 
wie folgt abgrenzen:

–	 Geht es um einzelne Erledigungen der Haushaltsführung, dann kann § 21 Abs. 6 
SGB II einschlägig sein. Für die Hilfe zum Lebensunterhalt kann auch § 27 
Abs. 3 SGB XII herangezogen werden. § 27 Abs. 3 SGB XII kommt sogar dann 
zur Anwendung, wenn die nachfragende Person ihren laufenden Lebensunter-
halts sicherstellen kann.

–	 Geht es um mehrere und wesentliche Tätigkeiten der Haushaltsführung, dann 
kann § 70 SGB XII einschlägig sein, und zwar auch für SGB II-Leistungsbe-
rechtigte Personen. § 70 SGB XII stellt grds. nur eine vorübergehende Hilfeleis-
tung dar, wenn ein Haushaltsangehöriger (vorübergehend) ausfällt.

–	 Geht es um mehrere und wesentliche Tätigkeiten der Haushaltsführung und 
sind diese nicht nur vorübergehend, dann kann ggf. § 61 SGB XII einschlägig 
sein. Das Bundessozialgericht hat den Anwendungsbereich auch dann bejaht, 
wenn ausschließlich ein hauswirtschaftlicher Bedarf besteht (BSG, Urteil vom 
26.08.2008, B 8/9b SO 18/07 R, kritische Anmerkung zu diesem Urteil: Utz 
Krahmer, Keine Leistungen nach §§ 61 ff. SGB XII bei alleinigem Bedarf von 
Hauswirtschaftshilfe, ZFSH/SGB, 7/2011, S.399–401).

28 	Im Ergebnis ebenso: BSG, Urteil vom 26.08.2008, B 8/9b SO 18/07 R, FEVS 60, 
385 = SGb 2009, 620.

3.3.2	Leistungen und Bedarfsermittlung

Die Hilfe zur Pflege umfasst zahlreiche Leistungen, die sich in den 
Leistungsgruppen stationäre Pflege, teilstationäre Pflege, Kurzzeit-
pflege, Hilfsmittel und häusliche Pflege wiederspiegeln. Die einzel-
nen Leistungen sind in § 61 Abs. 2 Satz 1 SGB XII aufgeführt.
Aus § 13 Abs. 1 Satz 2 SGB XII und § 63 SGB XII folgt ein grund-
sätzlicher Vorrang der häuslichen Pflege vor stationärer und teilsta-
tionärer Pflege. Reicht im Falle des § 61 Abs. 1 SGB XII häusliche 
Pflege aus, soll der Träger der Sozialhilfe darauf hinwirken, dass die 
Pflege einschließlich der hauswirtschaftlichen Versorgung durch 
Personen, die dem Pflegebedürftigen nahe stehen, oder als Nachbar-
schaftshilfe übernommen wird. 
Für eine solche sog. „einfache“ (nicht: „besondere“, vgl. § 65 Abs. 1 
Satz 2 SGB XII) Pflegetätigkeit einer nicht zugelassenen (regelmä-
ßig nicht ausgebildeten) und „quasi“ ehrenamtlich und unentgeltlich, 
d. h. nicht professionellen, Tätigkeit kommt als Leistung die Zahlung 
von Pflegegeld nach § 64 SGB XII oder die Erbringung einer Pfle-
gebeihilfe nach § 65 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 SGB XII in Betracht. 
Pflegegeld nach § 64 SGB XII kommt für Frau M nicht in Frage, da 
hierfür mindestens erhebliche Pflegebedürftigkeit der „Pflegestufe I“ 
vorliegen müsste (vgl. § 64 Abs. 1 SGB XII). 
Pflegesachleistungen für die Heranziehung einer besonderen Pfle-
gekraft, d. h. einer Fachkraft bzw. eines zugelassenen Pflegedienstes, 
nach § 65 Abs. 1 Satz 2 SGB XII werden von Frau M nicht nach-
gefragt, da eine nicht ausgebildete bzw. nicht zugelassene Pflegeper-
son aus der Nachbarschaft die Unterstützungsleistungen erbringen 
soll. Diese Leistung wäre im Übrigen nachrangig gegenüber der eh-
renamtlichen Pflegeperson, so dass die „Erforderlichkeit“ (vgl. § 65 
Abs. 1 Satz 2 SGB XII) dargelegt werden müsste.29 
Gemäß § 65 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 SGB XII können angemessene 
Beihilfen geleistet werden. Pflegebeihilfen werden auch als „kleines 
Pflegegeld“ bezeichnet, da sie wie das Pflegegeld einerseits der Erhal-
tung der Pflegebereitschaft von Pflegepersonen dienen und anderer-
seits vorhandenen materiellen Aufwand abdecken sollen. In diesem 
Fall wird auch von einer „kostenlosen Pflege“30 gesprochen, da nur 
„angemessene Kosten“ einer nicht fachlich qualifizierten Person zu 
erstatten sind. Konkret soll auch hier die Hilfestellung aus der Nach-
barschaft erfolgen. Insofern kommt eine Pflegebeihilfe in Frage. Ori-
entierungswert für die Höhe der Angemessenheit der Pflegebeihilfe 
ist, sofern nicht konkrete materielle Aufwendungen nachgewiesen 
werden, die pauschaliert monatlich zusätzlich erbracht werden kön-
nen (vgl. § 65 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 SGB XII), das Pflegegeld. Das 
Pflegegeld für erheblich Pflegebedürftige (entsprechend der Pflege-
stufe I) nach § 64 Abs. 1 i. V.m. § 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 SGB XII 
beträgt 235,00 €. Hier besteht ein Umfang der Pflegebedürftigkeit 
von 81 Minuten; davon entfallen auf den Grundpflegebedarf 27 Mi-
nuten. Um die Höhe der Pflegebeihilfe zu ermitteln, bieten sich fol-
gende Möglichkeiten an:

29 	Erforderlichkeit bedeutet, dass Pf legeleistungen durch Angehörige oder Nach-
barn ohne Entgelt nicht realisiert werden können. Gibt es insoweit keine Pf le-
gepersonen, ergibt sich eine Übernahme der angemessenen Kosten als Beihilfe 
in Form einer Geldleistung als Sekundäranspruch nur, wenn die Kosten unter 
dem Entgelt für eine besondere Pf legekraft i. S. des § 65 Abs. 1 Satz 2 SGB XII 
liegen. Liegen Sie darüber, sind sie regelmäßig nur im für eine einfache Pf lege-
kraft angemessenen Umfang zu übernehmen (vgl. BSG, Urteil vom 26.06.2008, 
B 8/9b SO 18/07 R, FEVS 60, 385 = SGb 2009, 620).

30 	LSG Baden-Württemberg, Beschluss vom 21.04.2010, L 2 SO 6158/09, juris.
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•	� Geht man davon aus, dass der Umfang des Grundpflegebedarfs für 
die Bestimmung einer „angemessenen Pflegebeihilfe“ maßgeblich 
ist (und nicht der Umfang der hauswirtschaftlichen Versorgung), 
ist die Berechnung am Grundpflegebedarf der Pflegestufe 1 zu 
orientieren. Für die Pflegestufe 1 ist ein Grundpflegebedarf von 
mindestens 45 Minuten notwendig (vgl. § 15 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
SGB XI). Der hier vorliegende Grundpflegebedarf beträgt 27 Mi-
nuten. Dies sind 60,00 % von 45 Minuten Grundpflegebedarf der 
Pflegestufe I. Der so ermittelte Wert kann als Orientierung für die 
Berechnung der angemessenen Pflegebeihilfe dienen. 60,00% von 
235,00 € Pflegegeld der Pflegestufe I ergeben 141,00 €. Die „ver-
langten“ 141,00 € für die Bezahlung der „Nachbarschaftshilfe“ 
können daher als angemessen bezeichnet werden.

•	� Auch andere plausible Ermittlungsmöglichkeiten können in Erwä-
gung gezogen werden. Ein genauer Zeitansatz ist nicht notwendig, 
wenn mit Hilfe von „Abstufungen“ und Pauschalierungen gearbei-
tet wird. In der Praxis wird z. B. folgende Vorgehensweise ange-
wandt: Zeitanteil hauswirtschaftliche Versorgung dividiert durch 
zwei und addiert mit dem Zeitanteil der Grundpflege. Durch den 
so ermittelten Zeitanteil wird die Pflegebeihilfe zugeordnet:

Zeitanteil Prozent von Pflegegeld Pauschale
30–44 Minuten 20 % 47,00 €
45–59 Minuten 40 % 94,00 €
60–74 Minuten 60 % 141,00 €
75–89 Minuten 80 % 188,00 €

Angesichts eines Grundpflegebedarfs und eines Gesamthilfebedarfs 
von 81 Minuten, ist eine Pflegebeihilfe von 141,00 € angemessen.31 
Gründe, von der Hilfegewährung im Rahmen einer Ermessensent-
scheidung abzusehen, sind nicht ersichtlich, da Frau M (und auch 
Herr M) die Unterstützungsleistungen im Rahmen ihrer Pflegebe-
dürftigkeit benötigen. Gründe, die eine Erhöhung (z. B. geltend ge-
machte materielle Aufwendungen) oder Senkung der Pflegebeihilfe 
(z. B. Entlastung der Pflegeperson durch andere Personen) rechtfer-
tigen, sind dem Sachverhalt nicht zu entnehmen. Wie bei dem Pfle-
gegeld ist dem Umstand Rechnung zu tragen, dass die Pflegebeihilfe 
in erster Linie dazu dienen soll, die Pflegebereitschaft zu erhalten. 
Denkbar ist eine anteilige Berechnung der Pflegebeihilfe in analo-
ger Anwendung von § 64 Abs. 5 Satz 2, Satz 3 SGB XII. Danach 
wird Pflegegeld anteilig berechnet, wenn der Anspruch nicht für den 
vollen Kalendermonat gilt. Hier wird wegen der Fiktionsregelung 
des § 16 Abs. 2 SGB I (s. o.) unterstellt, dass dem Sozialhilfeträger 
die Notlage am 04.12.2012 bekannt wurde. Für die Pflegebeihilfe 
besteht eine Regelungslücke, da hierfür eine vergleichbare Regelung 
zum Pflegegeld fehlt. Die Pflegebeihilfe verfolgt denselben Zweck 
wie das Pflegegeld. Es ist daher angezeigt – auch wegen des Be-
darfsdeckungsprinzips – die Pflegebeihilfe in monatsanteiliger Höhe 
auszuzahlen. Dabei wird der Monat mit 30 Tagen gerechnet, auch 
wenn der Dezember 31 Tage hat (d. h. also 141,00 € x 28 Tage/30 = 
131,60 €).

31 	Letztlich kommt es darauf an, zu erkennen, dass es sich bei der „angemessenen 
Pflegebeihilfe“ um einen unbestimmten Rechtsbegriff (ohne Beurteilungsspiel-
raum) handelt, der auf den Einzelfall angewendet werden muss. Pauschalierun-
gen im Rahmen von Verwaltungsvorschriften – wie im Beispiel 2 – können daher 
nur einen Orientierungswert geben; Abweichungen hiervon müssen einzel-
fallabhängig zulässig sein.

3.3.3	Leistungskonkurrenz

Aspekte der Leistungskonkurrenz (vgl. 66 SGB XII) müssen nicht 
überprüft werden, da keine der Regelung des § 66 SGB XII einschlä-
gig ist.

3.3.4	Wirtschaftliche Voraussetzungen

3.3.4.1	 Einkommen

Hilfe zur Pflege wird geleistet, soweit dem Leistungsberechtigten 
und seinem nicht getrennt lebenden Ehegatten die Aufbringung der 
Mittel aus Einkommen und Vermögen nicht zuzumuten ist (vgl. 
§ 19 Abs. 3 SGB XII). Die Aufbringung der Mittel ist soweit nicht 
zuzumuten, wie das Einkommen eine Einkommensgrenze nicht 
übersteigt (vgl. § 85 SGB XII, § 87 SGB XII), in bestimmten Kon-
stellationen jedoch auch dann, wenn das Einkommen unterhalb der 
Einkommensgrenze liegt (vgl. § 88 SGB XII). 
Zu berücksichtigen ist, dass Herr und Frau M nicht getrennt lebende 
Ehegatten sind, so dass das gemeinsame Einkommen und Vermögen 
im Rahmen der hier vorliegenden Einsatzgemeinschaft zu berück-
sichtigen ist.
Im Rahmen der Hilfeleistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII ist 
ein geringerer Einkommenseinsatz zu fordern als bei den Leistungen 
zum Lebensunterhalt. Dies ergibt sich bereits daraus, dass nur ein „zu-
mutbarer“ Einkommenseinsatz gefordert wird, während bei den Leis-
tungen zum Lebensunterhalt grds. das gesamte zu berücksichtigende 
Einkommen zur Bedarfsdeckung einzusetzen ist. Um herauszufin-
den, welcher Einkommenseinsatz zumutbar ist, wird eine Einkom-
mensgrenze gebildet. Sinn und Zweck der Einkommensgrenze ist es, 
ein Lebenshaltungsniveau oberhalb der Leistungen zum Lebensun-
terhalt zu sichern. Deshalb ist die Einkommensgrenze – z. B. durch 
die Berücksichtigung eines doppelten Regelbedarfs der Regelbedarfs-
stufe 1 gemäß der Anlage zu § 28 SGB XII – so ausgestaltet, dass die 
Einkommensgrenze (grundsätzlich) höher ist als etwaige Leistun-
gen zum Lebensunterhalt. Folglich ist die Einkommensgrenze eine 
Schutzgrenze, die sicherstellen soll, dass hilfebedürftige Personen 
nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII durch ihren Einkommenseinsatz 
oberhalb der Einkommensgrenze nicht zusätzlich auf die Leistungen 
zum Lebensunterhalt angewiesen sind. Diese Gedanken sind auch 
auf die zum 3. und 4. Kapitel SGB XII systemgleichen Leistungen 
des SGB II anzuwenden. Daraus ist zu schlussfolgern: Wer bereits 
bei den Hilfen nach dem 3. und 4. Kapitel SGB XII oder dem SGB 
II leistungsberechtigt ist, erfüllt die wirtschaftlichen Voraussetzungen 
für die Hilfen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII.
Da für Frau und Herrn M das Einkommen bereits nicht ausreicht, 
um den Lebensunterhalt zu decken, ist den Eheleuten die Aufbrin-
gung der Mittel aus dem Einkommen oberhalb einer Einkommens-
grenze nicht zuzumuten. Sie erfüllen daher die wirtschaftlichen Vor-
aussetzungen für die Erbringung einer Pflegebeihilfe im Rahmen der 
Hilfe zur Pflege.

3.3.4.2	 Vermögen

Grundsätzlich ist auch im SGB XII das gesamte verwertbare Vermö-
gen einzusetzen. Der Hausrat gehört zum verwertbaren Vermögen 
(s. o., Prüfung SGB II). Er gehört aber auch im SGB XII nach § 90 
Abs. 2 Nr. 4 SGB XII zum Schonvermögen und muss nicht zur Be-
darfsdeckung eingesetzt werden.
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Dirk Weber� Grundsicherung für Arbeitsuchende und Hilfe zur Pflege

Ein KfZ ist im SGB XII grundsätzlich nicht „geschützt“. Es kann ein 
Vermögensschutz allenfalls nach § 90 Abs. 2 Nr. 5 SGB XII möglich 
sein, wenn es zur Fortsetzung der Erwerbstätigkeit unentbehrlich ist. 
Aus dem Wort „unentbehrlich“ folgt, dass ein strenger Maßstab an-
zulegen ist. Gegenstände sind unentbehrlich, wenn ohne sie die Be-
rufsausbildung oder die Erwerbstätigkeit weder aufgenommen noch 
sinnvoll fortgeführt werden kann. Dies gilt bspw. für Taxifahrer oder 
Vertreter, weil sie das KfZ zwingend benötigen, um ihre Erwerbstä-
tigkeit auszuüben. Auch wenn die Leistungsfähigkeit von Herrn M 
eingeschränkt ist, kann sein Nebenberuf an der Tankstelle auch ohne 
ein KfZ ausgeübt werden. Insofern ist das KfZ entbehrlich.
Denkbar ist jedoch, dass das KfZ als sonstiger Geldwert nach § 90 
Abs. 2 Nr. 9 SGB XII (sog. Vermögensschonbetrag) geschützt ist. Im 
SGB XII existiert ein Vermögensfreibetrag in Höhe von 3.214,00 € für 
Herrn und Frau M. Dieser ergibt sich aus § 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII 
i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Nr. 1b VO zu § 90 Abs. 2 Nr. 9 SGB XII. 
Danach wird für die nachfragende Person (hier Frau M) ein Freibetrag 
von 2.600,00 € gewährt und für den Ehegatten ein weiterer Betrag von 
614,00 €. Dieser Vermögensfreibetrag ist nicht zweckgebunden und 
noch nicht für andere ungeschützte Vermögensgegenstände „aufge-
braucht“. Damit ist das KfZ des Herrn M teilweise geschützt, so dass 
ein ungeschützter Betrag von 286,00 € verbleibt.
Allerdings kann von der Verwertung des Vermögens abgesehen wer-
den, wenn der Einsatz des Vermögens eine Härte bedeuten würde (vgl. 
§ 90 Abs. 3 Satz 1 SGB XII).32 Herr M ist voll erwerbsgemindert. 

32 	Die Verfasser sollten im Rahmen einer gutachterlichen Prüfung die richtige Prü-
fungsfolge des § 90 SGB XII beachten. Diese lautet: § 90 Abs. 1, § 90 Abs. 2, § 
90 Abs. 3, § 91 SGB XII. Bevor ein Härtefall nach § 90 Abs. 3 Satz 1 SGB XII 
angenommen werden kann, ist zunächst zu prüfen, ob das Vermögen überhaupt 
verwertbar ist (§ 90 Abs. 1 SGB XII), anschließend, ob es zum Schonvermögen 
zählt (§ 90 Abs. 2 SGB XII) und sodann, ob ein Regelbeispiel nach § 90 Abs. 3 
Satz 2 vorliegt. Im Rahmen der Härteklausel ist zu kontrollieren, ob die Regel-
vorschriften (§ 90 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2) ausnahmsweise zu einem 
Ergebnis führen, das mit den Leitvorstellungen des SGB XII unvereinbar ist.

Trotz eingeschränkter Leistungsfähigkeit übt er einen Beruf aus und 
mindert somit die Aufwendungen der Leistungsträger. Gleichzeitig 
würde die Verwertung des KfZ die Bedürftigkeit nur kurzfristig – für 
wenige Monate – beseitigen. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass 
der Einsatz eines Kfz die bei Herrn M vorhandene Gehbehinderung 
und die dadurch bedingte Einschränkung seiner Mobilität ausgleichen 
kann. Dies gilt auch dann – ggf. auch gerade deshalb – wenn neben 
der Benutzung des ÖPNV ein Fußweg von 20 Minuten zurückgelegt 
werden muss. Denn diese Zeitangabe gilt nur für einen gesunden Men-
schen, so dass davon auszugehen ist, dass Herr M eine ungleich längere 
Zeit für das Erreichen seines Arbeitsplatzes benötigt.33 Es erscheint 
deshalb unbillig, die Verwertung des KfZ zu verlangen. 

3.4	 Beginn und Höhe der Leistung

Hierzu ist auf die anfänglichen Ausführungen zu verweisen. Die 
Kenntnis des SGB-II-Trägers am 04.12. wird wegen der Regelung 
des § 16 Abs. 2 Satz 2 SGB I auf den Sozialhilfeträger übertragen. 
Damit war die Hilfebedürftigkeit kraft Fiktionsregelung dem zu-
ständigen Sozialhilfeträger, hier dem Kreis L, am 04.12. bekannt, so 
dass der Leistungsträger für den Monat Dezember die Pflegebeihilfe 
erbringen. Die Pflegebeihilfe ist bereits anteilig für den Zeitraum ab 
dem 04.12. berechnet (vgl. 3.3.2, so dass eine nochmalige anteilige 
Leistungsberechnung nicht zu erfolgen hat).

3.5	 Form der Hilfe

Nach § 10 Abs. 1 SGB XII werden die Leistungen der Sozialhilfe 
als Dienst-, Geld- oder Sachleistung erbracht. Die Geldleistung hat 
nach § 10 Abs. 3 SGB XII grds. Vorrang vor der Sachleistung. Im 
vorliegenden Fall sind keine Anhaltspunkte ersichtlich, die es recht-
fertigen würden, von diesem Grundsatz abzuweichen.

33 	Andere Auffassung mit entsprechender Argumentation gut vertretbar. 

Bebauungsplan zur Sicherung der 
vorhandenen Situation

(BVerwG, Beschl. v. 15.3.2012 – 4 BN 9/12)

Durch einen Bebauungsplan kann auch bestimmt werden, dass zur Siche-
rung des vorhandenen Bestandes bestimmte Grundstücke nicht bebaut wer-
den dürfen.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Überwiegend soll durch Bebauungspläne erreicht werden, dass die künf-
tige Entwicklung bestimmt wird. Jedoch kommt es für eine Gemeinde 
auch in Frage, durch einen Bebauungsplan den vorhandenen Bestand 
zu sichern. Es muss nur die Erforderlichkeit für eine solche Regelung 
vorliegen (§ 1 Abs. 3 BauGB). Ein Bebauungsplan ist allerdings dann 
nicht erforderlich, wenn die Planungskonzeption entbehrlich ist. Davon 
ist auszugehen, wenn eine positive Zielsetzung nur vorgeschoben wird, 
um eine in Wahrheit auf bloße Verhinderung gerichtete Planung zu ver-
decken. Ein solcher Fall ist nicht schon dann gegeben, wenn der Haupt-
zweck der Festsetzungen in der Verhinderung bestimmter städtebaulich 
relevanter Nutzungen besteht. 

Eine Gemeinde darf mit der Bauleitplanung grundsätzlich auch städte-
bauliche Ziele verfolgen, die mehr auf Bewahrung als auf Veränderung 
der vorhandenen Situation zielen. Festsetzungen in einem Bebauungs-
plan sind nur dann als Negativplanung unzulässig, wenn sie nicht dem 
planerischen Willen der Gemeinde entsprechen, sonder nur vorgescho-
ben sind, um eine andere Planung zu verhindern.
� F. O.

Zur Rücknahme der Ernennung des haupt-
amtlichen Bürgermeister der Stadt P. und zum 
Verbot der Führung der Dienstgeschäfte

(OVG Berlin-Brandenburg, Beschlüsse vom 16. Apr. 2013 – OVG 4 S 
24.13 und OVG 4 S 25.13)

Sachverhalt 

Der Antragsteller (Ast) ist hauptamtlicher Bürgermeister (hBM) der 
Stadt P. in Brandenburg.  Im Jahre 2007 wurde er von der Bürgern der 
Stadt P gewählt und durch die Stadtverordnetenversammlung (StV) mit 
Aushändigung der Ernennungsurkunde zum hBM ernannt. 
2011 wurde durch einen Bericht des Bundesbeauftragten für die Unter-
lagen des Staatssicherheitsdienstes der DDR bekannt, dass der Ast „inof-

Rechtsprechung
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f izieller Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR gewesen“ 
sei; was der Ast zuvor immer als unrichtig zurückgewiesen hatte. 
Die StV nahm darauf die Ernennung des Ast zum hBM wegen „arg-
listiger Täuschung über seine Tätigkeit als inoff izieller Mitarbeiter des MfS 
zurück“ und „verbot dem Ast, die Tätigkeit als hBM weiter zu führen“. Die 
sofortige Vollziehung beider Verfügungen wurde ausgesprochen. Der 
Ast legte gegen beide Verfügungen Widerspruch ein und begehrte beim 
VG Potsdam einstweiligen Rechtsschutz. Die Anträge des Ast wurden 
abgelehnt.    
Auf die Beschwerde des Ast gegen diese Entscheidungen des VG Pots-
dam hat das OVG Berlin-Brandenburg die aufschiebende Wirkung der 
Widersprüche des Ast wiederhergestellt. 

Rücknahme der Ernennung 

Die – im Rahmen nach § 80 Abs. 5 VwGO – vorzunehmende Interes-
senabwägung fällt zugunsten des Ast aus. Der Annahme des VG, dass 
sich der Rücknahmebescheid als offensichtlich rechtmäßig erweise, ver-
mochte das OVG Berlin-Brandenburg nicht zu folgen.
Zwar könne § 12 Abs. 1 Nr. 1 Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) grund-
sätzlich Rechtsgrundlage für die Rücknahme der Ernennung des Ast 
zum hBM sein. Die Ernennung als Voraussetzung für die Begründung 
des Beamtenverhältnisses als hBM sei erst durch das Kommunalrechts-
reformgesetz vom 18. Dez. 2007 entfallen. Auch seien mit dieser Neure-
gelegung nicht alle bestehenden Rechtsverhältnisse kommunaler Wahl-
beamter (hier des Ast als hBM) rückwirkend anders geregelt worden. 
Zudem sei die Ansicht des Ast nicht richtig, eine Befugnis der jetzigen 
StV zur Rücknahme sei bereits deshalb nicht gegeben, weil die vormalige 
StV ihn zum hBM ernannt habe. Die StV ist die oberste Dienstbehörde 
des Hauptverwaltungsbeamten; unabhängig von Amtszeit und Wahlpe-
riode. Dies ergebe sich bereits aus dem Grundsatz der sog. Organkonti-
nuität der StV. 
In der Sache unterliege die Rücknahmeentscheidung der StV jedoch 
durchgreifenden Bedenken. 

(1) Dabei lässt es das OVG Berlin-Brandenburg offen, ob tatsächlich 
eine „Täuschung“ iSd § 12 Abs. 1 Nr. 1 BeamtStG vorgelegen hat. 

(2) Es fehle an der Ursächlichkeit einer evtl. Täuschung für die Ernen-
nung des Ast zum hBM. Es ist nämlich nicht davon auszugehen, dass 
die StV den Ast nicht alsbald nach seiner Wahl ernannt hätte. Dem Ast 
ist vielmehr darin zu folgen, dass die StV nicht berechtigt gewesen wäre, 
die Ernennung des Ast mit Blick auf ein mögliches Wahlprüfungs- bzw. 
Abberufungsverfahren zeitlich hinauszuschieben. Es trifft – gegen die 
Ausführungen des VG – nicht zu, dass die StV durch Einleitung eines 
Wahlprüfungs- oder Abberufungsverfahrens die Ernennung des Ast 
hätte verzögern können oder bei der Ernennung in ihrer Entscheidung  
frei gewesen wäre. 

Aus dem Zusammenhang der Regelungen über die Ernennung von 
kommunalen Wahlbeamten und den Vorschriften über die Wahlanfech-
tung ergibt sich – für das OVG – zweifelsfrei, „dass die dem Mehrheitswil-
len der Gemeindebürger entsprechende Entscheidung über die Wahl des hBM 
ungeachtet einer Wahlanfechtung sofort umzusetzen“ war.
Die Wirksamkeit der Wahl war – nach Ansicht des OVG Berlin-Bran-
denburg – nur Voraussetzung für die Ernennung, nicht aber für die Aus-
händigung der Ernennungsurkunde nach Annahme der Wahl durch den 
gewählten Kandidaten. Auch das alte Recht enthielt keine Regelung, die 
es der StV erlaubt hätte, von einer Ernennung des Ast abzusehen oder 
sie zu verzögern. 
Auf die Frage, ob dem Ast im vorliegenden Fall ein Anspruch auf Er-
nennung zugestanden habe, komme es nicht an. Eine solche Frage ist von 
der Verpflichtung der StV, die Ernennung „nach erfolgter Wahl ohne Ent-

schließungsfreiheit“ umzusetzen, zu unterscheiden und daher nicht mit 
dem Sachverhalt der Entscheidung des OVG Brandenburg vom 26. Okt. 
2000 zum Az. 2 B 22/00 zur Wahl eines Amtsdirektors durch den Amts-
ausschuss zu vergleichen. 
Eine (evtl.) Täuschung des Ast sei daher nicht ursächlich für die (Ver-
pflichtung zur) Ernennung des Ast gewesen; vielmehr die Wahl. Die 
Voraussetzungen für eine Rücknahme nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 BeamtStG 
lägen daher nicht vor. 

Verbot zur Führung der Dienstgeschäfte 

Wegen des Widerspruchs des Ast (auch) gegen die sofortige Vollziehung 
des Verbots zur Führung der Dienstgeschäfte als hBM war – nach An-
sicht des OVG Berlin-Brandenburg – ebenfalls die aufschiebende Wir-
kung wiederherzustellen. 
Dieser Antrag sei nicht etwa unzulässig. Gem. § 39 Abs. 1 S. 1 BeamtStG 
„kann aus zwingenden dienstlichen Gründen die Führung der Dienstgeschäfte 
verboten“ werden. Zum einen werde der Antrag des Ast nicht durch S. 2 
des § 39 BeamtStG gegenstandslos. Dies wäre nur dann der Fall, wenn 
nicht innerhalb von 3 Monaten ein Disziplinarverfahren oder ein sons-
tiges Verfahren auf Rücknahme der Ernennung eingeleitet worden wäre. 
Diese Voraussetzungen sind nicht gegeben. 
Zum andern: Zu einer Erledigung könne es nur dann kommen, wenn das 
Verbot zur Führung der Dienstgeschäfte „unumstößlich feststehe“. Dies wie-
derum könne (entgegen VGH München-Beschluss vom 23. Sept. 2002 
zum Az. 3 CS 02.1118, OVG NRW-Beschluss vom 15. Mai 2012 zum Az. 
6 B 257/12 und OVG Bautzen-Beschluss vom 8. Juni 2012 zum Az. 2 B 
520/09) immer nur dann der Fall sein, wenn die Rücknahme der Ernen-
nung Bestandskraft habe. Dies sei vorliegend nicht der Fall. Im Gegenteil: 
Mit der – aufgrund der Entscheidung des OVG – nun gegebenen aufschie-
benden Wirkung des eingelegten Widerspruchs gegen die Rücknahme der 
Ernennung lebe der Beschäftigungsanspruch des Beamten (hier: des Ast) 
wieder auf. 
Der danach zulässige Antrag des Ast, auf vorläufige Beschäftigung, ist 
auch begründet. Bei einer Interessenabwägung sei dem Interesse des Ast 
der Vorrang einzuräumen. Hier verweist das OVG Berlin-Brandenburg 
auf die Entscheidungsgründe zur offensichtlichen Rechtswidrigkeit der 
Rücknahme der Ernennung.� E.B.

Linienverkehrsgenehmigung für Seniorenbus

(OVG Koblenz, Urt. v. 24.5.2012 – 7 A 10246/12)

Eine Gemeinde kann eine Linienverkehrsgenehmigung für einen Senioren-
bus beanspruchen, auch wenn ein Unternehmer bereits eine Linienverkehrs-
genehmigung für dieselbe Strecke hat, der Vergleich beider Interessenten aber 
ergibt, dass Seniorenbusse zulässig sind.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Ein Linienverkehrsunternehmer war nicht damit einverstanden, dass ei-
ner Gemeinde die Genehmigung für einen Seniorenbus erteilt wurde. 
Das Unternehmen ging dagegen im Weg der Klage vor.
Es kam darauf an, ob das Unternehmen geltend machen konnte, die 
Genehmigung verstoße gegen eine den eigenen Schutz bezweckende 
Regelung. Es kam auf den Schutz des vorhandenen Verkehrsangebots 
und des darin tätigen Unternehmens an. Es gehört zur Wahrung öf-
fentlicher Verkehrsinteressen, dass nicht mehrere Unternehmen für 
denselben Verkehr parallel zueinander eine Linienverkehrsgenehmi-
gung erteilt wird.

Rechtsprechung
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Nach dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts Koblenz lag keine 
Rechtsverletzung vor. Es war davon auszugehen, dass das Personenbe-
förderungsgesetz den vorhandenen Unternehmer nur in einem einge-
schränkten Umfang Besitzstandsschutz gewährt. Dies kann insbeson-
dere nicht soweit gehen, dass ein Verkehrsbedürfnis unbefriedigt bleibt.
Ob der Verkehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln befriedigend 
bedient wird, hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab, wie u. a. Stre-
ckenführung, zeitliche Dichte der Verkehrsbedienung, den angefahrenen 
Haltestellen, der davon abhängigen Vernetzung mit anderen Verkehrs-
netzen, der Reisegeschwindigkeit, dem Reisekomfort und der Höhe der 
Fahrpreise. 
Die Genehmigungsbehörde durfte zutreffend zu der Analyse gelangen, 
dass der Verkehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln nicht befrie-
digend bedient werden konnte, da in dem ländlich geprägten Bereich 
ein ergänzendes Angebot für ältere und schwer behinderte Menschen 
sinnvoll ist. Für die Dörfer und auch für die größeren Orte war bezeich-
nend, dass viele örtliche Einrichtungen der Versorgung – wie etwa Le-
bensmittelläden, Arztpraxen, Zweigstellen von Banken und Sparkassen 
– kaum noch vorhanden waren. Die Notwendigkeit, in zentralere Orte 
zu gelangen, ergab sich daraus zwangsläufig. Die Bevölkerung war inso-
weit vielfach auf den Individualverkehr mit Pkw angewiesen. Gerade der 
älteren Bevölkerung standen solche Mittel teilweise nicht zur Verfügung. 
Zur Behebung solcher struktureller Defizite ist ein angemessenes und 
auf die besonderen Bedürfnisse zugeschnittenes Angebot des öffentli-
chen Personennahverkehrs erforderlich. Entsprechend dem Charakter 
als neu zu schaffendem Angebot unter Begrenzung der zur Verfügung 
stehenden Mittel war ein äußersten Grundbedürfnissen entsprechendes 
Angebot geplant, das mit der Bedienung durch einen Kleinbus mit acht 
Fahrgastplätzen, einem ehrenamtlichen Fahrer und der Begrenzung der 
Verbindung zwischen den Orten mit nur lediglich zweimal wöchentlich 
auskam.
Nach der Auffassung des Gerichts konnte die Genehmigungsbehörde 
davon ausgehen, dass mit der Genehmigung eines solchen Verkehrs 
eigene Verkehrsrechte des Linienverkehrsunternehmens nicht verletzt 
wurden. Die wirtschaftliche Beeinträchtigung der vorhandenen Linie 
war derart gering, dass die Belange des angestrebten Verkehrs vorgingen. 
Dieser vorgesehene Verkehr zielte nicht darauf ab, dem Linienverkehrs-
unternehmer Fahrgäste zu entziehen, sondern den Verkehr auch einem 
Personenkreis zugänglich zu machen, der wegen verschiedener Umstän-
de bisher mit dem bestehenden Angebot nicht zufrieden gestellt werden 
konnte. Bei der Bewertung der Verkehrsbedürfnisse der unterschiedli-
chen Art und ihrer befriedigenden Bedienung sowie einer wesentlichen 
Verbesserung der Verkehrsbedienung kam der Genehmigungsbehörde 
ein Beurteilungsspielraum zu, der auch die Frage einschloss, wie gewich-
tig einzelne öffentliche Verkehrsinteressen sowohl für sich gesehen, als 
auch im Verhältnis zueinander sind. Die Behörde war nicht gehalten, we-
gen der allenfalls äußerst geringfügigen wirtschaftlichen Auswirkungen 
der bereits vorhandenen Linie auf eine Verbesserung des Verkehrsange-
bots zu verzichten. 
Es konnte davon ausgegangen werden, dass eine Konkurrenz nicht schon 
vorliegt, wenn dieselbe Strecke von einer Linie und von dort auch nur auf 
einem sehr geringen Abschnitt bedient wird. 
Wesentliche Bedeutung für die Vermeidung einer echten Konkurrenz-
situation durfte auch dem Umstand beigemessen werden, dass die vor-
gesehenen Fahrten in einem Mindestabstand von einer Stunde zum 
vorliegenden Fahrtenangebot erfolgte. Im übrigen wäre aber selbst eine 
in wirtschaftlicher Hinsicht bestehende geringfügige Beeinträchtigung 
angesichts der Gesamtumstände nicht ausschlaggebend. Der Linienver-
kehrsunternehmer konnte für sich kein Recht beanspruchen, dass sein 
gebilligter Verkehr in einer Weise ausgestaltet war, der einseitig seinen 
Interessen entsprach würde.
� F. O.

Information der Presse über Ermittlungen 
gegen Polizeibeamten

(OVG Lüneburg, Beschl. v. 20. 2. 2013 – 5 LA 101/12, NJW 2013, 
S.  1177)

1. Eine Polizeibehörde darf die Presse in objektiver und sachlicher Weise über 
ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamte informieren.

2. Unerheblich ist, dass die Presseinformation durch die Nennung einer rela-
tiv kleinen Dienststelle trotz fehlender Namensnennung der betroffenen 
Beamten ermöglicht.

3. Die Fürsorgepflicht des Dienstherrn gegenüber dem Beamten ist nicht 
verletzt, wenn eine Presseinformation durch das in § 4 Abs. 1 Niedersächsi-
sches Pressegesetz (NpresseG) gerechtfertigt ist.

(Nichtamtliche Leitsätze) 

Anmerkung:

Der Kläger (K) geriet wie 19 weitere Kollegen in den Verdacht, einem 
Abschleppunternehmer Aufträge zugeteilt und dafür Vorteile erhalten 
zu haben. Die beklagte Behörde (B) informierte die Presse über das ge-
gen die Beamten  eingeleitete Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
der Vorteilsannahme beziehungsweise Bestechlichkeit. Die Namen der 
betroffenen Beamten wurden nicht erwähnt, wohl aber deren Dienst-
stellen.  K machte deswegen erfolglos einen Entschädigungsanspruch 
wegen Verletzung seines Persönlichkeitsrechts geltend. Das Gericht 
verneint das Vorliegen einer – ggf. einen Anspruch begründenden – Für-
sorgepflichtverletzung des Dienstherrn, weil er berechtigt  gewesen sei,  
die Presse über das Ermittlungsverfahren zu informieren. Gem. § 4 Abs. 
1 NpresseG – und den Vorschriften in den Pressegesetzen der anderen 
Bundesländer – sind Behörden verpflichtet, den Vertretern der Presse 
die der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe dienenden Auskünfte zu 
erteilen. Ausgenommen sind Fälle, in denen schutzwürdige private Inter-
essen verletzt werden. Die hiernach gebotene Abwägung zuwischen dem 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht des K (Art. 1 Abs. 1 und 2 Abs. 1 GG) 
und dem in Art. 5 Abs. 1 GG wurzelnden presserechtlichen Auskunfts-
anspruch falle zu Lasten des K aus.
B habe die Presse korrekt und angemessen informiert, insbesondere nur 
von laufenden, nicht abgeschlossenen Ermittlungen gesprochen. Die In-
formation betreffe Vorwürfe, die bei Polizeibeamten besonderes Gewicht 
hätten und in der Öffentlichkeit auf ein legitimes Informationsinteresse 
stießen. Keine Rolle spielte im Übrigen die Tatsache, dass K später von den 
Vorwürfen freigesprochen wurde.� J.V.

Höhe der Schmutzwassergebühren
(OVG Münster, Beschl. v. 30.7.2012 – 9 A 2799/10)

Die Höhe der Schmutzwassergebühr bestimmt sich nach der Menge des 
Schmutzwassers, die zu ermitteln ist.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Die Höhe der Schmutzwassergebühren bestimmt sich nach der Menge 
des Schmitzwassers. Nach dem Beschluss des Oberverwaltungsgerichts 
Nordrhein-Westfalen gilt dies auch dann, wenn die Wasseruhr eine Menge 
von bezogenem Frischwasser angibt, dies aber nicht zutrifft. In dem kon-
kreten Fall war eine gutachterliche Stellungnahme des Landesbetriebes 
für Mess- und Eichwesen eingeholt worden. Danach hatte die Wasseruhr 

Rechtsprechung
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für den fraglichen Zeitraum den ermittelten Frischwasserverbrauch 
von 755 cbm korrekt ermittelt. Dann aber war die Ursache des Mehr-
verbrauchs der Sphäre des Hauseigentümers zuzuordnen. Ihm oblag es 
deshalb einen Geschehensablauf aufzuzeigen, der dazu führen musste, 
dass der hohe Frischwasserbezug nicht zu einer entsprechenden Ab-
wassermenge geführt hatte. 
Der Frischwassermaßstab ist ein zulässiger Wahrscheinlichkeits-
maßstab für die Schmutzwassermenge im Sinne des Kommunal-
abgabenrechts, soweit die Satzung vorsieht, dass nachweislich der 
Abwasseranlage nicht zugeführte Wassermengen etwa im Falle 
gärtnerischer oder gewerblicher Nutzung in Abzug gebracht werden. 
Dabei kann der Nachweis dieser Wasserschwundmengen satzungs-
rechtlich auch den Gebührenpflichtigen auferlegt werden.
Daran fehlte es. Ohne eine Darstellung des Grundstückseigentümers 
stellte sich auch die Frage nach den Anforderungen an eine etwaige 
Beweisführung in diesen Fällen nicht. Ist nämlich die Ursache des 
Wasser-Mehrverbrauchs in einem Bereich zu suchen, der räumlich 
und zeitlich nach der messtechnischen Einrichtung der dem Grund-
stück zugeführten Frischwassers liegt, ist die Risikosphäre des ge-
bührenpflichtigen Benutzers betroffen, wann eine etwaige techni-
sche Fehlkonstruktion sei es eines Rohres, sei es eines Verbrauchs 
dann in seinem Herrschafts- und Einflussbereich liegt.� F. O.

Störerhaftung der Inhaberin eines 
Internetanschlusses

(OLG Köln, Urt. v. 15. 5.  2012 – 6 U 239/11, NJW-RR 2012, S.  1327)

Im Verhältnis einer Ehefrau als Inhaberin eines Internetanschlusses zu 
ihrem Ehemann als überwiegendem Nutzer eines solchen Anschlusses 
bestehen keine vergleichbaren Kontrollpflichten wie im Verhältnis der 
Eltern zu ihren – insbesondere minderjährigen – Kindern oder anderen 
Hausgenossen.

(Nichtamtl. Leitsatz)

Anmerkung:

Die Klägerin (K), Inhaberin von Nutzungsrechten an einem Computer-
spiel, verlangt von der Beklagten (B) Unterlassung und Schadensersatz 
wegen Urheberrechtsverletzung, weil ein Spiel über den Internetan-
schluss der B in sog. Internettauschbörsen zum Herunterladen ange-
boten und öffentlich zugänglich gemacht worden ist. Die Klage war im 
Ergebnis erfolglos, weil nicht festgestellt werden konnte, dass gerade B 
für die Rechtsverletzungen verantwortlich war. Diese hat eingewandt, 
auch ihr verstorbener Ehemann habe den Internetanschluss genutzt und 
sich um alle damit zusammenhängenden Fragen gekümmert. Eine Stö-
rerhaftung der B für ein Fehlverhalten des Ehemannes – d.h. ein Über-
wachungspflicht – lehnt das Gericht ab. Der Streitfall liege insbesondere 
anders als in den Fällen, in den Kinder des Anschlussinhabers als illegale 
Nutzer in Betracht kämen (s. Leitsatz). � J.V.

Anspruch des Betriebsrats auf Internetzugang 
(„Gruppenaccount“)

(BAG, Besch. v. 18. 7.  2012 – 7 ABR 23/11,  DB 2012, S. 2524)

1. Ein Betriebsrat kann – sofern dem nicht berechtigte Interessen des 
Arbeitgebers entgegenstehen – nach § 40 Abs. 2 BetrVG die Einrichtung 

eines nicht personalisierten Internetzugangs über den ihm zur Verfü-
gung gestellten PC verlangen.

2. Der Datenschutz erfordert keine Individualisierung der Internetnut-
zung.

3. Datenschutzrechtliche Sicherungen nach Maßgabe des BDSG  sind 
allerdings beim Zugang zu einem PC erforderlich, auf dem personenbe-
zogene Daten verarbeitet werden.

4. Als Teil der verantwortlichen Stelle i. S. von § 3 Abs. 7 BDSG ist der 
Betriebsrat selbst dem Datenschutz verpflichtet und hat eigenständig 
über Maßnahmen zu beschließen, um den Anforderungen des BDSG 
Rechnung zu tragen.

5. Es ist nicht Sache des Arbeitgebers, dem Betriebsrat hinsichtlich der 
Beachtung des Datenschutzes Vorschriften zu machen.

(Nichtamtl. Leitsätze)

Anmerkung:

Nach § 40 Abs. 2 BetrVG hat der Arbeitgeber dem Betriebsrat für 
die laufende Geschäftsführung in dem erforderlichen Umfang u. a.  
sachliche Mittel sowie Informations- und Kommunikationstechnik 
zur Verfügung zu stellen. Zu dieser Informationstechnik gehört das 
Internet. Der Betriebsrat kann einen Internetzugang allerdings nur 
beanspruchen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung der 
ihm nach dem Gesetz obliegenden Aufgaben erforderlich ist. Bei  der 
Entscheidung über die Erforderlichkeit hat der Betriebsrat die be-
trieblichen Verhältnisse und die von ihm zu erledigenden Aufgaben 
zu berücksichtigen und auch den berechtigten Interessen des Arbeit-
gebers Rechnung zu tragen. Der Betriebsrat muss letztlich eine Inte-
ressenabwägung vornehmen. Dient das Sachmittel (Internetzugang) 
betriebsverfassungsrechtlichen Aufgaben und hält sich die Interes-
senabwägung  des Betriebsrats im Rahmen seines Beurteilungsspiel-
raums, kann das Arbeitsgericht die Entscheidung des Betriebsrats 
nicht durch eine eigene ersetzen. Gemessen an diesen Vorgaben hat 
der Senat im vorliegenden Fall die Entscheidung des Betriebsrats 
gebilligt. Berechtigte Interessen des Arbeitgebers stünden dem nicht 
entgegen. Es liege auch im Rahmen der pflichtgemäßen Beurteilung 
des Betriebsrats, wenn er von der Arbeitgeberin eine Einrichtung des 
Internetzugangs verlange, die es der Arbeitgeberin nicht ermögliche, 
die Internetnutzung durch die einzelnen Betriebsratsmitglieder per-
sonenbezogen nachzuvollziehen. Der Betriebsrat könne beanspruchen, 
dass diese Kontrollmöglichkeit durch Einrichtung eines Gruppenac-
counts ausgeschlossen sei.
Die Arbeitgeberin berief sich schließlich ohne Erfolg auf Gesichtspunk-
te des Datenschutzes. Zwar müsse die PC- Nutzung bei Verarbeitung 
personenbezogener Daten am BDSG orientieren. Insoweit habe der 
Betriebsrat jedoch in eigener Verantwortung für ausreichenden Daten-
schutz zu sorgen (s. Leitsätze 4 und 5).� J.V.

Autoren der Rechtsprechungsbeiträge:
E.B.	 =	 Prof. Dr. Edmund Beckmann
F.O.	 =	 Rechtsanwalt Dr. Franz Otto
J.V.	 =	 Prof. Dr. Jürgen Vahle
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Kommunalverfassungsrecht Nordrhein-Westfalen, GO · KrO · GkG · LVerbO · 
RVRG · Kommunalwahlgesetz, Kommentare, Texte, 29. Nachlieferung, Dezember 
2012, 532 Seiten € 79,80; Gesamtwerk 2.908 Seiten, € 149,00, Kommunal- und Schul-
Verlag, Wiebaden

In die Gesetzestexte der GO, KrO, LVerbO und des RVRG wurden die jüngsten 
Gesetzesänderungen, u.a. vom 18.09.12 eingearbeitet und die Kommentierungen der 
geänderten Paragrafen entsprechend aktualisiert.

Hoppe/Uechtritz/Reck, Handbuch Kommunale Unternehmen, 3. Auflage 2012, 
€ 99,00, Verlag Dr. Otto Schmidt KG, Köln

Die kommunalen Unternehmen haben in den letzten Jahren zunehmend an Bedeu-
tung gewonnen. Neue Steuerungsmodelle, das neue kommunale Finanzmanagement 
und andere Entwicklungen veranlassen die Kommunen, immer neue Bereiche ihrer 
Handlungsfelder auszugliedern und in der Form wirtschaftlicher Unternehmen zu be-
treiben und zu gestalten. Auf die zahlreichen Fragen, die sich den Gemeinden und 
Kreisen dabei stellen, gibt das Handbuch detaillierte und kompetente Antworten. Alle 
relevanten Rechtsgebiete werden praxisorientiert aufbereitet, Handlungsinstrumenta-
rien und Entscheidungshilfen zu typischen Problemen vorgestellt und mitgeliefert. Die 
Voraussetzungen für die wirtschaftliche Betätigung werden dabei ebenso dargestellt 
wie die Auswirkungen kommunaler unternehmerischer Tätigkeit auf den Gebieten des 
Gesellschafts-, Wettbewerbs-, Steuer-, Arbeits-, Konzern-, Vergabe- und Kartellrechts. 
Eine Übersicht über die für die Rechtsformwahl maßgeblichen Kriterien rundet die 
Auführungen ab.
Die Liste der renommierten Autoren bürgt für die außerordentliche Qualität dieses 
Bandes und macht die Anschaffung dieses Bandes trotz des ansehnlichen Preises loh-
nenswert.
� Welf Sundermann

Kommunalverfassungsrecht Thüringen, Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 
(ThürKO), Thüringer Gesetz über die, Kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG), 
Thüringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG), Kommentare, 26. Nachlieferung, De-
zember 2012, 164 Seiten, € 29,40, Gesamtwerk: 2.572 Seiten, € 129,00, Kommunal- und 
Schul-Verlag, Wiesbaden 

Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung – 
ThürKo)
Diese Lieferung beinhaltet die Überarbeitungen zu den Kommentierungen der §§ 13 
(Entschädigung), 28 (Rechtsstellung des Bürgermeisters) und 53 a (Haushaltssiche-
rungskonzept) ThürKO.

Thüringer Gesetzt über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG)
Diese Lieferung beinhaltet die Aktualisierung des Textes sowie die Überarbeitung der 
Kommentierung des § 45.

Bogner, Beratungs- und Beschlussverfahren in der Gemeindevertretung, Darstellung, 
4. Auflage, kart., 322 Seiten, 16,5 x 23,5 cm, € 39,00, ISBN 978-3-8293-0813-7, Kom-
munal- und Schul-Verlag, Wiesbaden

Gemeinden und Gemeindeverbänden obliegt eine Fülle von Entscheidungen in den 
verschiedenen Angelegenheiten ihres Wirkungsbereiches.
Das Kommunalrecht der Länder enthält eindeutige Vorschriften über ein ordnungs-
gemäßes Zustandekommen der Entscheidungen der Gemeindevertretung. Die Vor-
schriften, Übereinstimmungen und Unterschiede der Bundesländer über Organe und 
ihre Zuständigkeiten, Rechte und Pflichten der Ratsmitglieder und das Zustandekom-
men von Beschlüssen werden in diesm Werk aufgezeigt.

Kopp/Schenke, VwGO, 19. Aufl. 2013, 1996 Seiten, in Leinen € 64,00, C. H. Beck, 
ISBN 978-3-406-63933-3

Nur knapp ein Jahr nach der 18. Auflage haben die Autoren eine überarbeitete Kom-
mentierung vorgelegt. Das Werk ist auf den Gesetzesstand Januar  2013 gebracht wor-
den. Anlass für die Neuauflage waren etliche neue Gesetze. Zu nennen sind hierbei in 
erster Linie das im Juli 2012 in Kraft getretene Mediationsgesetz und die Novelle des 
Telekommunikationsgesetzes. Darüber hinaus sind mehr als 250 neue Entscheidungen 
eingearbeitet worden. Mehr Aktualität ist kaum möglich.
Der „Kopp/Schenke“ ist damit nach wie vor einer der führenden Kommentare zur 
VwGO. 
Die Vorzüge des Kommentars sind auch in dieser Fachzeitschrift mehrfach ausführ-
lich gewürdigt worden; sie sollen hier deshalb nur skizziert werden:  klare Struktur, 
umfassende Auswertung von Schrifttum und Rechtsprechung,  fundierte Auseinan-
dersetzung mit Streitfragen und modernen Entwicklungen  und die ausgezeichnete 
Handhabbarkeit.

Fazit: Der „Kopp/Schenke“ ist bei Fragen aus dem Bereich der VwGO die „erste Adres-
se“ für die öffentliche Verwaltung, die Verwaltungsjustiz, mit einschlägigen Problemen 
befasste Rechtsanwälte und – last, but not least – für Jurastudenten und Rechtsrefe-
rendare. 
� Prof. Dr. J. Vahle, Bielefeld

Schrifttum

Mit dieser aktualisierten 3. Auflage wenden sich die Autoren, 
die jahrzehntelange Praxis- und Lehrerfahrung vorweisen kön-
nen, an alle Studierende sowie Mitarbeiter der Verwaltungs-
praxis in Nordrhein-Westfalen. Es werden alle Rechtssätze, 
welche die Gefahrenabwehr zum Gegenstand haben, behan-
delt, wobei der Schwerpunkt auf dem Ordnungsrecht liegt. 
Daneben finden sich auch Prüfungsschemata und Musterfälle 
für die Praxis.

Wolfgang Frings/
Lothar Spahlholz

Das Recht der  
Gefahrenabwehr in  
Nordrhein-Westfalen

Maximilian Verlag Hamburg

ISBN 978-3-7869-0834-0
€ 29,90

Bitte bestellen Sie in Ihrer Buchhandlung oder bei Maximilian Verlag | Georgsplatz 1 | 20099 Hamburg | Tel. 040/707080-306 | Fax 040/707080-324 | E-Mail: vertrieb@deutsche-verwaltungs-praxis.de | Lieferung im Inland versandkostenfrei | Irrtum 
und Preisänderung vorbehalten. Widerrufsbelehrung: Sie können Ihre Bestellung innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen schriftlich widerrufen. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs 
an die Bestelladresse.

Im Vordergrund des Buches von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter 
Eichhorn, Emeritus der Universität Mannheim und Präsident der 
SRH Hochschule Berlin, stehen die innovativen Entwicklungen 
in Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltungen. Wie in der 
privaten Wirtschaft stehen auch diese in dynamischen Verän-
derungsprozessen. Zu Methoden und Maßnahmen nimmt das 
Buch Stellung und unterbreitet vielfältige Vorschläge, die nach 
alphabetischen Stichworten geordnet sind. 

Peter Eichhorn

Management im 
Öffentlichen Dienst

Maximilian Verlag Hamburg

ISBN 978-3-7869-0835-7 
€ 19,90
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Hannover • Klaus-Jochen Lehmann, Ltd. Direktor a. D., Vorstandsvor-
sitzender der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie Westfalen-Mitte • 

Prof. Dr. Rainer O. Neugebauer, Gründungsdekan des Fachbereichs Ver-
waltungswissenschaften der Hochschule Harz, Halberstadt • Udo Post, 
Vizepräsident der Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Nieders-
achsen und Leiter des Standortes Oldenburg des Niedersächsischen Stu-
dieninstituts für kommunale Verwaltung, Oldenburg • Gabriele Reichel, 
Studienleiterin des Studieninstituts für kommunale Verwaltung Sachsen-
Anhalt, Magdeburg • Cornelia Rogall-Grothe, Staatssekretärin im Bun-
desministerium des Innern, Berlin und Beauftragte der Bundesregierung 
für Informationstechnik • Prof. Dr. Josef Konrad Rogosch, Präsident der 
Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung, Altenholz • Prof. 
Dr. Utz Schliesky, Direktor des Schleswig-Holsteinischen Landtages und 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des Lorenz-von-Stein-Instituts 
für Verwaltungswissenschaften an der Christian-Albrechts-Universität 
zu Kiel • Christiane Schoppmeier-Pauli, Ltd. Regierungsdirektorin, 
Leiterin der Abteilung Münster der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung NRW • Dr. Ludger Schrapper, Präsident der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung NRW, Gelsenkirchen • Jörg Siekmeier, Ltd. 
Verbandsverwaltungsdirektor, Leiter des Kommunalen Studieninstituts 
Mecklenburg-Vorpommern, Greifswald • Reiner Stein, Regierungsdirek-
tor, Leiter des Ausbildungsinstituts an der Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung und Rechtspflege, Güstrow • Prof. Dr. Udo Steiner, Universi-
tät Regensburg, Richter des Bundesverfassungsgerichts a.D. • Christiane 
Wallnig, Ltd. Regierungsdirektorin, Leiterin des Studieninstituts des 
Landes Niedersachsen, Bad Münder • Prof. Holger Weidemann, Studien-
dekan der Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen, 
Hannover • Klaus Weisbrod, Leiter der Zentralen Verwaltungsschule 
Rheinland-Pfalz und Direktor der Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung Rheinland-Pfalz, Mayen • Ralf Uwe Wenzel, Senatsrat, Referatsleiter 
beim Senator für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen
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MEHR WISSEN.

Tonio Gas:
Gemeinwohl und Individualfreiheit im nationalen Recht und Völkerrecht

Die Habilitation (Band 5 der NSI-Schriftenreihe) von Tonio Gas befasst sich mit 
Gemeinwohl und Freiheit im nationalen Verfassungsrecht sowie im Völkerrecht 
zwischen Staaten- und Menschheitsbezug.

Band 5, 608 Seiten, Broschur, 
ISBN 978-3-7869-0838-8, 69,90 €

Holger Truckenbrodt/Kerstin Zähle: 
Der Kommunale Haushalt in 
Aufstellung, Ausführung und Abschluss

Dieser Band führt den Auszubildenden/Studierenden umfassend in den  kommunalen Haushalt ein.
Band 2, 2. Au� age, 308 Seiten, Broschur, 
ISBN 978-3-7869-0864-7, 29,90 €

Jan Seybold/Wolfgang Neumann/Frank Weidner: 
Niedersächsisches Kommunalrecht

Das Lehrbuch richtet sich vorwiegend an Studierende 
der Kommunalen Hochschule für Verwaltung in Niedersachsen 

und Teilnehmer der Lehrgänge des Niedersächsischen 
Studieninstituts für kommunale Verwaltung. 

Band 3, 2. Au� age, 248 Seiten, Broschur,
ISBN 978-3-7869-0868-5, 29,90 €

Peter Eichhorn: 
Management im öff entlichen Dienst

Der Königsweg für eine moderne Verwaltung

Im Vordergrund stehen die innovativen Managemententwicklungen in 
Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltungen. 

Band 4, 152 Seiten, Broschur,
ISBN 978-3-7869-0836-4, 19,90 €

DIE SCHRIFTENREIHE KOMMUNALE HOCHSCHULE 
FÜR VERWALTUNG IN NIEDERSACHSEN
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Hans Jürgen Witthöft (Hrsg.)

Köhlers FlottenKalender 2014
Internationales Jahrbuch der Seefahrt 

Der neue FlottenKalender erscheint wie gewohnt mit vielen 
spannenden und unterhaltsamen Themen aus der maritimen 
Welt. Die Leser erwartet wieder eine gelungene Mischung 
aus Unterhaltung und Information aus den verschieden-
sten Bereichen der Schifffahrt – Handelsschifffahrt, Mari-
ne, Reiseberichte, Persönlichkeiten und Historisches.  
Besondere Themen in Köhlers FlottenKalender 2014 
sind zum Beispiel die Schnellboote der Volksmarine der 
DDR, Marineschiffbau in Hamburg bis 1945, Hafenent-
wicklung am Beispiel des JadeWeserPort, die Idee ei-
nes emissionsfreien Feederschiffes des Germanischen 
Lloyd und die Ostasiatischen Kreuzergeschwader der 
Kaiserlichen Marine.
Zahlreiche Fotos illustrieren diesen maritimen Klas-
siker. Umfassend informierend und ansprechend 
aufbereitet ist Köhlers FlottenKalender Jahr für Jahr 
eine Pfl ichtlektüre für maritim Interessierte!

Hans Jürgen Witthöft (Hrsg.)
Köhlers FlottenKalender 2014
Internationales Jahrbuch der Seefahrt 
272 Seiten · 14,8 x 21 cm · zahlr. s/w- u. Farb-Abb. · Broschur
EUR (D) 14,95 · EUR (A) 15,40 · Sfr* 20,90
ISBN 978-3-7822-1080-5

Immer in Fahrt …

* unverbindliche Preisempfehlung 
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